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Renate Anderl 
ÖGB-Vizepräsidentin, ÖGB-Bundesfrauenvorsitzende

Mag.a Isabella Guzi, BA 
ÖGB-Bundesfrauensekretärin

Vorwort

Zu den Beweggründen für die Schaffung einer eigenen Frauenabteilung im Österreichi-
schen Gewerkschaftsbund meinte die spätere Frauenvorsitzende Rosa Weber beim 
ersten Kongress der ÖGB-Frauen: „Die Befreiung der Arbeiterklasse kann nur ein Werk 
der Arbeiterklasse selbst sein. Wir können mit Fug und Recht dieses Wort abwandeln 
und können sagen: Die endgültige Befreiung der Frau kann wieder nur ein Werk der 
Frauen selbst sein! Diesem Ziel dient unsere Arbeit in den Frauenreferaten.“

70 Jahre sind vergangen, seit unsere Vorkämpferinnen darangingen, Strukturen für die 
frauenpolitische Arbeit im ÖGB und den Gewerkschaften aufzubauen. Mit Engagement 
und Hartnäckigkeit ist es den Gewerkschafterinnen seit 1945 gelungen, viele Verbesse-
rungen für die Arbeitnehmerinnen zu erreichen. Nicht weniger Ausdauer kostete es die 
ÖGB-Frauen Fortschritte bei der Mitbestimmung innerhalb der Gewerkschaftsbewe-
gung zu erlangen.

Auch wenn nur einige wenige Gewerkschafterinnen in der Broschüre namentlich 
erwähnt werden, ist eines klar: Erreicht haben die verschiedenen Erfolge nicht einzelne 
Frauen allein, sondern sie kamen zustande, weil es den nötigen Druck vonseiten der 
Frauen gab und sich viele Funktionärinnen, Mitarbeiterinnen und Mitglieder dafür 
einsetzten. Wir sind stolz auf unsere Vorkämpferinnen und danken ihnen für ihren Ein-
satz!

Aufzeigen wollen wir in der Broschüre aber auch die nach wie vor bestehenden 
Ungleichheiten die wir noch immer bekämpfen. Auch Rückschritte, die vor allem im 
Kapitel McJobs und „Wahlfreiheit“ zu finden sind, werden dargestellt. Wir lassen uns 
durch sie nicht entmutigen, im Gegenteil! Maria Metzker, die 16 Jahre an der Spitze der 
ÖGB-Frauen stand, gab uns für schwierige Zeiten einen Ratschlag mit, den wir gern 
beherzigen. „Wenn der Wind stärker bläst, müssen wir eben rudern. Und als letztes 
Wort: gewinnen.“

Renate Anderl Mag.a Isabella Guzi, BA 
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Aufbau und Frauenarbeit
„Es ist ein alter gewerkschaftlicher
Grundsatz, dass der Mensch das Recht
auf Arbeit haben muss, und wir wollen
heute hier aussprechen,
dass dieses Recht auch der Frau
zugebilligt werden muss.“1)

1948, als Wilhelmine Moik beim ersten 
Kongress des ÖGB diese Forderung 
aussprach, war das Recht der Frauen 
auf  bezahlte Arbeit gesellschaftlich 
alles andere als unumstritten. Wie sehr 
sich die Bedeutung des Wortes „Frau-
enarbeit“ ändern kann, zeigen die 
ersten Jahre nach dem Zweiten Welt-
krieg eindrucksvoll.
Während des Krieges waren die Frauen 
zu Tätigkeiten herangezogen worden, 
die vormals als Männerarbeit galten. 
Auch unmittelbar nach Kriegsende 
griff  man auf  Frauen als „vielseitig 
verwendbare Arbeitskräfte“2) zurück, 
wie die Bezeichnung „Trümmerfrauen“ 
verdeutlicht. Mit der Rückkehr der 
Männer aus dem Krieg wurden die 
Frauen zum Teil wieder vom Arbeits-
markt verdrängt.
Dazu kam die äußerst schlechte Ver-
sorgungssituation. Lebensmittel waren 
knapp, bis Ende der Vierzigerjahre war 
ein Teil der Grundnahrungsmittel rati-
oniert. Frauenarbeit bedeutete somit 
auch: stundenlanges Anstehen vor den 
Geschäften. Auch Kleider und Schuhe 
waren rar. Ausbessern und Umarbeiten 
von alten Kleidungsstücken gehörten 
zum Frauenalltag. Die Kleiderkarte 
wurde 1949 aufgehoben, Textilien und 
Schuhe blieben aber noch lange Zeit 

Kostbarkeiten, auf  die man ganz 
besonders aufpassen musste.3)

ZU WENIG ARBEITSPLÄTZE
Der Wiederaufbau der Industrie setzte 
erst ab 1948 – mit Hilfe von außen – 
ein: Durch den Marshall-Plan flossen 
Österreich zwischen 1948 und 1953 
beträchtliche Investitionsmittel zu. Fast 
die Hälfte des Geldes ging an die Ver-
staatlichte Industrie und die Elektrizi-
tätswirtschaft. Ein Teil der Gelder 
wurde zur Preisstützung lebensnot-
wendiger Produkte verwendet. Den-
noch war die Teuerung bis Anfang der 
Fünfzigerjahre eines der größten Pro-
bleme. Um die ständigen Preiserhö-
hungen einzubremsen und die Löhne 
an die Preisentwicklung anzupassen, 
wurden von 1947 bis 1951 fünf  Lohn-
und Preisabkommen zwischen Arbeit-
geber- und ArbeitnehmerInnen-Ver-
bänden abgeschlossen – vor allem den 
Preisanstieg konnten die Abkommen 
aber nur unzureichend aufhalten. Erst 
1951/52 setzte eine Stabilisierung ein, 
ab 1953 folgte eine Phase der Hoch-
konjunktur.4) Die Arbeitslosigkeit blieb 
aber während der gesamten Fünfziger-
jahre hoch. Frauen waren von der 
Arbeitslosigkeit besonders betroffen, 
1953 und 1954 lag ihre Arbeitslosen-
quote über zehn Prozent!5)

ÖGB-FRAUEN KONSTITUIEREN SICH
Noch vor der offiziellen Ausrufung der 
Zweiten Republik am 27. April 1945 
kam es am 15. April im Direktionssaal 
des Wiener Westbahnhofes zur Grün-

dung des überparteilichen Österreichi-
schen Gewerkschaftsbundes. Auch die 
Gewerkschafterinnen zögerten nicht 
mit dem Aufbau eigener Strukturen für 
die Frauenarbeit. Im September 1945 
fand die konstituierende Sitzung der 
Frauensektion statt. Dabei wurden 60 
Funktionärinnen – aus den damals 
noch bestehenden 16 Gewerkschaften 
– zur „Frauenarbeit“ vorgeschlagen. 
Schon zuvor, im Juni, hatte das Frauen-
referat im ÖGB seine Arbeit aufge-
nommen. Mit der Leitung des Referats 
war Wilhelmine Moik, die bereits vor 
1934 Sekretärin des Frauenreferats im 
Bund Freier Gewerkschaften war, 
betraut worden. 
Ziel in den eilig einberufenen Frauen-
konferenzen war es, den österreichwei-
ten Aufbau der Frauengremien voran-
zutreiben. Bereits 1946 gründeten die 
Bau- und Holzarbeiter als erste der 
Gewerkschaften ein Frauenreferat, 
gefolgt von der Gewerkschaft Öffent-
licher Dienst (1946) und der Gewerk-
schaft der Metall- und Bergarbeiter 
(1947).6) Beim 1. ÖGB-Frauenkongress 
im Jahr 1951 gab es in neun Gewerk-
schaften ein Frauenreferat oder „provi-
sorische“ Strukturen dafür und in vier 
Bundesländern ein Frauenreferat oder 
zumindest eine Frauenreferentin des 
ÖGB. 

GLEICHSTELLUNG IST DAS ZIEL
Die selbst gesteckten Ziele der ÖGB-
Frauen sind umfassend. Rosa Weber, 
die als Mitarbeiterin 1949 zu Wilhel-
mine Moik in das ÖGB-Frauenreferat 

1945
Im April wird der ÖGB gegründet, die Wiederher-
stellung der Republik Österreich wird ausgerufen. 
Im September konstituiert sich die Frauensektion 
des ÖGB.

1948
Im Mai findet der erste Kongress des ÖGB statt. In 
einer Resolution fordern die ÖGB-Frauen, dass die 
Frauen zu allen gewerkschaftlichen Funktionen 
herangezogen werden.

IM ZEITRAFFER:
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kam, beschrieb die Aufgaben der 
ÖGB-Frauen beim 1. Frauenkongress 
im Jahr 1951 mit folgenden Worten:

„Ein großer Mann hat das Wort gesagt: 
Die Befreiung der Arbeiterklasse kann nur 
ein Werk der Arbeiterklasse selbst sein. 
Wir können mit Fug und Recht dieses 
Wort abwandeln und können sagen: Die 
endgültige Befreiung der Frau kann wie-
der nur ein Werk der Frauen selbst sein! 
Diesem Ziel dient unsere Arbeit in den 
Frauenreferaten.“7)

Die ÖGB-Frauen sehen es als ihre 
Aufgabe an, für die Frauen die Siche-
rung des Rechts auf  Arbeit und ihre 
Gleichstellung hinsichtlich Aufstiegs-
möglichkeiten und Bezahlung zu 

erkämpfen. So steht es auch in den 
„Arbeitsrichtlinien“,8) die die ÖGB-
Frauen ab 1954 diskutierten und die sie 
beim 2. Frauenkongress im Jahr 1955 
beschlossen.9) Die Schaffung von 
Gesetzen zum Schutz der erwerbstäti-
gen Frauen, insbesondere der Mütter, 
und von Maßnahmen zur Verringerung 
der Doppelbelastung der Frauen fin-
den sich ebenfalls im Aufgabenkatalog 
der Arbeitsrichtlinien. Daneben ist es 
aber ein klares Ziel der ÖGB-Frauen, 
durch die Gewinnung weiblicher Mit-
glieder die organisatorische Kraft des 
ÖGB zu stärken. Schließlich wird in 
den Arbeitsrichtlinien auch anerkannt, 
dass die Frauenabteilung ein Teil des 
ÖGB ist und dessen Statuten und 
Beschlüsse für sie bindend sind.

In der ÖGB-Nachschulungswerkstätte für Friseurinnen.

1953
Das von der Internationalen Arbeitsorganisation 
1951 in Genf beschlossene Übereinkommen, 
„Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit“ wird vom 
österreichischen Parlament ratifiziert.

1951
Ende September findet der erste Kongress der ÖGB-
Frauen statt. Wilhelmine Moik wird beim Frauen-
kongress zur Vorsitzenden gewählt. Die ersten Vor-
sitzenden, Erna Fischer (1945 bis 1948) und Amalie 
Reiser (1948 bis 1951) waren von einem kleineren 
Gremium, der Funktionärinnenkonferenz, gewählt 
worden. 

MITBESTIMMUNG IM ÖGB
Die geringe Zahl an Frauen unter den 
FunktionärInnen versuchten die ÖGB-
Frauen von Beginn an mit einer 
gezielten Schulung von Frauen zu stei-
gern. Bereits in der zweiten Hälfte der 
Vierzigerjahre führten sie vierwöchige 
Intensivkurse, aber auch achttägige 
Internatskurse sowie Wochenend- und 
Abendkurse für Frauen aus allen 
Gewerkschaften durch. Die erhoffte 
Steigerung des Frauenanteils unter den 
FunktionärInnen blieb jedoch aus.

„Ich weiß nicht, ob Ihnen bekannt ist, 
liebe Kolleginnen, dass in unserer ober-
sten Körperschaft, im Bundesvorstand, 
der 40 Funktionäre umfasst, nur eine Frau 
vertreten ist“, 

1945–1954

1951: Dienstschluss bei der Textilfirma Altmann. Die Frauen verlassen 
die Fabrik – „Feierabend“ ist für sie noch lange nicht: die „Frauenar-
beit“ Haushalt wartet.
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Als „Frau der ersten Stunde“ kann Wilhelmine Moik 
bezeichnet werden, denn sie war führend am Auf-
bau der ÖBG-Frauen beteiligt. Wilhelmine Moik 23)

entstammte einer Ottakringer Arbeiterfamilie. Der 
Vater war Werkzeugmacher, die Mutter arbeitete in 
Heimarbeit als Näherin. Wilhelmine wurde als 
viertes von neun Kindern am 26. September 1894 
geboren. Schon als Kind trägt sie als Weißnäherin 
zum Familienunterhalt bei. Mit achtzehn tritt sie in 
die Gewerkschaft ein, 1916 wird sie Mitarbeiterin 
im Verein der Heimarbeiterinnen. 1921 übersiedelt 
sie in die Gewerkschaftskommission als enge Mit-
arbeiterin von Anna Boschek. 1928 wird Wilhel-
mine Moik zur Frauensekretärin im neu gegründe-
ten Frauenreferat des Bundes Freier Gewerkschaf-
ten bestellt. 1932 zieht sie für Ottakring in den 
Gemeinderat ein. Unter dem Dollfuß-Regime und 
im Nationalsozialismus setzt sie ihr politisches 
Engagement für die Revolutionären Sozialisten 
trotz mehrmaliger Inhaftierung fort.

Nach dem Krieg wird Wilhelmine Moik im Juni 
1945 zur Leiterin der (noch provisorischen) Frau-
enabteilung berufen und auf dem 1. Frauenkon-
gress 1951 zur Vorsitzenden der ÖGB-Frauen 
gewählt. 1959 übergab sie die Leitung der Frauen-
abteilung an ihre Mitarbeiterin Rosa Weber, blieb 
aber noch bis 1963 Frauenvorsitzende.

Wilhelmine Moik war von 1945 bis 1962 auch 
Nationalratsabgeordnete. Ihr Name ist mit einer 
Vielzahl sozialpolitischer Gesetze verbunden, 
darunter dem Mutterschutz-, Heimarbeits- und 
Krankenpflegegesetz sowie der Verbesserung der 
Witwenrente. Wilhelmine Moik verstarb im Alter 
von 75 Jahren im Jänner 1970.

ten“10) entscheiden, wer den Arbeits-
platz behalten dürfe, forderten die 
ÖGB-Frauen. Ihre Forderung verhallte 
allerdings in vielen Fällen ungehört.
So schildert Käthe Kraft von der 
Gewerkschaft der Post und Tele-
graphenbediensteten beim 1. ÖGB-
Frauenkongress den Umgang mit den 
Frauen folgendermaßen:

„Die Post- und Telegraphenanstalt hat 
1945 einen ungeheuren Beamtenapparat 
übernommen [...]. Das Finanzministeri-
um hat nur einen bestimmten Personal-
stand bewilligt. Es musste also das Perso-
nal reduziert werden. Die Post- und Tele-
graphenanstalt schritt zum Abbau, und 
dieser Abbau ging hauptsächlich auf 
Kosten der verheirateten Frauen. Die Ver-
tragsbedienstete, deren Mann eine 
bestimmte Gehaltsgrenze erreicht hat, 
wurde gekündigt. [...] Die Frau wurde 
abgebaut – und in einigen Monaten 
wurde der Mann arbeitslos. Auch in die-
sem Fall ist es uns nicht mehr gelungen, 
eine solche Frau wieder einzustellen. Im 
Juni 1951 ist allerdings wieder der Fall 
eingetreten, dass die Frau nunmehr nicht 
mehr abgebaut wird. Es hat sich bereits 
ein Personalmangel breit gemacht [...]. 
Aber bis jetzt ist es uns nicht gelungen, 

ZEITZEUGIN: Wilhelmine Moik
zog die Mitarbeiterin der Frauenabtei-
lung, Rosa Weber, beim 2. ÖGB-Frau-
enkongress im Jahr 1955 Bilanz. Die 
ÖGB-Frauen forderten deshalb eine 
Statutenänderung, die auch beim Bun-
deskongress des ÖGB 1955 beschlos-
sen wurde (vgl. S. 10).

FRAUENARBEIT – 
DOPPELVERDIENERTUM?
Die Zahl der bei der Wiener Gebiets-
krankenkasse versicherten weiblichen 
Arbeiterinnen und Angestellten stieg 
von 1939 auf  1944 um 48.000, die Zahl 
der männlichen Beschäftigten sank 
dagegen um 67.000. Vor allem in die 
Angestelltenberufe und im öffentli-
chen Dienst gab es während des 
Krieges eine starke Zuwanderung von 
Frauen. Nach dem Krieg wurden die 
Frauen – oft unter dem Schlagwort des 
Doppelverdienertums – wieder „abge-
baut“: 1946 waren bei der Wiener 
Gebietskrankenkasse um 90.000 
unselbstständig beschäftigte Frauen 
weniger registriert als zwei Jahre zuvor, 
1947 entsprach der Stand der Frauen 
etwa dem des Jahres 1939. Bei „Abbau-
maßnahmen“ sollten nichtautomatisch 
die Frauen gekündigt werden, man 
müsse nach „sozialen Gesichtspunk-

NACHKRIEGSELEND
Fahrten aufs Land, um im Tauschhandel beim 
„Hamstern“ Mehl oder Schmalz zu ergattern und 
Brennholz zu klauben, gehörten zum Frauenalltag 
unmittelbar nach dem Krieg.

ZEITBILDER

FACHGRUPPENVEREINIGUNG
Mithilfe der ÖGB-Frauen schlossen sich die Kran-
kenpflegerinnen bereits 194619) gewerkschafts-
übergreifend zu einer Fachgruppenvereinigung 
zusammen. Im Schwesternheim, das die Fachgrup-
penvereinigung 1948 in Wien eröffnete, waren 
Wohnungen und eine Stellenvermittlung für 
Schwestern, die Privatpflege übernahmen, unterge-
bracht.
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eine verheiratete Frau wieder einzustel-
len, außer sie nimmt einen Posten im 
Reinigungsdienst an...“11)

Die Gewerkschafterinnen konnten in 
solchen Fällen bestenfalls versuchen, 
die Frauen in die – oft schlechter 
bezahlten – Frauenberufe „rückzufüh-
ren“. Dazu und auch zur Qualifizie-
rung von Wiedereinsteigerinnen wur-
den so genannte Nachschulungswerk-
stätten12) eingerichtet.

HILFE FÜR DIE BERUFSTÄTIGEN
Auch jene Frauen, die ihren Arbeits-
platz behielten, hatten kein leichtes 
Los. Den Mangel an Nahrungsmitteln 
und die zeitaufwendige Beschaffung 
derselben versuchten die ÖGB-Frauen 
durch zahlreiche Interventionen zu lin-
dern.

„Nach oftmaligen Eingaben gelang es 
endlich, für die berufstätigen schwange-
ren Frauen neben der Mütterkarte die in 
Betracht kommende Zusatzkarte durch-
zusetzen. Für die Hausgehilfinnen wurde 
die Angestelltenkarte erreicht.“ So heißt 
es im Tätigkeitsbericht des Frauenrefe-
rates anlässlich des 1. ÖGB-Kongresses 
1948.13) 

Erreicht haben die ÖGB-Frauen auch 
die bevorzugte Bedienung der berufs-
tätigen Frauen in Lebensmittel- und 
Bedarfsartikelgeschäften sowie in 
Wäschereien und Putzereien, um ihnen 
nach der Arbeit das stundenlange 
Anstehen zu ersparen. Als Nachweis 
für die Bevorzugung wurde – unter 
anderem von den Konsumvereinen 
und von der Firma Meinl – die Gewerk-
schaftslegitimation bzw. von den 
Gewerkschaften ausgegebene Berechti-
gungsscheine akzeptiert. Als sich die 
wirtschaftliche Lage stabilisierte, traten 
derartige Aktionen in den Hintergrund. 
Die ÖGB-Frauen setzten in der Folge 
auf  die „Technisierung“ der Haushalte 
durch eine Erleichterung der Anschaf-
fung von Haushaltsgeräten.

ARBEITSZEITVERKÜRZUNG  

FÜR FRAUEN
Die Doppelbelastung durch Beruf  und 
Haushalt verringern wollten die ÖGB-
Frauen durch eine kürzere Arbeitszeit 
für Frauen. Nach dem Krieg war strit-
tig, welche Arbeitszeitregelung über-

haupt anzuwenden sei, die 48-Stunden-
Woche oder die durch eine kriegswirt-
schaftliche Verordnung 1939 einge-
führte 60-Stunden-Woche.14) 
Daraus resultierten lange und unein-
heitliche Arbeitszeiten. Die ÖGB-
Frauen forderten deshalb die Schaf-
fung eines österreichischen Arbeitszeit-
gesetzes: Es sollte allgemein die 
48-Stunden-Woche, in Betrieben mit 
mehrheitlicher Beschäftigung von 
Frauen aber die 44-Stunden-Woche 
vorsehen. Diese Bestimmung blieb 
allerdings, trotz Verhandlungen dazu 
im Parlament15), unerfüllt, so wie für 
längere Zeit überhaupt ein Arbeitszeit-
gesetz. Die ÖGB-Frauen ließen darauf-
hin ihre Forderung nach Sonderbe-
stimmungen für die Frauen fallen und 
traten ab Mitte der Fünfzigerjahre für 
eine Arbeitszeitverkürzung für alle 
ArbeitnehmerInnen in Form der 
40-Stunden-Woche ein.16)

PENSIONSANTRITT MIT 60
Einige Fortschritte konnten die ÖGB-
Frauen im Bereich der Sozialversiche-
rung erzielen. Das Arbeitslosenfürsor-
gegesetz, das eine Geldleistung bei 
Arbeitslosigkeit nur für den Fall einer 
Notlage vorsah, wurde 1949 durch das 

EIN GROSSES FEST
1953 feierte der ÖGB den 60. Jahrestag der Grün-
dung der Österreichischen Gewerkschaftskommis-
sion. Beim Festumzug rund um den Wiener Ring 
waren die ÖGB-Frauen mit einem eigenen Wagen 
dabei.

WISSEN IST MACHT
Bereits ab Herbst 1948 gab das ÖGB-Frauenreferat 
gemeinsam mit dem AK-Frauenreferat die monatli-
che Broschüre „Frauenarbeit – Frauenrecht“ heraus. 
Ziel des Blattes war, die Funktionärinnen in den 
Betrieben und den Gewerkschaften über aktuelle 
politische Fragen zu informieren und mit den 
gesetzlichen Bestimmungen und Änderungen ver-
traut zu machen. 1961 wurde das Blatt eingestellt.

IM LEHRMÄDCHENHEIM 
49 Prozent der Jugendlichen waren laut Volkszäh-
lungsergebnis 1951 weiblich, bei den Lehrlingen 
betrug der Anteil der Mädchen aber nur 23 Prozent. 
Die ÖGB-Frauen plädierten, die Ausbildung der 
Mädchen nicht zu vernachlässigen. Lehrstellen für 
Mädchen waren aber rar. Anfang 1954 waren bei 
den Arbeitsämtern 3.429 Lehrstellen suchende 
Mädchen gemeldet, aber nur 289 offene Stellen.20) 
1954 wurde einer Forderung der Gewerkschafte-
rinnen Rechnung getragen und die Förderung der 
weiblichen Jugend im Jugendeinstellungsgesetz21) 
festgeschrieben. Aber erst die günstige Beschäfti-
gungslage ab Mitte der Fünfzigerjahre führte dazu, 
dass die Betriebe vermehrt weibliche Lehrlinge ein-
stellten.

Mindestlohnschutzgesetz – Regelung 
auch für Hausgehilfinnen gültig.
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FRAUENALLTAG: Ausstattung mit Hausgeräten im Jahr 1951

68 % Elektrisches Bügeleisen

17 % Staubsauger

15 % Eiskasten mit Blockeis

1 %  Waschmaschine

0,7 % Elektrischer Eiskasten

Ergebnis einer Befragung der ÖGB-Frauen von 600 ArbeitnehmerInnen-Haushalten.22)

Arbeitslosenversicherungsgesetz er-
setzt. Auch verheiratete Frauen 
erhielten somit bei Arbeitslosigkeit, 
sofern sie die Versicherungszeiten 
nachweisen konnten, Arbeitslosengeld. 
In der Pensionsversicherung erfolgte 
1948 die Herabsetzung der Altersgren-
ze für Frauen von 65 auf  60 Jahre, seit 
1949 erhalten Witwen von Arbeitern 
auch vor Vollendung ihres 60. Geburts-
tages eine Rente.17)

HAUSGEHILFINNEN  
UND HEIMARBEITERINNEN
Von Beginn an aktiv waren die ÖGB-
Frauen für die Verbesserung der Situa-
tion der Hausgehilfinnen und Heimar-
beiterinnen. Beide Berufe galten als 
typische Frauenberufe mit schlechten 
Arbeitsbedingungen und geringer Ent-
lohnung.
Für Hausgehilfinnen (Hauspersonal, 
Köchinnen, Kindermädchen, etc.) gab 
es nach dem Zweiten Weltkrieg keinen 
Kollektivvertrag, da kein Arbeitgeber-
verband als Vertragspartner existierte. 
Die ÖGB-Frauen erreichten Ende der 
Vierzigerjahre, dass die Urlaubsbestim-
mungen nach dem Arbeiterurlaubsge-
setz auf  Hausgehilfinnen ausgeweitet 
wurden, 1951 setzten sie das Mindest-
lohnschutzgesetz und damit die Rege-
lung von Mindestlöhnen für die Haus-
gehilfinnen durch. 
Das von den ÖGB-Frauen immer wie-
der geforderte umfassende Hausgehil-
finnen-Gesetz scheiterte aber jahrelang 
am Widerstand der Arbeitgeberseite. 
Erst 1962 gelang die Ablöse des Haus-
gehilfengesetzes aus 1920 durch das 
neue „Hausgehilfen- und Hausange-
stelltengesetz“.18) Auch die Verabschie-
dung des Heimarbeitsgesetzes war 
mühsam. Die ÖGB-Frauen wurden 
deshalb auf  einer anderen Ebene tätig: 
Auf  ihre Initiative handelten die 
zuständigen Gewerkschaften bis 
Anfang der Fünfzigerjahre Jahre 
Bestimmungen bezüglich Heimarbeits-
löhne in den Kollektivverträgen aus. 
1954 wurde schließlich ein Heimarbei-
tsgesetz beschlossen, das den Heimar-
beiterInnen eine arbeits- und sozial-
rechtliche Absicherung brachte.

In den Büroberufen war die Frauenarbeitslosigkeit besonders hoch.

Betriebsrätinnen bilden sich in einem Kurs-
der ÖGB-Frauen weiter. ÖGB-Frauen-Plakat aus dem Jahr 1953
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„Die Wirtschaft umwirbt auch die Frauen, 
und diese Werbung treibt oft ganz selt-
same Blüten. [...] Da lesen wir Annoncen, 
in denen es heißt: ‚Komm auf einen 
Arbeitsplatz, der dir Freude macht, wo du 
Schönheit vorfindest, denn die Schönheit 
überträgt sich auf dich, und welche Frau 
will nicht schön sein?’ Und wenn Sie mich 
fragen, was das für ein Arbeitsplatz ist:
Es wird ein Stubenmädchen oder  eine 
Zofe für einen gepflegten Haushalt 
gesucht.“24)

Diese Worte der Frauensekretärin Rosa 
Weber beim 4. ÖGB-Frauenkongress 
1963 beschreiben eindrucksvoll die 
Situation zur Zeit des „Wirtschafts-
wunders“ in den Sechzigerjahren. Auf-
grund des Arbeitskräftemangels war-
ben die Betriebe verstärkt um weibliche 
Arbeitskräfte.

1955–1964

Wirtschafts- und Babyboom

VOLLBESCHÄFTIGUNG ERREICHT
Das durchschnittliche jährliche Wachs-
tum der österreichischen Wirtschaftsla-
ge 1953 bis 1962 bei 6,1 Prozent, 
Anfang der 60er Jahre wurde – bei den 
Männern – Vollbeschäftigung er-
reicht.25) Trotz einer Verlangsamung 
des Wachstums stieg die Zahl der 
Beschäftigten auch in den Folgejahren 
rasant an. 
Die Frauen konnten ihren Anteil an 
der Gesamtbeschäftigung von 33,4 
Prozent im Jahr 1953 auf  36,9 Prozent 
im Jahr 1964 steigern – das bedeutete 
einen Zuwachs um 233.000 bei den 
weiblichen unselbstständig Beschäf-
tigten. Gleichzeitig strömten noch 
mehr Frauen auf  den Arbeitsmarkt: 56 
Prozent der registrierten Arbeitsuchen-
den des Jahres 1964 waren weiblich;26) 
in Absolutzahlen waren dies allerdings 
gerade 37.400.

Begleitet wurde das „Wirtschaftswun-
der“ von einer Nachfrage nach langle-
bigeren Konsumgütern: Haushaltsge-
räte, Automobile und in den Sechziger-
jahren Fernsehgeräte hielten Einzug in 
die Haushalte.27) Im Kontext des Auf-
schwungs kam es zudem zu einem 
regelrechten Heirats- und Babyboom, 
der 1963 seinen Höhepunkt fand.

STATUTEN FÜR DIE ÖGB-FRAUEN
Die Schaffung von Strukturen für die 
Frauenarbeit verlief  in den einzelnen 
Gewerkschaften und Landesorganisa-
tionen des ÖGB höchst unterschied-
lich. 
Nicht zuletzt um Druck zu erzeugen 
für einen raschen und einheitlichen 
Aufbau von Frauenabteilungen in allen 
Gewerkschaften und Bundesländern, 
beschlossen die ÖGB-Frauen bei 
ihrem zweiten Kongress im Jahr 1955 

Der Arbeitskräftemangel hatte zur Folge, dass die Unternehmen verstärkt um weibliche Arbeitskräfte warben.
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1955
Am 15. Mai wird der Staatsvertrag unterzeichnet. 
Am 26. Oktober beschließt der Nationalrat das 
Neutralitätsgesetz. Ebenfalls im Oktober findet der 
2. Kongress der ÖGB-Frauen statt, bei dem Wilhel-
mine Moik als Frauenvorsitzende bestätigt wird.

1957
Im März kommt es zur Gründung der Paritätischen 
Kommission für Lohn- und Preisfragen.46) Als kurz-
fristiges Gremium zur Bekämpfung der Inflation 
gedacht, entwickelte sie sich zum Herzstück und 
Ursprung der Sozialpartnerschaft.

IM ZEITRAFFER:

Statuten, die sogenannten Arbeitsricht-
linien. Rosa Weber begründete die 
Beschlussfassung der Arbeitsrichtlinien 
beim Kongress folgendermaßen:

„Wir glauben, dass durch die Arbeitsricht-
linien eine Förderung der Frauenarbeit 
eintreten wird, das heißt, jedes Bundes-
land und jede Gewerkschaft, die bisher 
die Arbeitsrichtlinien noch nicht erfüllt 
oder nicht mit Leben erfüllt hat, wird sich 
bemühen, das in Zukunft zu tun.“28)

Der zweite Grund, so Weber, sei, dass 
engagierte Funktionärinnen sich nun 
auf  die Statuten beziehen könnten, 
wenn sie Gremien für die Frauenarbeit 
aufbauen wollten.
Als Organe der ÖGB-Frauen werden 
in den Arbeitsrichtlinien festgelegt:29)

a) der Frauenkongress als die oberste 
und auch zahlenmäßig größte Ent-
scheidungsinstanz – der Frauenkon-
gress tritt alle vier Jahre zusammen und 
wählt unter anderem das Präsidium der 
Frauenabteilung;
b) der Bundes-Frauenausschuss, der 
mindestens einmal jährlich durch das 
Präsidium der Frauenabteilung einzu-
berufen ist und zwischen den Frauen-
kongressen für die notwendigen Bera-
tungen und Beschlüsse zur Erfüllung 
der Frauenarbeit zuständig ist;
c) das Präsidium – es tagt zwischen den 
Sitzungen des Bundesfrauenausschus-
ses und berät und beschließt die durch-
zuführenden Aktivitäten.
Das Präsidium besteht aus der ÖGB-
Frauenvorsitzenden und ihren Stellver-
treterinnen sowie der Sekretärin der 
Frauenabteilung, die aber nur bera-
tende Stimme hat.
d) das Frauensekretariat, das für die 
Umsetzung der in den drei höchsten 

Gremien gefassten Beschlüsse zustän-
dig ist, was von Beginn an zu einer 
besonders engen Zusammenarbeit des 
gewählten Frauenpräsidiums und der 
hauptamtlichen Frauensekretärin 
führte. Auf  Landesebene sind nach 
den Statuten Landes-Frauenkonfe-
renzen und Landes-Frauenausschüsse 
vorgesehen, auf  Bezirksebene Bezirks-
Frauenkonferenzen und Bezirks-Frau-
enausschüsse.

MITBESTIMMUNG IM ÖGB
Mehr Mitsprache im Gewerkschafts-
bund selbst versuchten die ÖGB-Frau-
en ebenfalls über die Statuten zu errei-
chen: Auf  ihren Antrag hin wurde 
beim ÖGB-Kongress 1955 beschlos-
sen, dass die Frauenabteilung mit drei 
Delegierten beim Bundeskongress, mit 
drei Delegierten in der Vorständekon-
ferenz und mit zwei Delegierten im 
Bundesvorstand vertreten sein muss – 
allerdings in allen drei Gremien mit 
beratender Stimme.
Als Rosa Weber beim Frauenkongress 
1955 über diese bevorstehende Verbes-

serung der Mitbestimmung der Frauen 
berichtete, gab es den Zwischenruf  
„Wenig, aber von Herzen!“, dem dann 
auch Rosa Weber zustimmte: „Wenig, 
aber vom Herzen – das ist wahr!“30)

ERFOLGE IN DER FAMILIENPOLITIK
Den ÖGB-Frauen gelang es in dieser 
Dekade, in einem ihrer zentralen The-
men Verbesserungen zu erzielen:31)

1957 wurde für Mütter ein sechs-
monatiger – unbezahlter – „Karenzur-
laub“ eingeführt. Das noch aus der 
NS-Zeit stammende Mutterschutzge-
setz wurde durch ein österreichisches 
ersetzt – damit verbunden waren ein 
verbesserter Kündigungsschutz für 
schwangere Arbeitnehmerinnen sowie 
die Ausweitung der Schutzbestim-
mungen auf  Hausgehilfinnen, Heimar-
beiterinnen und Migrantinnen. 1960 
folgte die Verlängerung der Karenz auf  
ein Jahr und die Einführung eines 
„Karenzurlaubsgeldes“ aus den Mitteln 
der Arbeitslosenversicherung. Die 
Höhe der Karenzleistung richtete sich 
nach dem Familienstand und der Ein-

Der einsetzende Wohlstand ermöglichte Urlaubsreisen ...               ... und schuf Arbeitsplätze im Tourismus.

Verlängerung des Mindesturlaubes
durch Generalkollektivvertrag.
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1963
Beim 4. Kongress der ÖGB-Frauen im September 
1963 wird die bisherige Frauensekretärin Rosa 
Weber zur neuen Vorsitzenden gewählt.

1959
Im September findet der 3. Kongress der ÖGB-
Frauen unter dem Motto „Im Beruf Recht und 
Schutz. In der Familie Anerkennung und Hilfe“ statt. 
Wilhelmine Moik kandidiert zum letzten Mal. Weni-
ge Tage nach dem Kongress feiert sie ihren 65. 
Geburtstag.

kommenssituation. Alleinerzieherinnen 
und Frauen, die für den Familienunter-
halt sorgten, erhielten 100 Prozent des 
Arbeitslosengeldes,32) verheiratete Müt-
ter die Hälfte. Da aber das Partnerein-
kommen ab einer bestimmten Höhe 
angerechnet wurde, bekam ein Teil der 
Mütter auch weiterhin kein oder nur 
ein reduziertes Karenzgeld. Im Rah-
men dieser Novelle wurde auch eine 
Mütterbeihilfe für Mütter, die drei oder 
mehr Kinder zu versorgen hatten, ein-
geführt sowie eine Säuglingsbeihilfe für 
das erste Lebensjahr des Kindes. Auch 
die Familienbeihilfe wurde erhöht und 
ab 1961 14-mal ausbezahlt, die Schutz-
frist bei Frühgeburten wurde ausgewei-
tet. Die ÖGB-Frauen hatten damit auf  
familienpolitischem Gebiet bis Anfang 
der Sechzigerjahre Jahre sehr viel 
erreicht. Unerfüllt blieb die Forderung 
nach Zahlung einer Mütterzulage bis 
zum 3. Geburtstag des Kindes, damit 

Frauen ihre Berufstätigkeit bis zu die-
sem Zeitpunkt unterbrechen könnten.33) 
Während dieses Verlangen vom ÖGB-
Kongress im Jahr 1959 mitgetragen 
wurde, scheiterten Forderungen, denen 
die Eigenständigkeit der Mütter 
zugrunde lag, auch an der Ablehnung 
des ÖGB. Beim 4. Frauenkongress im 
Jahr 1963 verlangten die Gewerkschaf-
terinnen in ihrer Resolution die direkte 
Auszahlung der Mütter- und Familien-
beihilfen an die Mütter statt an die 
Väter. Der Bundeskongress befürchte-
te bei Realisierung der Forderung „zu 
große Verwaltungsschwierigkeiten“ 
und wies den Antrag dem Bundesvor-
stand „zur Beratung“ zu.

KAMPF UM GERECHTE  

FRAUENEINKOMMEN
Nur langsam gelang die Beseitigung 
von Frauenlohngruppen aus den Kol-
lektivverträgen. Nachdem das Parla-
ment 1953 das von der Internationalen 
Arbeitsorganisation beschlossene 
Übereinkommen „Gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit“ unterzeichnet 

hatte, wurden im öffentlichen Dienst, 
bei den Privatangestellten und bei den 
TextilarbeiterInnen einheitliche Ent-
lohnungsschemen eingeführt. In vielen 
Bereichen bestanden aber weiterhin 
eigene Frauenlohntabellen.
Auch manche Gewerkschafter hatten 
für die Forderungen der Frauen nach 
Einführung geschlechtsneutraler 
Lohntabellen wenig Verständnis, geht 
aus folgendem Bericht einer Gewerk-
schafterin beim 3. ÖGB-Frauenkon-
gress 1959 hervor:

„Ich bin im sozialpolitischen Referat des 
Gewerkschaftsbundes beschäftigt, und 
ich habe die Möglichkeit, Einsicht in die 
einzelnen Kollektivverträge zu nehmen. 
Ich hatte unlängst die Aufgabe, heraus-
zusuchen, in welchen Sparten der Wirt-
schaft gleicher Lohn für gleichwertige 
Arbeit bereits durchgesetzt ist. Ich musste 
dabei feststellen, dass in vielen, vielen 
Kollektivverträgen dieser Grundsatz 
eigentlich nicht durchgesetzt ist. So muss 
man in den unteren Kategorien, zum Bei-
spiel bei den Hilfsarbeitern, immer wieder  
sehen: ‚Hilfsarbeiter männlich‘ und ‚Hilfs-
arbeiterinnen‘. Ich habe die Gelegenheit 
ergriffen und habe mit Fachgruppense-
kretären darüber gesprochen. Ich muss 
sagen, die Kollegen konnten mir nur die 
Auskunft geben: ‚Die Arbeit ist doch nicht 
ganz die gleiche bei den Männern und bei 
den Frauen.‘ Mir ist dies irgendwie ver-
wunderlich erschienen, denn Hilfsarbeit 
ist ja an und für sich die gleiche Tätigkeit; 
es ist eben keine gelernte Arbeit.“34)

Ein wichtiger Erfolg im Kampf  gegen 
die Einkommensdiskriminierung war 
die Streichung der Frauenlohngruppen 
aus dem Kollektivvertrag der Metall 

Führend am Aufbau der ÖGB-Frauen beteiligt: 
Wilhelmine Moik und Rosa Weber.

Der einsetzende Wohlstand ermöglichte Urlaubsreisen ...               ... und schuf Arbeitsplätze im Tourismus.
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erzeugenden und verarbeitenden 
Industrie im Jahr 1962. Ihm ging ein 
viertägiger Streik voraus: 150.000 
MetallarbeiterInnen legten vom 9. bis 
12. Mai 1962 für die Anhebung der 
Löhne und die Abschaffung der Frau-
enlohngruppen ihre Arbeit nieder. In 
vielen Branchen galten aber weiterhin 
eigene, niedrigere Lohntabellen für die 
Frauen. „Lohngerechtigkeit: Nicht 
genügend!“ lautet deshalb der Titel 
eines Artikels in der ÖGB/AK-Zeit-
schrift „Arbeit und Wirtschaft“35) aus 
1962, in dem über eine Resolution des 
ÖGB-Bundesfrauenausschusses zur 
Abschaffung der Frauenlohngruppen 
berichtet wurde.

AKKORD- UND FLIESSBANDARBEIT
Großes Augenmerk widmeten die 
Gewerkschafterinnen der steigenden 
Arbeitsbelastung durch die zuneh-
mende Fließband- und Akkordarbeit.36) 
Auf  Initiative der ÖGB-Frauen erfolgte 
1958 die Gründung der Arbeitsge-
meinschaft zum Studium von Arbeits-
belastungen; ihr gehörten neben 
GewerkschafterInnen auch ÄrztInnen, 
Techniker, VertreterInnen der Sozial-
versicherung und der Arbeitsinspekti-
on an. Die Arbeitsgemeinschaft führte 
bis 1962 in Betrieben mit Fließband-

arbeit mehrere Untersuchungsreihen 
über die körperliche und psychische 
Belastung der Beschäftigten durch. Die 
ÖGB-Frauen konzentrierten sich in 
der Folge auf  die Verbesserung der 
Pausenregelung für Fließbandarbeite-
rinnen.

TEILERFOLG BEI ARBEITSZEIT
Ein österreichisches Arbeitszeitgesetz 
ließ weiter auf  sich warten. Durch eine 
Vereinbarung der Sozialpartner kam es 
1959 zur Verkürzung der Arbeitszeit 
von 48 auf  45 Stunden. Die ÖGB-
Frauen sahen das als Schritt in die 
richtige Richtung an, urgierten aber 
weiterhin die Schaffung eines Arbeits-
zeitgesetzes mit dem Ziel der 40-Stun-
den-Woche.37) Rascher gelang die von 
den ÖGB-Frauen beim Kongress 1963 
verlangte Ausweitung des Mindestur-
laubs: Im November 1964 wurde mit-
tels eines Generalkollektivvertrages die 
Ausweitung des Mindesturlaubs auf  
drei Wochen erreicht.38)

PENSIONSRECHT MIT 

SCHÖNHEITSFEHLER
Das Allgemeine Sozialversicherungsge-
setz (ASVG) von 1955 brachte erstmals 
ein einheitliches Sozialversicherungs-
recht für ArbeiterInnen und Angestell-

Mehr als 20 Jahre war Rosa Weber (geb. Hruby) für 
die Gewerkschaftsbewegung aktiv, Vorsitzende der 
ÖGB-Frauen durfte sie nur eine Funktionsperiode 
sein.47) Die Vorbereitungsarbeiten für den 5. ÖGB-
Frauenkongress waren beinahe abgeschlossen, als 
Rosa Weber im Juli 1967 bei einem Bergunfall am 
Großglockner tödlich verunglückte.

Rosa Weber, geboren 1919 in Wien, entstammte 
einer Arbeiterfamilie. Die Wirtschaftskrise und der 
Zusammenbruch der Demokratie 1934 – Rosas 
Vater war an den Februarkämpfen beteiligt und 
wurde inhaftiert – hatten zur Folge, dass Rosa auf 
den Besuch der Mittelschule verzichten musste. 
15-jährig begann Rosa Weber als Hausgehilfin zu 
arbeiten, 1938 fand sie eine Stelle als Serviererin. 
Gleichzeitig besuchte sie die Abendschule, die sie 
mit der Buchhalterprüfung abschloss; danach war 
Rosa Weber in einem kaufmännischen Beruf 
tätig.48) Nach Kriegsende war Rosa aktiv am Auf-
bau der Sozialistischen Jugend in Floridsdorf betei-
ligt und trat 1946 als hauptamtliche Mitarbeiterin 
in die Jugendabteilung der Gewerkschaft der Pri-
vatangestellten ein. 1949 wurde sie Frauensekre-
tärin im ÖGB, 1959 in den Nationalrat und 1963 
zur Vorsitzenden der ÖGB-Frauen gewählt.

Der bezahlte „Karenzurlaub“ und die Ausweitung 
der Familienbeihilfe waren wesentliche Verbesse-
rungen für arbeitende Mütter, an denen Rosa 
Weber mitwirkte.49) Gleichzeitig war Rosa Weber 
auch eine Vorkämpferin für den KonsumentInne-
nenschutz – seit der Gründung des Vereins für 
Konsumenteninformation 1960/61 war sie dessen 
Vorsitzende.

ZEITZEUGIN: Rosa Weber

MITGLIEDER GEWINNEN
Um Frauen für die Gewerkschaft zu interessieren, 
organisierten die ÖGB-Frauen Koch-, Bastel- und 
Nähkurse. Vor allem in den Bundesländern erfreuten 
sich die Kurse großer Beliebtheit, von 1959 bis 1963 
fanden mehr als 1.300 Kurse statt.

ZEITBILDER

RICHTIG EINKAUFEN
Die ÖGB-Frauen sahen es auch als ihre Aufgabe an, 
die Frauen als Konsumentinnen zu beraten. Beson-
ders Rosa Weber war das ein Anliegen – sie war die 
erste Vorsitzende des Vereins für Konsumenten-
information.

Verbesserung des Mutterschutzgesetzes 
– Karenzurlaub wird erhöht.
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te. Es beinhaltete auch Verbesserungen 
bei den Leistungen, vor allem im Pen-
sionsrecht. Rosa Weber dazu beim 4. 
Frauenkongress im Jahr 1963:

„In der Pensionsversicherung konnten wir 
ebenfalls wesentliche Verbesserungen 
erzielen. Es sind deren so viele, dass ich sie 
nur kurz andeuten kann. Für Witwen und 
Waisen ist es gelungen, einen Hilflosen-
zuschuss einzuführen. Es ist gelungen, für 
Witwen, die sich wieder verheiraten, eine 
Abfertigung festzulegen (...). Weiters ist es 
gelungen, die Kürzung der Witwenrente 
aufzuheben, die dann zur Anwendung 
kam, wenn eine eigene Rente bezogen 
wurde.“39)

Als Verbesserung mit „Schönheitsfeh-
lern“ bezeichnete Weber40) aber beim 
Kongress die Einführung der Früh-
pension, denn die dafür vorgesehenen 
Anspruchsvoraussetzungen konnten 
vom Großteil der Frauen nicht erfüllt 
werden. Der Grund dafür: Auch das 
ASVG und das darin enthaltene Pensi-
onsrecht hatte und hat das männliche 
Normalarbeitsverhältnis zum Bezugs-
punkt; das heißt, das Pensionsrecht 
sichert jene gut ab, die eine durchge-
hende Vollzeitbeschäftigung von der 
Jugend bis ins Alter haben. Die mit der 

ABSCHIED
Beim Frauenkongress 1963 nehmen die ÖGB-
Frauen Abschied von ihrer langjährigen Vorsitzen-
den Wilhelmine Moik. Rosa Weber wurde zur neuen 
Vorsitzenden.

ZWEIFACHE BÜRDE
Zu Beginn der Sechzigerjahre wurde die Doppelbe-
lastung der berufstätigen Frauen durch Job und 
Haushalt verstärkt thematisiert – wie hier in einer 
Ausgabe der AK/ÖGB-Zeitschrift „Arbeit und Wirt-
schaft“ aus dem Jahr 1962.

INTERNATIONAL
Von Beginn an waren die ÖGB-Frauen auch inter-
national vernetzt. Wilhelmine Moik spricht beim 
Frauenausschuss des Internationalen Bundes Freier 
Gewerkschaften 1963 in Wien.

3. ASVG-Novelle 1957 beschlossene 
Frühpension wegen langer Arbeitslo-
sigkeit ermöglichte einen um fünf  
Jahre früheren Pensionsantritt, wenn in 
den 13 Monaten vor Pensionsantritt 
mindestens zwölf  Monate eine Geld-
leistung aus der Arbeitslosenversiche-
rung bezogen wurde.41)

Frauen erhielten bei Arbeitslosigkeit, 
wenn der Partner ebenfalls ein Ein-
kommen hatte, aber maximal 30 
Wochen Arbeitslosengeld, Notstands-
hilfe gab es für sie im Anschluss nicht.42) 
Der Großteil der arbeitslosen älteren 
Frauen war dadurch vom Bezug der 
Frühpension ausgeschlossen. Auch die 

zweite Frühpensionsart, die Frühpensi-
on wegen langer Versicherungsdauer, 
die mit der 8. ASVG-Novelle 1960 
geschaffen wurde, orientierte sich an 
männlichen Erwerbsverläufen:43) 
Voraussetzung für die Frühpension 
war in diesem Fall der Nachweis von 
35 Versicherungsjahren. Damit auch 
Frauen die Anspruchsvoraussetzungen 
für diese Frühpension erreichen 
könnten, verlangten die ÖGB-Frauen, 
dass die Zeit des Mutterschutzes und 
der Karenz als Ersatzzeit in der Pensi-
onsversicherung angerechnet werde. 
Diese Forderung wurde erst Anfang 
der 70er Jahre erfüllt.44)

Ergebnis einer Befragung der ÖGB-Frauen in Zusammenarbeit mit der Gemeinde Wien von 
639 Frauen in  39 Betrieben.45)

76 % 
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Arbeiterinnen              Angestellte

verheiratet

verwitwet

FRAUENALLTAG: Die traute Familie: Klischee und Realität in den 50ern
     Familienstand von berufstätigen Müttern im Jahr 1958

geschieden

ledig
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„Wir hoffen nach und nach auf eine echte 
Partnerschaft bei der Versorgung der 
Familie. Wir haben das wiederholt gesagt, 
aber man muss es immer wieder erwäh-
nen, weil es noch zu wenig in das gesell-
schaftliche Denken eingedrungen ist. 
Wenn Mann und Frau in gleicher Weise 
einen Beruf ausüben, so erscheint es uns 
nur allzu selbstverständlich, dass Mann 
und Frau auch die Verpflichtungen inner-
halb der Familie teilen.“50)

Diese Worte der Frauenvorsitzenden 
Maria Metzker beim 6. ÖGB-Frauen-
kongress im Jahr 1971 zeigen klar den 
gesellschaftlichen Wandel, der Ende 
der Sechzigerjahre eingesetzt hat.
Dass ausschließlich die Frauen für die 
Betreuungsarbeit und den Haushalt 
zuständig sein sollen, wird nicht länger
hingenommen. Stattdessen fordern die 
ÖGB-Frauen eine Überwindung der 
traditionellen Rollenverteilung.

WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG
Auf  die Rezession 1967/68 folgte bis 
1974 der „längste Aufschwung der 
Nachkriegszeit“51) Das durchschnitt-
liche reale Wachstum erreichte in dieser 
Zeit 5,2 Prozent. Bereits seit Anfang 
der Sechzigerjahre herrschte in Öster-
reich Vollbeschäftigung.52) Dem Man-
gel an Arbeitskräften wurde durch ein 
gezieltes Hereinholen ausländischer 
ArbeitnehmerInnen begegnet, ebenso 
versuchte man inländische Frauen als 
Arbeitskräfte zu mobilisieren. Mit 
Erfolg: 1974 waren erstmals im Jahres-
durchschnitt mehr als eine Million 

1966
Bei den Nationalratswahlen im März erhält die ÖVP 
die absolute Mehrheit. Unter Bundeskanzler Josef 
Klaus bildet sie im April eine Alleinregierung.

1967
Im September findet der 5. Kongress der ÖGB-
Frauen unter dem Motto „Die berufstätige Frau in 
unserer Zeit“ statt. Maria Metzker wird zur neuen 
Frauenvorsitzenden gewählt.

IM ZEITRAFFER:

Partnerschaft ist das Ziel
Frauen unselbstständig beschäftigt.53) 
Massive Zuwächse gab es bei den weib-
lichen Angestellten, während die Zahl 
der Arbeiterinnen bereits 1961 ihren 
Höhepunkt erreicht hatte und danach 
zurückging. Trotzdem waren 1974 
noch etwas mehr Frauen in Arbeite-
rinnentätigkeiten als in Angestelltenbe-
rufen beschäftigt.54) Immer häufiger 
kehrten auch Frauen nach der Geburt 
eines Kindes auf  den Arbeitsmarkt 
zurück, was auch an der Zunahme der 
Teilzeitarbeit ablesbar ist. Während die 
Bundeswirtschaftskammer die Zahl der 
Teilzeitbeschäftigten Mitte der Sech-
zigerjahre auf  rund 76.00055) schätzte, 
gab es Mitte der Siebzigerjahre bereits 
an die 144.700 unselbstständig Beschäf-
tigte in Teilzeit – 94 Prozent davon 
waren weiblich.56)

ÖGB-FRAUEN IN 

FÜHRUNGSPOSITIONEN 
Bereits beim 5. ÖGB-Frauenkongress 
im Jahr 196757) forderten die Gewerk-
schafterinnen einstimmig, dass eine/r 
der VizepräsidentInnen des ÖGB eine 
Frau sein müsse. Zu diesem Zweck 
sollte die Zahl der VizepräsidentInnen 
von drei auf  vier ausgeweitet werden, 
schlugen die ÖGB-Frauen vor. Wäh-
rend diese Forderung unerfüllt blieb 
und die ÖGB-Frauen bei ihrem 6. 
Kongress im Jahr 1971 abermals mehr 
Mitbestimmung in den Spitzengremien 
der Gewerkschaften einforderten, ge-
langten erstmals Gewerkschafterinnen 
über die politischen Parteien in Füh-
rungspositionen. Die Erste von ihnen 

war Grete Rehor aus der Gewerkschaft 
der Textil-, Bekleidungs- und Lederar-
beiter, die der Fraktion Christlicher 
Gewerkschafter (FCG) angehörte und 
seit dem ersten Kongress der ÖGB-
Frauen im Jahr 1951 stellvertretende 
Frauenvorsitzende war. Rehor war 
während der ÖVP-Alleinregierung von 
1966 bis 1970 Sozialministerin und 
damit die erste Frau, die in Österreich 
das Amt einer Ministerin bekleidete.
In ihrer Amtszeit erfolgte die Schaf-
fung des Arbeitsmarktförderungsge-
setzes, das die Grundlage für die aktive 
Arbeitsmarktpolitik bildete, sowie die 
Verabschiedung des Frauennachtar-
beitsgesetzes. Auch eine eigene Frauen-
abteilung wurde im Sozialministerium 
unter Rehor eingerichtet. Die Delegier-
te Marianne Strauß merkte dazu beim 
6. Frauenkongress im Jahr 1971 an:

„Sie hat damit etwas nachgeholt, worauf 
die Männer bei ihrer großen Arbeitsbelas-
tung bisher immer vergessen haben.“58)

Grete Rehor blieb auch als Ministerin 
und dann weiter bis 1975 stellvertre-
tende Vorsitzende der ÖGB-Frauen. 
Sie verstarb 1987 im 77. Lebensjahr.
Nach dem Wechsel von der ÖVP- zur 
SPÖ-Alleinregierung im Jahr 1970 
wurde Gertrude Wondrack Staatsse-
kretärin im Sozialministerium.59) Won-
drack – von Beruf  Näherin – „stammte“ 
ebenfalls aus der Gewerkschaft der 
Textil-, Bekleidungs- und Lederarbei-
ter. Sie war ab 1948 als Fachsekretärin 
und in der Folge auch als Frauensekre-

1965–1974
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1970
Die SPÖ erhält bei der Nationalratswahl am 1. März 
die relative Mehrheit und bildet unter Bundeskanz-
ler Bruno Kreisky eine Minderheitsregierung.

1971
Die Forderung nach Chancengleichheit in Gesell-
schaft und Beruf steht im Mittelpunkt des 
6. Kongresses der ÖGB-Frauen, der im September 
stattfindet.
Bei den Nationalratswahlen im Oktober erhält die 
SPÖ die absolute Mehrheit, im November wird das 
Kabinett Kreisky II angelobt.

tärin in der Gewerkschaft tätig, ehe sie 
1964 Bundesfrauensekretärin der SPÖ 
wurde. Als Gewerkschafterin setzte sie 
sich vehement für eine gerechte Ent-
lohnung der schlecht bezahlten Textil-
arbeiterinnen ein, ebenso für bessere 
Arbeitsbedingungen bei Fließband- 
und Akkordarbeit. Als Abgeordnete – 
Wondrack saß ab 1966 im Nationalrat 
– kämpfte sie für die Erhöhung der 
Witwenpensionen. Der erste Schritt 
dazu erfolgte Ende 1969 unter Grete 
Rehor, eine weitere Anhebung gab es 
1970/71 durch die Regierung Kreisky. 
In ihrer Funktion als Staatssekretärin 
war Wondrack für die Agenden „Mut-
ter und Kind“, „Frau und Familie“ 
sowie für die „Volksgesundheit“60) 
zuständig. Gertrude Wondrack starb – 

nach nur neunmonatiger Amtszeit – im 
Juli 1971 im 52. Lebensjahr bei einem 
Autounfall.

40-STUNDEN-WOCHE
Bereits seit Mitte der Fünfzigerjahre 
hatten die ÖGB-Frauen die Verkür-
zung der Arbeitszeit auf  40 Wochen-
stunden verlangt. 1969 endlich war es 
so weit: Zuerst mittels eines General-
kollektivvertrages und in der Folge per 
Arbeitszeitgesetz wurde die etappen-
weise Herabsetzung der Arbeitszeit auf  
40 Stunden beschlossen: Mit Jänner 
1971 erfolgte die Verkürzung auf  43 
Wochenstunden, mit Jänner 1972 auf  
42 Wochenstunden, mit Jahresanfang 
1975 wurde die 40-Stunden-Woche 
Realität. Eine weitere Forderung der 

ÖGB-Frauen betraf  die Regelung der 
Nachtarbeit. Österreich hatte zwar 
schon 1950 das Übereinkommen  
Nr. 89 der Internationalen Arbeitsor-
ganisation zum Nachtarbeitsverbot für 
Frauen im Gewerbe61) unterzeichnet, 
für weibliche Angestellte gab es aber 
kein Nachtarbeitsverbot. Ein generelles 
Nachtarbeitsverbot – wie es die ÖGB-
Frauen verlangten – wurde schließlich 
im Juli 1969 vom Parlament mit dem 
Frauennachtarbeitsgesetz beschlossen. 
Ausnahmen gab es aber von Beginn an 
für Schichtbetriebe und eine Reihe von 
Branchen.62)

BILDUNG: FRAUEN HOLEN AUF
Die beste „Ausstattung“ für Mädchen 
sei eine gute Ausbildung, betonten die 

„Wir fordern Chancengleichheit in Gesellschaft und Beruf“ lautete das Motto beim Frauenkongress 1971.

15
                     GERECHTIGKEIT FÜR FRAUEN      JAHRE



                     GERECHTIGKEIT FÜR FRAUEN      JAHRE

ÖGB-Frauen bereits seit ihrer Grün-
dung 1945.
Mit den bildungspolitischen Reformen 
der Sechziger- und Siebzigerjahre wur-
den viele Forderungen der ÖGB-
Frauen erfüllt – darunter auch die Ver-
längerung der Schulpflicht auf  insge-
samt neun Jahre, wie sie 1966/67 
erfolgte. Die designierte Frauenvorsit-
zende Maria Gutberger (spätere Metz-
ker) begründete beim 5. ÖGB-Frauen-
kongress 1967 das Eintreten für die 
Verlängerung der Schulpflicht folgen-
dermaßen:

„Wenn dieses berufsvorbereitende Jahr 
dazu führt, dass sich immer mehr Mäd-
chen für eine Berufsausbildung entschei-
den, so wird die ungelernte und deshalb 
schlechter bezahlte Dienstnehmerin in 
den Hintergrund gedrängt.“

Zusätzlich erfolgte bereits unter der 
ÖVP-Alleinregierung in der zweiten 
Hälfte der Sechzigerjahre der Ausbau 
der Höheren Schulen und der Universi-
täten.63) Die SPÖ-Alleinregierung 
schaffte Anfang der Siebzigerjahre alle 
Studiengelder ab und führte kostenlose 
Schulbücher, Schulfahrbeihilfen und 
Mitte der Siebzigerjahre die SchülerIn-

nenfreifahrt ein. All das führte zu einer 
Bildungsexpansion, von der vor allem 
die Mädchen und jungen Frauen profi-
tierten. Mitte der Siebzigerjahre 
besuchten bereits mehr Mädchen als 
Burschen eine allgemeinbildende 
höhere Schule und auch der Zustrom 
der Mädchen zu den berufsbildenden 
Schulen und an die Universitäten stieg 
beachtlich. Trotzdem blieben auch 
Mitte der Siebzigerjahre fast doppelt so 
viele Mädchen wie Burschen überhaupt 
ohne weiterführende Ausbildung nach 
der Pflichtschule, nämlich mehr als ein 
Viertel.64) Zur Schaffung der Chancen-
gleichheit für alle Kinder in puncto 
Ausbildung forderten die ÖGB-Frauen 
die Einführung einer gemeinsamen 
Schule aller 10- bis 15-Jährigen. Diese 
Forderung kam über Schulversuche 
aber nicht hinaus und ist heute wieder 
aktueller denn je.

PARTNERSCHAFT STATT DOMINANZ 
Im Ehe- und Familienrecht war der 
Mann bis Mitte der Siebzigerjahre als 
„Haupt der Familie“ definiert – die 
Frau hatte bei der Eheschließung sei-
nen Namen anzunehmen, der Mann 
bestimmte den Wohnsitz und konnte 
der Frau unter anderem auch die 

Maria Metzker (geb. Ziegler, verwitwete Gutber-
ger) wurde 1916 in Wien geboren. Nach der Han-
delsschule arbeitete sie mehr als zwanzig Jahre als 
kaufmännische Angestellte, teilweise in leitender 
Position. Von 1948 an war Maria Metzker Betriebs-
ratsvorsitzende, 1955 wurde sie hauptamtliche 
GPA-Frauensekretärin. 1959 folgte die Wahl zur 
Leiterin der GPA-Frauenabteilung. 

Nach dem tragischen Tod von Rosa Weber wurde 
Maria Metzker 1967 auf dem 5. Frauenkongress 
zur ÖGB-Frauenvorsitzenden gewählt. Maria 
Metzker stand vier Funktionsperioden – bis zu 
ihrer Pensionierung im Jahr 1983 – an der Spitze 
der ÖGB-Frauen. Im Nationalrat war Maria Metz-
ker von 1970 bis 1983 Abgeordnete.

Sie war es auch, die als erste Frau die Funktion 
einer Vizepräsidentin des ÖGB innehatte. Bereits 
1967 hatten die Gewerkschafterinnen bei ihrem 
Kongress eine diesbezügliche Statutenänderung 
eingefordert, 1979 wurde sie realisiert. 

Maria Metzker sprach von einem „längst überfäl-
ligen Schritt“.80) Vier Jahre – bis zum ÖGB-Bundes-
kongress 1983 – war Maria Metzker ÖGB-Vizeprä-
sidentin. 

Bei der Durchsetzung von Interessen ließ sie sich 
von der männlichen Dominanz im ÖGB-Präsidium 
nicht abschrecken. „Das ist keine Frage der Quanti-
tät, sondern der Qualität“, meinte sie selbstbe-
wusst.

ZEITZEUGIN: Maria Metzker

FINGERFERTIG 
In der Industrie wurden Frauen vielfach für Tätig-
keiten eingesetzt, die besonderer Fingerfertigkeit 
bedurften.

ZEITBILDER

ZUSTROM 
Massive Zuwächse gab es bei den weiblichen Ange-
stellten, während die Zahl der Arbeiterinnen bereits 
1961 ihren Höhepunkt erreicht hatte und danach 
zurückging. Trotzdem waren 1974 noch etwas 
mehr Frauen in Arbeiterinnentätigkeiten als in 
Angestelltenberufen beschäftigt.
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Berufstätigkeit verbieten. Auch bei der 
Erziehung der Kinder gab es keine 
Gleichberechtigung, sie waren der 
väterlichen Gewalt untergeordnet. Für 
uneheliche Kinder war ein männlicher 
Vormund zu bestimmen. 
Die ÖGB-Frauen forderten seit Mitte 
der 60er Jahre eine Reform des veral-
teten Familienrechts. Der erste Schritt 
dazu erfolgte 1971 mit der Verbesse-
rung der Rechtsstellung alleinerziehen-
der Frauen. Sie konnten ab Juli 1971 
selbst Vormund ihres Kindes sein – 
allerdings nur auf  Antrag – und die 
Bemessung der Unterhaltsleistungen 
wurde verbessert. Die Gleichberechti-
gung der EhepartnerInnen ließ weiter 
auf  sich warten, was von den ÖGB-
Frauen heftig kritisiert wurde. So mein-
te Franziska Fast von der Gewerk-
schaft Metall-Bergbau-Energie beim 
Kongress der ÖGB-Frauen 1971:

„Meiner Meinung nach dürfte das Grund-
übel der Benachteiligung der Frau im 
Recht zu suchen sein, im Recht deshalb, 
weil wir immerhin noch ein sehr altes 
Eherecht haben. Die Frau ist verhalten, 
dem Manne zu folgen; das steht dort 
einige Male. Dieser Zustand ist unwürdig 
[...]. Wenn es nicht gelingt, das Gesetz zu 

ändern, wie soll es dann im wirtschaftli-
chen Bereich gelingen?“

Eine wichtige „Vorarbeit“ zum part-
nerschaftlichen Familienrecht, das erst 
in der zweiten Hälfte der Siebzigerjahre 
in Kraft trat, erfolgte im Steuerrecht. 
Anstelle der Familienbesteuerung, die 
Alleinverdiener begünstigt sowie Fami-
lien, in denen die Frau bestenfalls 
„dazuverdient“, gilt in Österreich seit 
1974 die Individualbesteuerung.

AKTION TAGESMÜTTER 
Das Manko an Kinderbetreuungsplätzen versuchten 
die ÖGB-Frauen in Kärnten Anfang der 70er Jahre 
gemeinsam mit dem bfi durch die Förderung von 
Tagesmüttern zu lindern. Die Tagesmütter absol-
vierten vor Beginn ihrer Tätigkeit einen Kurs, als 
Arbeitgeber der Tagesmütter fungierte das bfi.

BEIM FRAUENKONGRESS 1967 
Mehr Rechte für die berufstätigen Frauen und mehr 
Mitbestimmung im ÖGB verlangten die Delegierten 
beim ÖGB-Frauenkongress 1967. Einer der Vizeprä-
sidenten müsse eine Frau sein, forderten sie.

NEUE VORSITZENDE 
Nach dem tragischen Bergunglück von Rosa Weber 
wurde Maria Metzker beim Kongress der ÖGB-
Frauen im September 1967 zur neuen Vorsitzenden 
gewählt. Im Bild das Präsidium der ÖGB-Frauen 
nach der Wahl. Von links nach rechts: Grete Rehor, 
Hedi Immervoll, Maria Metzker, Kitty Rosenberger.

STREITTHEMA FRISTENLÖSUNG
Heftige Diskussionen zwischen den 
sozialistischen und den christlichsozi-
alen Gewerkschafterinnen entfachte 
die Frage der Fristenregelung. Wäh-
rend Rednerinnen der sozialistischen 
Fraktion wie Kitty Rosenberger von 
den Gemeindebediensteten beim 
ÖGB-Frauenkongress 1971 die Entkri-
minalisierung der Abtreibung ver-
langten,65) ging den christlichsozialen 
Gewerkschafterinnen ein derartiger 
Antrag zu weit.

Die Arbeit an den Maschinen in der Textilfabrik erfordert höchste Konzentration.
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Grete Rehor meinte, Erziehung, Auf-
klärung, Familienplanung und wenn 
nötig Verhütung seien die Maßnahmen, 
die gefördert werden müssten.66) 

Schließlich beschlossen die Gewerk-
schafterinnen einstimmig einen 
Antrag,67) in dem es heißt, es müsse 

„der heftig umstrittene § 144 des Strafge-
setzes einer Reform, die den heutigen 
Gegebenheiten entspricht“,

unterzogen werden und den Frauen sei 
bei der Reform volles Mitspracherecht 
einzuräumen. Der § 144 war jener 
Paragraph, mit dem bis 1975 ein 
Schwangerschaftsabbruch verboten 
und unter Strafe gestellt war.

DAUERBRENNER TEILZEITARBEIT
Auch das Thema Teilzeitbeschäftigung 
wurde lange diskutiert, bevor gesetz-
liche Regelungen für die Teilzeit Arbei-
tenden erfolgten. Im Jahr 1968 befasste 
sich der sozialpartnerschaftlich besetz-
te Beirat für Wirtschafts- und Sozialfra-
gen mit der Teilzeit. Zielrichtung der 
Untersuchung war, ob durch Teilzeit 
zusätzliche Arbeitskräfte gewonnen 
werden könnten. Das Ergebnis des 
Beirates:

„Bei der gegebenen Situation ließe die 
volle Realisierung des vorhandenen Inte-
resses an Teilzeitbeschäftigung arbeits-
marktpolitisch kaum einen Vorteil erwar-
ten.“68)

Bei einer Erleichterung der Teilzeit 
würden zwar viele Frauen, die bisher 
nicht berufstätig waren, eine Beschäfti-
gung aufnehmen. Gleichzeitig würden 
aber auch viele Frauen, die Vollzeit 
arbeiteten, auf  Teilzeit umsteigen. Der 
Beirat kam zu dem Schluss, dass des-
halb und „weil die branchenmäßigen 
Bedürfnisse nach Teilzeitbeschäftigung 
sehr unterschiedlich gelagert sind“ eine 
„generelle (gesetzliche) Regelung der 
Teilzeitbeschäftigung weder erforder-
lich noch wünschenswert“ sei.69) Unter 
den Gewerkschafterinnen gab es hin-
sichtlich der Bewertung der Teilzeit 
unterschiedliche Ansichten: Vor allem 

Gewerkschafterinnen der FCG befür-
worteten Teilzeit als eine Möglichkeit 
für Frauen, Beruf  und Kind zu verein-
baren. Die sozialistischen Gewerk-
schafterinnen gaben dagegen dem Aus-
bau der Kinderbetreuungseinrich-
tungen den Vorzug. So meinte die 
Frauenvorsitzende Maria Metzker beim 
Frauenkongress 1971: 

„Thema Nummer 1 wird in nächster Zeit 
die radikale Verbesserung der Unterbrin-
gungsmöglichkeiten für Kinder in der 
Vorschulzeit und nicht zuletzt die Ganz-
tagsschule sein.“70)

Zudem befürchteten die Gewerkschaf-
terinnen eine Verdrängung der Voll-
zeit- durch die Teilzeitbeschäftigten71) 
Der Entwurf  eines Gesetzes zur Rege-
lung der Teilzeit unter Sozialministerin 
Grete Rehor wurde nicht verabschie-
det, ebenso wenig ein Antrag von 
ÖVP-Abgeordneten im Jahr 197272) Es 
wurde somit kein eigenes Teilzeitgesetz 
beschlossen. Mitte der Siebzigerjahre 
erfolgte aber – unter der SPÖ-Regie-
rung – die gesetzliche Einbeziehung 
der Teilzeitbeschäftigten in das Ange-
stelltengesetz. Dadurch galten die 
Bestimmungen des Angestelltenge-
setzes über die Abfertigung, die Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall und 
über die Kündigungsfristen auch für 
Teilzeitbeschäftigte in Angestelltentä-
tigkeiten. Zuvor war dies aufgrund der 

Rechtssprechung nur der Fall, sofern 
die Arbeitszeit mehr als die Hälfte der 
üblichen Arbeitszeit betrug.

MEHR KARENZGELD
Nach Einführung des Karenzgeldes 
1960 gab es sechs Jahre keine Erhö-
hung des Mindestbezuges von 400 
Schilling – ebenso wenig eine Erhö-
hung der Einkommensgrenze für die 
Anrechnung des Partnereinkommens. 
Dadurch blieben immer mehr Frauen 
vom Leistungsbezug ausgeschlossen. 
In Wien etwa wurde 1965 ein Drittel 
der Anträge auf  Karenzgeld abgelehnt. 
Erst 1966 und neuerlich 1971 folgte die 
Erhöhung der Einkommensgrenzen 
und eine Anhebung des Mindest-
karenzgeldes. Die ÖGB-Frauen sahen 
dies nur als einen Zwischenschritt auf  
dem Weg zu einem Karenzgeld für alle 
Arbeitnehmerinnen, wie Frauenvorsit-
zende Maria Metzker beim Kongress 
der ÖGB-Frauen 1971 klarstellte:

„Trotzdem bleibt es bei unserem ursprüng-
lichen Versuch, doch zu versuchen, in 
irgendeiner Weise eine Lösung zu finden, 
durch die die Einkommensgrenze weg-
fällt.“73)

1974 war es schließlich so weit:74) Die
Einkommensanrechnung beim Ka-
renzgeld wurde abgeschafft. Vorausset-
zung für den Erhalt war nur noch die 
Erfüllung der Anspruchsvorausset-

Gertrude Wondrack wurde 1970 Staatsse-
kretärin im Sozialministerium.

Die Gewerkschafterin Grete Rehor war die 
erste Ministerin Österreichs.
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zungen für das Arbeitslosengeld. Das 
Karenzgeld war fortan für alle gleich 
hoch: Ab April 1974 waren dies 2.000 
Schilling monatlich. Alleinerziehe-
rinnen und verheiratete Frauen, deren 
Mann kein oder nur ein geringes Ein-
kommen bezog, erhielten ein erhöhtes 
Karenzgeld – 1974 waren das 3.000 
Schilling monatlich. 

ALLEINVERDIENERINNEN NEU!
Für alleinstehende Mütter, die nach 
Auslaufen des Karenzgeldes ihre 
Berufstätigkeit nicht aufnehmen konn-
ten, weil kein Betreuungsplatz für ihr 
Kind vorhanden war, wurde zudem die 
Sondernotstandshilfe eingeführt – sie 
konnte maximal bis zum dritten 
Geburtstag des Kindes bezogen wer-
den. Auch das Mutterschutzgesetz 
wurde 1974 verbessert: Die Schutzfrist 
vor und nach der Entbindung wurde 
von sechs auf  acht Wochen verlängert 
und Arbeitgeber müssen seither die 
Schwangerschaft einer Arbeitnehmerin 
dem Arbeitsinspektorat melden. 1974 
beschlossen wurde auch der Mutter-
Kind-Pass. Gleichzeitig wurde für Müt-
ter, die diese Untersuchungen durch-
führen ließen, die Geburtenbeihilfe 
erhöht. Die Säuglingssterblichkeit 
konnte durch die Einführung des Mut-
ter-Kind-Passes erheblich reduziert 
werden.

ABFERTIGUNG BLEIBT ERHALTEN
Frauen, die wegen der Geburt eines 
Kindes ihr Dienstverhältnis beendeten, 
verloren den Anspruch auf  Abferti-
gung. Auch (weibliche und männliche) 
Angestellte, die ihre Beschäftigung 
wegen des Antritts der Pension selbst 
auflösten, fielen um die Abfertigung 
um. Bereits seit 1954 forderten die 
GewerkschafterInnen der Privatange-
stellten die Auszahlung der Abferti-
gung in diesen Fällen, die ÖGB-Frauen 
schlossen sich der Forderung an.75) Sie 
wurde durch eine Änderung im Ange-
stelltengesetz 1971 erfüllt, allerdings 
mit einer Einschränkung.76) 
Bei Auflösung der Beschäftigung 
wegen der Geburt eines Kindes gibt es 
– bei „Abfertigung ALT“ – nur die 

Hälfte der „normalen“ Abfertigung. 
Die Bestimmung galt 1971 zudem nur 
für Angestellte, da es für ArbeiterInnen 
überhaupt keinen Anspruch auf  Abfer-
tigung gab. Die ÖGB-Frauen forderten 
in der Folge die Einführung der Abfer-
tigung auch für die ArbeiterInnen.77)

EIGENSTÄNDIGE ALTERSSICHERUNG
Frauen sollten bei einer Heirat nicht 
ihre eigenständige Alterssicherung auf-
geben, warnten die ÖGB-Frauen vor 
dem „Ausstattungsbeitrag“:78) Frauen, 
die mindestens fünf  Versicherungsjah-
re angesammelt hatten, konnten inner-
halb von zwei Jahren nach der Heirat 
Anspruch auf  einen Ausstattungsbei-
trag erheben. Im Gegenzug verloren 
sie die bis dahin angesammelten Versi-
cherungszeiten für die Pension. 1969 
wurde diese Bestimmung ersatzlos 
gestrichen und Frauen, die den Ausstat-
tungsbeitrag in Anspruch genommen 
hatten, erhielten die Möglichkeit, ihre 
Pensionsversicherungszeiten nachzu-
kaufen. Auch weitere Erfolge für eine 
eigenständige Alterssicherung konnten 
die ÖGB-Frauen erzielen. 1965 erfolgte 
die Anrechnung der Zeiten des Mutter-
schutzes als Ersatzzeiten in der Pensi-

onsversicherung, seit 1971 werden 
auch die Zeiten der Karenz im Pensi-
onsrecht angerechnet. Nach langem 
Kampf  erreichten die ÖGB-Frauen 
1970/71 die Anhebung der Witwen-
pensionen um zehn Prozent. Auch die 
Richtsätze für die Ausgleichszulage – 
das ist die Mindestpension – wurden 
1973 erhöht. Kritisch zu bewerten ist 
im Nachhinein aber, dass seit 1973 bei 
der Überprüfung des Anspruchs auf  
Ausgleichszulage auch das Partnerein-
kommen angerechnet wird.79) Diese 
Änderung führte faktisch zu einem 
Ausschluss verheirateter Frauen vom 
Bezug einer Ausgleichszulage 

AUSGLEICHSZULAGE 
Versuche der ÖGB-Frauen gemeinsam 
mit Frauenministerin Johanna Dohnal 
in den Neunzigerjahren, diese De-fac-
to-Diskriminierung von Frauen im 
Ausgleichszulagenrecht rückgängig zu 
machen, blieben ohne Erfolg. Die 
Berücksichtigung des Einkommens des 
Ehepartners ist auch heute noch der 
häufigste Grund dafür, warum Frauen 
trotz sehr niedriger Pension keinen 
Anspruch auf  eine Ausgleichszulage 
haben.
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FRAUENALLTAG:    Bildung: Junge Frauen holen auf
                    Frauenanteil bei den SchülerInnen der 9. Schulstufe

AHS
43,6 %

52,6 %

31,5 %

36,2 %

72,6 %

69,1 %

45,6 %

40,1 %

BHS

Mittlere Schulen

Polytechnischer  
Lehrgang

1966/67

1973/74

Anrechnung der Zeiten der Karenz 
für die Pension.
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„Diese Forderung – gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit – ist eigentlich ein 
jahrzehntelanger Schrei der Frauen, ein 
Schrei nach mehr beruflicher Gerechtig-
keit bei der Lohnarbeit beziehungsweise 
bei der Entlohnung der Frauen. Wir müs-
sen dazu sagen, dass der gute Wille allein 
noch keine Lösung bringt, obwohl wir 
wissen, dass der gute Wille mitunter auch 
nicht da ist. Aber wir müssen ehrlich 
sagen, dass dieses Problem ein sehr viel-
schichtiges ist und dass es einer besonde-
ren Anstrengung aller Beteiligten 
bedarf.“81)

1975, als Frauenvorsitzende Maria 
Metzker diese Worte beim 7. ÖGB-
Frauenkongress aussprach, waren in 
einigen Kollektivverträgen noch eige-
ne, niedrigere Frauenlohngruppen vor-
gesehen. Nicht zuletzt dank des Ein-
satzes von Maria Metzker und der 
ÖGB-Frauen gibt es diese direkten 
Diskriminierungen der Frauen bei der 
Entlohnung nicht mehr. Die Forde-
rung nach gleichem Lohn für gleich-
wertige Arbeit ist aber bis heute nicht 
erfüllt.

DIE ARBEITSLOSIGKEIT STEIGT
Der Erdölschock der Jahre 1973 bis 
1975 wirkte sich nur in beschränktem 
Umfang auf  Österreich aus. Während 
er in den meisten westeuropäischen 
Ländern zu einem Ende der Vollbe-
schäftigung führte, lag die Arbeitslo-
senquote in Österreich weiter unter 
drei Prozent. Mit einem durchschnitt-
lichen Wirtschaftswachstum von 3,9 

1975 
Die UNO erklärt 1975 zum Internationalen Jahr der 
Frau. In Österreich wird im Juli ein partnerschaft-
liches Familienrecht beschlossen.

Staatssekretärin Elfriede Karl (rechts im Bild) als 
Gast beim Kongress der ÖGB-Frauen 1975.

IM ZEITRAFFER:

1975–1984

Das Ende der „Frauenlöhne“

Prozent in den Jahren 1976 bis 1980, 
niedrigen Lohnkosten und sozialem 
Frieden galt Österreich als „Muster-
land“.
Nach der zweiten Ölpreiserhöhung im 
Jahr 1979 ging aber auch hierzulande 
1982 die Vollbeschäftigung verloren 
und die Arbeitslosigkeit stieg stetig 
an.82) Zur Zeit der Vollbeschäftigung 
lag die Arbeitslosenrate der Frauen 
stets höher als jene der Männer, nun 
kehrte sich der Trend um.
Männer waren bis Mitte der Achtziger-
jahre besonders von Arbeitslosigkeit 
betroffen. Die Zahl der Arbeitslosen 

stieg freilich unter beiden Geschlech-
tern an: Hatte die Gesamtarbeitslosen-
quote 1975 zwei Prozent betragen, lag 
sie 1984 bereits bei 4,5 Prozent.83)

MEHR MITSPRACHE  

FÜR DIE ÖGB-FRAUEN 
Die Zahl der weiblichen Gewerk-
schaftsmitglieder stieg in den Siebzi-
gerjahren laufend an, der Anteil der 
Frauen am Gesamtmitgliederstand 
wuchs von 27,5 Prozent im Jahr 1970 
auf  30 Prozent im Jahr 1980. 1981 
waren erstmals mehr als 500.000 
Frauen Gewerkschaftsmitglieder. Wäh-

Beim Frauenkongress 1979 gab es seit wenigen Monaten das Gleichbehandlungsgesetz. Es 
verbietet eigene, niedrigere Frauenlohngruppen in den Kollektivverträgen.

20



1979
Im Februar wird das Gleichbehandlungsgesetz für 
die Privatwirtschaft beschlossen, das zur Streichung 
der letzten „Frauenlohngruppen“ aus den Kollektiv-
verträgen führt.
Beim ÖGB-Bundeskongress im September wird 
Frauenvorsitzende Maria Metzker zur ersten Vize-
präsidentin des ÖGB gewählt.

1983
Die SPÖ verliert die absolute Mehrheit, die sie seit 
1971 gehalten hat.
Bundeskanzler Kreisky tritt ab, Fred Sinowatz wird 
im Mai Bundeskanzler einer SPÖ/FPÖ-Koalitionsre-
gierung. Beim 9. ÖGB-Frauenkongress im Mai wird 
Hilde Seiler zur neuen Vorsitzenden der ÖGB-Frauen 
gewählt.

rend bei den Männern ab 1982 Rück-
gänge zu verzeichnen waren, stieg die 
Zahl der weiblichen Gewerkschafts-
mitglieder bis Mitte der Achtzigerjahre 
weiter.84) Angesichts des stetigen Zuge-
winns an weiblichen Mitgliedern poch-
ten die ÖGB-Frauen verstärkt auf  
mehr Mitsprache in den ÖGB-Gre-
mien – und hatten damit auch Erfolg. 
Beim ÖGB-Bundeskongress 1975 
wurden die Statuten dahingehend 
abgeändert, dass eine Vertreterin des 
ÖGB-Bundesfrauenausschusses an 
den Sitzungen des Präsidiums teil-
nimmt.85) Die ÖGB-Frauenvorsitzende 
Maria Metzker konnte ab diesem Zeit-
punkt – allerdings nur mit beratender 
Stimme – an den Präsidiumssitzungen 
teilnehmen. Vier Jahre später wurde sie 
zu einem „vollwertigen“ Mitglied des 
Präsidiums: Denn beim Bundeskon-
gress 1979 wurde in den Statuten fest-
geschrieben, dass „einer der Vizepräsi-
denten eine Vertreterin der Frauen sein 
muss.“86) Gleichzeitig erfolgte aber eine 
Erhöhung der Zahl der Vizepräsiden-
tInnen von drei auf  sechs.
Eine stärkere Wahrnehmung ihrer 
Arbeit in der Öffentlichkeit wollten die 
ÖGB-Frauen durch die zeitliche 
Abkoppelung ihres Kongresses vom 
ÖGB-Bundeskongress erreichen. Seit 
1983 findet deshalb der ÖGB-Frauen-
kongress nicht mehr unmittelbar vor 
dem Bundeskongress statt, sondern 
bereits einige Monate vorher. Maria 
Metzker begründete die zeitliche 
Abkoppelung folgendermaßen:

„Wir tun das aus dem einfachen Grund, 
weil wir immer im Schatten des ÖGB-
Bundeskongresses gestanden sind. Unse-

re Beschlüsse, die Programme, Wünsche 
und Forderungen, all das, was wir auf 
einem Frauenkongress erarbeiten, ist 
nicht in die Tat umzusetzen, wenn unmit-
telbar darauf der Bundeskongress folgt.“87)

Auch ihre Arbeitsrichtlinien erneuerten 
die ÖGB-Frauen 1983: Die Passage aus 
1955, wonach die Beschlüsse des Frau-
enkongresses der Bestätigung durch 
den ÖGB-Bundeskongress bedürfen, 
wurde gestrichen. In der Auflistung 
ihrer Aufgaben ersetzten die ÖGB-
Frauen die vage Formulierung „Vor-
sorge für eine entsprechende Vertre-
tung der weiblichen Mitglieder in allen 
Organen der Gewerkschaftsbewegung“ 
durch die konkrete Forderung nach 
„Vorsorge für eine der Zahl der weib-
lichen Mitglieder entsprechende Ver-
tretung in allen Organen der Gewerk-
schaftsbewegung“.

STIMMRECHT
Beim ÖGB-Kongress 1983 gelang ein 
(bescheidener) Teilerfolg in Richtung 
mehr Mitsprache: Die drei Delegierten 
der Frauenabteilung im Bundesvor-
stand erhielten das Stimmrecht.88) 
Andere Forderungen, welche die 
ÖGB-Frauen stellten, blieben vorerst 
unerfüllt: unter anderem jene nach 
mehr Mitbestimmung auf  Landes- und 
Bezirksebene, aber auch jene nach Ein-
setzung einer hauptamtlichen Frauen-
sekretärin in jedem Bundesland und 
jeder Gewerkschaft. In der ÖGB-Zen-
trale selbst gab es von 1963 – als die 
damalige Frauensekretärin Rosa Weber 
zur Vorsitzenden der ÖGB-Frauen 
gewählt wurde – bis 1979 keine Frau-
ensekretärin. 1979 wurde Gabrielle 

Traxler zur Bundesfrauensekretärin 
bestellt.89) Auch an der Spitze der 
ÖGB-Frauen kam es zu einer Ände-
rung: Maria Metzker trat 1983 in den 
Ruhestand. Hilde Seiler, die aus der 
Gewerkschaft der Chemiearbeiter 
stammte, wurde beim ÖGB-Frauen-
kongress im Mai zur neuen Frauenvor-
sitzenden gewählt und beim ÖGB-
Bundeskongress im Oktober auch zur 
Vizepräsidentin des ÖGB.

GLEICHE RECHTE
In der zweiten Hälfte der Siebzigerjah-
re wurde eine Reihe von Gesetzen 
beschlossen, die die Gleichstellung der 
Frauen zum Ziel hatten.90) 1976 trat das 
„Kernstück“ der Familienrechtsreform 
in Kraft, das „Gesetz über die persön-
lichen Rechtswirkungen der Ehe“. Es 
geht vom Grundsatz aus, dass Mann 
und Frau in der Ehe gleiche Rechte 
und Pflichten haben. Beide Ehepartne-
rInnen sind seither gleichermaßen ver-
pflichtet, zum Unterhalt beizutragen, 
sei es durch Berufstätigkeit oder durch 

Seit 1978 haben beide Elternteile gleiche 
Rechte und Pflichten.
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„Vom linken Flügel im ÖGB“ komme sie, erklärte 
Hilde Seiler nach der Wahl zur ÖGB-Frauenvorsit-
zenden in einem Interview 1983 – und setzte 
nach: „Ich bin nicht gemäßigter geworden, son-
dern älter.“ 102)

Hilde Seiler (geborene Kainz) wurde 1931 in Wien 
geboren. Nach dem Schulabschluss 1945 begann 
sie bei der Firma Witax eine Lehre als kaufmän-
nische Angestellte und arbeitete nach Abschluss 
der Lehre noch zwölf Jahre in derselben Firma, 
zuletzt als Bilanzbuchhalterin. Gemeinsam mit 
Alfred Dallinger und anderen gründete Hilde Seiler 
1946 die erste Gewerkschaftsjugendgruppe der 
Privatangestellten in Wien-Ottakring. 1955 wurde 
Seiler zur Betriebsratsvorsitzenden bei Witax 
gewählt, 1957 wechselte sie aus der Privatwirt-
schaft als hauptamtliche Mitarbeiterin in die 
Gewerkschaft der Chemiearbeiter. 

Ab 1968 war Hilde Seiler Frauensekretärin der 
Gewerkschaft, 1971 wurde sie zusätzlich Wiener 
„Landessekretär“ der – stark männlich domi-
nierten – Gewerkschaft. 

Auf dem 9. Frauenkongress des ÖGB im Mai 1983 
wurde Hilde Seiler zur Vorsitzenden der ÖGB-
Frauen gewählt, beim 10. ÖGB-Bundeskongress im 
Oktober desselben Jahres folgte die Wahl zur Vize-
präsidentin des ÖGB. Zwei Funktionsperioden – bis 
1991 – war Hilde Seiler Frauenvorsitzende und 
Vizepräsidentin des ÖGB und in dieser Zeit ener-
gische Kämpferin für die Gleichstellung der Frauen. 
Von 1988 bis 1994 war Hilde Seiler auch Abgeord-
nete zum Nationalrat. 

ZEITZEUGIN: Hilde Seiler
Haushaltsführung; üben beide einen 
Beruf  aus, sind beide zur gemeinsamen 
Haushaltsführung verpflichtet. 

DISKRIMINIERUNG IN KVs
Durch eine Neuregelung des Kind-
schaftsrechtes im Jahr 1978 wurde auch 
die „väterliche“ Gewalt über die Kin-
der beseitigt. Beide Elternteile haben 
damit die gleichen Rechte und Pflich-
ten gegenüber ihren Kindern. Eine 
weitere Änderung betraf  die Auftei-
lung des Vermögens im Scheidungsfall: 
Die bis 1978 geltende Rechtsvermu-
tung, dass das während der Ehe erwor-
bene Vermögen vom Mann stammt, 
wurde beseitigt – im Falle der Auflö-
sung einer Ehe wird nun eine Teilung 
des in der Ehe erworbenen Vermögens 
vorgenommen. Alle diese Reformen 
waren von den ÖGB-Frauen seit Jah-
ren gefordert worden, ebenso wie die 
Pflegefreistellung zur Pflege von 
erkrankten nahen Angehörigen. Sie trat 
mit 1. Jänner 1977 in Kraft und sah 
eine Freistellung bis zum Höchstaus-
maß von einer Woche pro Arbeitsjahr 
vor. In ihrer Bilanz beim Frauenkon-
gress 1979 betonte Metzker, dass gera-
de die Gewerkschafterinnen die Pflege-
freistellung für beide Elternteile, Mut-
ter und Vater, verlangt hatten, um dem 

partnerschaftlichen Gedanken Rech-
nung zu tragen.91) Immer wieder zum 
Thema machten die ÖGB-Frauen die 
Einkommensunterschiede zwischen 
Frauen und Männern. Bei ihrem Bun-
desfrauenausschuss im Jahr 1978 
befassten sich die ÖGB-Frauen mit der 
Diskriminierung von Frauen in den 
Kollektivverträgen. In einer Resolution 
verlangten sie unter anderem die Elimi-
nierung der Frauenlohngruppen, die in 
einigen Kollektivverträgen nach wie 
vor vorhanden waren.92) 

GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ
Ein Erfolg für die ÖGB-Frauen war in 
dieser Hinsicht das Gleichbehand-
lungsgesetz für die Privatwirtschaft, 
das im Februar 1979 beschlossen 
wurde und im Juli desselben Jahres in 
Kraft trat. Die Pflicht zur Gleichbe-
handlung von Männern und Frauen bei 
der Festsetzung des Entgelts war somit 
gesetzlich festgeschrieben. Zur Über-
prüfung von Verstößen gegen das 
Gleichbehandlungsgesetz wurde die 
Gleichbehandlungskommission einge-
richtet. 
Maria Metzker, die Vorsitzende der 
ÖGB-Frauen, hatte wesentlichen 
Anteil an der Schaffung des Gesetzes. 
Bundesfrauensekretärin Gabrielle 

MEHR RECHTE
Die Delegierten beim Frauenkongress 1975 ver-
langten Partnerschaft statt Männerherrschaft in 
Familie und Beruf.

ZEITBILDER

VERFÜNFFACHT 
Im Zuge einer Regierungsumbildung setzte Bruno 
Kreisky vier neue Staatssekretärinnen ein – mit der 
seit 1971 amtierenden Elfriede Karl gab es somit 
fünf Staatssekretärinnen. Im Bild von links nach 
rechts: Johanna Dohnal, Anneliese Albrecht, Fran-
ziska Fast, Beatrix Eypeltauer und Elfriede Karl.
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Traxler stellte dazu beim Kongress der 
ÖGB-Frauen 1979 fest:

„Ich möchte bei dieser Gelegenheit nicht 
unerwähnt lassen, dass dieses Gleichbe-
handlungsgesetz den Stempel unserer 
Vorsitzenden, der Kollegin Maria Metzker, 
trägt, die es im Parlament vertreten und 
als Vorsitzende des Sozialausschusses 
maßgeblich an dessen Verwirklichung 
und rascher einstimmiger Verabschie-
dung [...] mitgewirkt hat.“93)

Tatsächlich brachte das Gleichbehand-
lungsgesetz die Abschaffung vieler 
offener Diskriminierungen aus den 
Kollektivverträgen, wie Maria Metzker 
beim ÖGB-Kongress 1983 festhielt:

„Es wurden die Kollektivvertragspartner 
ein bisschen aufgescheucht. [...] Vor allem 
waren die Kollektivvertragspartner 
damals schneller, als dies in der Vergan-
genheit der Fall war, geneigt, zu handeln 
und die Bezeichnung Männer- bzw. Frau-
enlöhne aus den Kollektivverträgen zu 
eliminieren. Liebe Kolleginnen, das war 
sicherlich eindeutig ein Erfolg der Gleich-
behandlungskommission.“ 94)

An der Einkommensbenachteiligung 
der Frauen änderte sich durch die 

Abschaffung der Frauenlohngruppen 
aber nur wenig. Zum einen fanden sich 
die Frauen auch nach Abschaffung 
eigener „Lohngruppen“ vorwiegend in 
den unteren Entlohnungsgruppen. 
Zum anderen gab es weiterhin in vielen 
Kollektivverträgen Diskriminierungen 
im Bereich der Zulagen oder der Sozi-
alleistungen. 
Eleonora Hostasch, damals Frauenvor-
sitzende der Gewerkschaft der Pri-
vatangestellten, berichtete zum Beispiel 
beim Frauenkongress 1979, also nach 
Inkrafttreten des Gleichbehandlungs-
gesetzes, dass es im Bereich der Versi-
cherungen eine Haushaltszulage gäbe. 
Diese erhielten grundsätzlich nur „die 
Kollegen“ und es wäre nicht absehbar, 
wann es gelänge, dass auch die weib-
lichen Beschäftigten diese Zulage bekä-
men.95) Die ÖGB-Frauen forderten die 
Abschaffung dieser Diskriminierungen 
durch die Kollektivvertragspartner 
bzw. ab 1983 die Ausweitung des 
Gleichbehandlungsgesetzes. Zulagen, 
Zuschläge, freiwillige Sozialleistungen 
sowie die Aus- und Weiterbildung 
sollten ebenfalls unter das gesetzliche 
Gleichbehandlungsgebot fallen, ver-
langten sie. Während diese Forderung 
mit einer Novelle des Gleichbehand-
lungsgesetzes im Jahr 1985 erfüllt 

wurde, ist Maria Metzkers zweite For-
derung vom Kongress 1983, nämlich 
jene nach einer objektiven Arbeits-
platzbewertung, weiterhin offen:

„Die Tätigkeit als solche muss bewertet, 
sie muss katalogisiert werden, und sie 
muss, glaube ich, so bewertet werden, 
dass durch diese Bewertung der Grund-
satz der Lohngleichheit für Frauen und 
Männer durchgesetzt wird.“ 96)

DIE ZWEI  

FRAUENSTAATSEKRETÄRINNEN
Im November 1979 erreichte abermals 
eine Vertreterin der ÖGB-Frauen eine 
Regierungsfunktion: Bruno Kreisky 
setzte im Zuge einer Regierungsumbil-
dung vier neue Staatssekretärinnen ein, 
zwei davon für „Frauenfragen“. Wäh-
rend Johanna Dohnal als Staatssekretä-
rin für Frauenfragen ins Bundeskanz-
leramt einzog, erhielt die Metaller-
gewerkschafterin und stellvertretende 
ÖGB-Frauenvorsitzende Franziska 
Fast das Staatssekretariat für die Belan-
ge der berufstätigen Frauen übertra-
gen, das im Sozialministerium angesie-
delt war. Fast setzte einige Initiativen 
zur Förderung weiblicher Lehrlinge in 
nicht-traditionellen Berufen – sowohl 
in ihrer Funktion als Frauensekretärin 

IM WANDEL DER ZEIT 
Auch beim Bundeskongress des ÖGB im Jahr 1983 
thematisierten die ÖGB-Frauen die Veränderungen 
in der Arbeitswelt – unter anderem durch eine 
Ausstellung.

NEUE FRAUENSEKRETÄRIN
Gabrielle Traxler wurde 1979 auf Vorschlag der 
damaligen Frauenvorsitzenden Maria Metzker zur 
Bundesfrauensekretärin des ÖGB bestellt. Traxler 
war bis Ende 1989 in der ÖGB-Frauenabteilung 
beschäftigt. Sie setzte sich energisch für die Gleich-
behandlung der Frauen im Berufsleben ein.

JOB-KILLER ...
... oder Helfer im Beruf? Über Arbeitsplatzverlust 
durch Rationalisierung und notwendige Umschu-
lungsmaßnahmen diskutierten die Gewerkschafte-
rinnen beim ÖGB-Frauenkongress 1983.

Pflegefreistellung von einer Woche 
pro Arbeitsjahr.
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und später Frauenvorsitzende der 
Gewerkschaft Metall-Bergbau-Energie 
als auch als Staatssekretärin. Ein Anlie-
gen war ihr auch die Aufwertung der 
Arbeit der Hilfsarbeiterinnen. In einem 
Interview mit der Gewerkschaftszei-
tung „Glück auf!“ meinte Staatssekre-
tärin Fast dazu:

„In den wenigsten Fällen handelt es sich 
tatsächlich um Hilfsarbeit, meist ist es ein 
Teil einer hoch qualifizierten Arbeit. Sie 
wird aber um der Kosten willen als Hilfs-
arbeit, leichte Arbeit oder Frauenarbeit 
bezeichnet.“97)

Mit dem Ende der Alleinregierung der 
SPÖ im Jahr 1983 wurde das Staatsse-
kretariat für die Belange der berufstäti-
gen Frau abgeschafft. Franziska Fast 
war bis 1988 Frauenvorsitzende der 
Gewerkschaft Metall-Bergbau-Energie 
und von 1983 bis 1989 Volksanwältin. 
Im Ruhestand blieb Franziska Fast wei-
ter für ihre Mitmenschen aktiv: Von 
Mai 1994 bis Ende 1996 war sie Vorsit-
zende der ÖGB-PensionistInnen, ab 
1991 engagierte sie sich als Vorsitzende 
der Wiener Volkshilfe. Franziska Fast 
verstarb im Oktober 2003 im 79. 
Lebensjahr in Wien.

ERSTER FRAUENBERICHT
Ebenfalls ursprünglich aus der Gewerk-
schaftsbewegung, wenn auch nicht aus 
dem Tätigkeitsbereich der ÖGB-
Frauen, stammt eine weitere Politike-
rin, die in den Siebziger- und Achtzi-
gerjahren Regierungsfunktionen inne-
hatte: Elfriede Karl. Elfriede Karl war 
sieben Jahre – von 1953 bis 1960 – in 
der Landesleitung Salzburg der 
Gewerkschaft Bau-Holz als Stenotypi-
stin beschäftigt. Nach dem Besuch der 
Sozialakademie der AK Wien arbeitete 
sie ab 1961 in der AK Salzburg, bis sie 
im November 1971 von Bruno Kreisky 
zur Staatssekretärin im Bundeskanzler-
amt ernannt wurde. Unter ihrer Verant-
wortung wurde 1975 der erste Frauen-
bericht – der umfassendes Datenmate-
rial über die Situation der Frauen 
enthielt – präsentiert. Im November 
1979 wechselte Karl als Staatssekretä-

rin in das Finanzministerium, von Mai 
1983 bis September 1984 war sie die 
erste Familienministerin Österreichs. 
Elfriede Karl war bis 1990 National-
ratsabgeordnete und setzte sich in die-
ser Zeit unter anderem für die Einfüh-
rung der Väterkarenz ein (vgl. S. 29).

TECHNOLOGISIERUNG 
„Neue Technologien – die Herausfor-
derung der Achtzigerjahre“ lautete das 
Motto des Frauenkongresses 1983. 
Während zu Beginn der zweiten Erdöl-
krise 1981 nur die Männerarbeitslosig-
keit angestiegen war, nahm 1982 und 
1983 auch die Arbeitslosigkeit der 
Frauen zu. Bei beiden Geschlechtern 
gab es in den zwei Jahren zudem einen 
Rückgang der Zahl der Beschäftigten. 
Die ÖGB-Frauen forderten deshalb 
bei ihrem Kongress 1983, dass die Mit-
tel der Arbeitsmarktverwaltung auch 
den Frauen zukommen müssten. Da 
die Frauenarbeitslosigkeit bis 1985 aber 
unter jener der Männer lag, gab es vor-
erst keine Sonderprogramme für 
Frauen. Intensiv setzten sich die 
Gewerkschafterinnen mit der Techno-
logisierung und den Folgen für die 
Frauenarbeitsplätze auseinander. 
Michaela Moritz von der GPA hielt 
dazu beim Frauenkongress 1983 fest:98)

„Durch die Dezentralisierung der EDV 
wird die Datenerfassung derzeit abge-
schafft. Die Kolleginnen, die als Loche-
rinnen und später als Datenerfasserinnen 
gearbeitet haben, manche arbeiten noch, 
werden ersatzlos abgeschafft.“

Auch im Handel und in vielen anderen 
Dienstleistungsbereichen sei die Ratio-
nalisierung bereits im Gange, berichte-
ten Delegierte. Den betroffenen Frauen 
müssten daher rechtzeitig Umschu-
lungs- und Weiterbildungsmaßnahmen 
angeboten werden, forderten die 
Gewerkschafterinnen bei ihrem Kon-
gress. Um menschenunwürdige Kon-
trollen durch neue Technologien zu 
vermeiden, forderten sie zudem eine 
Ausweitung der Mitbestimmungsrechte 
der BetriebsrätInnen.

MEHR URLAUB
1975 trat die letzte Etappe zur Einfüh-
rung der 40-Stunden-Woche in Kraft. 
Die stufenweise Arbeitszeitverkürzung 
war mit ein Grund, warum Österreich 
trotz Erdölkrise 1974/75 weiterhin 
eine relativ niedrige Arbeitslosigkeit 
hatte.99) Eine weitere Arbeitszeitverkür-
zung erfolgte durch die Verlängerung 
des Mindesturlaubs auf  vier Wochen 
im Jahr 1977.
1983 wurde abermals die Ausweitung 
des Urlaubs erreicht: In Etappen wurde 
daraufhin von 1984 bis 1986 der – 
heute geltende – Mindesturlaub von 
fünf  Wochen eingeführt. Zu einer wei-
teren gesetzlichen Arbeitszeitverkür-
zung kam es nicht. Die Gewerkschaf-
ten erreichten zwar ab Mitte der Acht-
zigerjahre in einer Reihe von Branchen 
bei den Kollektivvertragsverhand-
lungen eine Reduktion der Wochenar-
beitszeit auf  weniger als 40 Wochen-
stunden. Die Einführung der 35-Stun-
den-Woche per Gesetz oder General-
Kollektivvertrag, wie sie die ÖGB-

Franziska Fast (dritte von links) mit ihren Kolleginnen aus dem Präsidium der ÖGB-Frauen 
im Jahr 1975.
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Frauen ab Mitte der Achtzigerjahre 
immer wieder einforderten, ist bis 
heute ausständig.

ABFERTIGUNG FÜR ARBEITERINNEN
Die langjährige Forderung des ÖGB 
nach Einführung einer Abfertigung für 
ArbeiterInnen wurde 1979 erreicht: In 
Etappen bis 1984 wurde die Abferti-
gung für ArbeiterInnen eingeführt. 
HeimarbeiterInnen hatten jedoch kei-
nen Anspruch auf  Abfertigung. Die 
ÖGB-Frauen forderten – unter ande-
rem beim Frauenkongress 1983 – die 
arbeitsrechtliche Gleichstellung dieser 
Beschäftigtengruppe und damit den 
Anspruch auf  Abfertigung auch für 
HeimarbeiterInnen ein. 

DIE WITWERPENSION
Eine Witwerpension wurde bis 1980 
nur gewährt, wenn die Ehefrau den 
Lebensunterhalt ihres Mannes über-
wiegend bestritten hatte und der Mann 
zum Zeitpunkt ihres Todes erwerbsun-
fähig oder bedürftig war.
Diese Bestimmung wurde vom Verfas-
sungsgerichtshof  wegen Verletzung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
aufgehoben.100) Eine vom Sozialminis-
terium eingerichtete Arbeitsgruppe zur 
Neuregelung der Witwerpension befür-
wortete das „Partnerpensionsmodell“: 
Das hätte bedeutet, dass der Ausbau 
der Hinterbliebenenversorgung der 
Männer durch eine Kürzung der Wit-
wenpension von berufstätigen Frauen 
finanziert worden wäre. Die Gewerk-
schafterinnen und sozialdemokratische 
Politikerinnen leisteten innerhalb der 
Gewerkschaft und der Partei Wider-
stand gegen ein derartiges Modell, allen 
voran die beiden Staatssekretärinnen 
Johanna Dohnal und Franziska Fast. 
Sie hatten Erfolg: Unter Sozialminister 
Alfred Dallinger erfolgte daraufhin die 
Einführung einer Witwerpension, ohne 
dass es zu einer Kürzung der Witwen-
pension kam. Aus Kostengründen 
sollte die Witwerpension zunächst 20 
Prozent der Pension der verstorbenen 
Ehefrau betragen, dann 40 Prozent 
und im Jahr 1989 schließlich – so wie 
die Witwenpension – 60 Prozent.

PENSIONSREFORM TRIFFT FRAUEN
Zunehmende Finanzierungsprobleme 
in der Pensionsversicherung führten 
dazu, dass 1983 neuerlich eine Gesetzes-
änderung diskutiert wurde. Die ÖGB-
Frauen verlangten, dass die Einschnitte 
nicht zulasten der berufstätigen Frauen 
gehen dürften. Ihre Forderung, die Wit-
wenpensionen nicht zu kürzen, konnten 
sie durchsetzen. Neben einem Aufschub 
der zweiten und dritten Etappe der Wit-
werpension erfolgte im Zug der Reform 
allerdings auch eine Änderung bei der 
Pensionsberechnung, die Frauen mit 
wenigen Versicherungsjahren negativ 
traf: 
Der sogenannte „Grundbetrag“ in 
Höhe von 30 Prozent der Bemessungs-
grundlage, der bei Erreichen einer Pen-
sion auf  jeden Fall ausbezahlt worden 
war, wurde gestrichen. Stattdessen 
erfolgte die Schaffung eines einheit-
lichen Steigerungssatzes, der pro Versi-
cherungsjahr angerechnet wurde. Zwar 
wurde als Ausgleich ein Kinderzuschlag 
für Frauen mit weniger als 30 Versiche-
rungsjahren eingeführt. Der Wegfall des 
Grundbetrages konnte dadurch aber 
nicht ausgeglichen werden. Zusätzlich 
wurde der Bemessungszeitraum für die 

Berechnung der Pensionshöhe von fünf  
auf  zehn Jahre verlängert. Auch diese 
Maßnahme wirkte sich bei den Frauen 
ungünstiger aus als bei den Männern.101) 

„EWIGE ANWARTSCHAFT“ ERREICHT
Als positiv ist die zugleich erfolgte Ein-
führung der „ewigen Anwartschaft“ zu 
erwähnen. Lange zurückliegende Versi-
cherungszeiten gingen bei einer Berufs-
unterbrechung nicht länger verloren, 
wodurch der Zugang zur Alterspension 
für Frauen mit „Familienpausen“ 
erleichtert wurde.
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FRAUENALLTAG: Berufliche Tätigkeiten im ArbeiterInnenbereich 
 Anteil der Frauen bzw. Männer im Jahr 1983

Ungelernte
13 %

37 %

30 %

49 %
Angelernte

52 %

13 %
FacharbeiterInnen

Männer

Frauen

5 %

1 %

VorarbeiterInnen,

MeisterInnen

INSGESAMT:

736.000 Männer

293.000 Frauen

Die Gleichstellung der Frauen auch bei den 
Zulagen und Sozialleistungen der Arbeit-
geber forderten die ÖGB-Frauen im Tätig-
keitsbericht 1979.
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1990
Am 6. Dezember veröffentlicht der Verfassungsge-
richtshof sein Urteil, wonach das ungleiche Pensi-
onsalter von Frauen und Männern verfassungswid-
rig sei. Es bildet den „Startschuss” für Verhand-
lungen um das Gleichbehandlungspaket.

IM ZEITRAFFER:

1985–1994

Auf zur Chancengleichheit
„Die Gewerkschafterinnen werden keine 
Verschlechterung für unselbstständig 
erwerbstätige Frauen akzeptieren. Das 
wirklichkeitsfremde Urteil des Verfas-
sungsgerichtshofes bezüglich Aufhebung 
des unterschiedlichen Pensionsalters 
berücksichtigt unserer Meinung nicht die 
unterschiedlichen Lebensverläufe von 
Frauen und Männern. Die ÖGB-Frauen 
verlangen deshalb, dass bei der politi-
schen Lösung des Urteils im Parlament 
die Lebensrealität der unselbstständig 
erwerbstätigen Frauen berücksichtigt 
wird.“103)

Als Frauenvorsitzende Hilde Seiler 
beim Kongress der ÖGB-Frauen im 
Jänner 1991 diese Forderung stellte, 
war das Urteil des Verfassungsgerichts-
hofes zum ungleichen Pensionsanfalls-
alter von Männern und Frauen erst 
wenige Wochen „alt“.  Gleichberechti-
gung darf  nicht beim Pensionsalter der 
Frauen beginnen – zuvor muss die 
Gleichberechtigung in Gesellschaft, 
Beruf  und Familie verwirklicht sein, 
forderten die ÖGB-Frauen. Am Ende 
der fast zwei Jahre dauernden Ver-
handlungen stand schließlich das 
„Gleichbehandlungspaket“: Die ÖGB-
Frauen hatten – gemeinsam mit Frau-
enpolitikerinnen fast aller Parteien – 
eine Reihe von gesetzlichen Verbesse-
rungen für die Frauen als Abtausch 
gegen die schrittweise Anhebung des 
Frauenpensionsalters ab 2019 erreicht.

ARBEITSLOSIGKEIT STEIGT
„Seit dem letzten Frauenkongress im
Jahr 1983 ist die Zahl der arbeitslosen

Frauen um 43,3 Prozent gestiegen, bei
den Männern um 14,4 Prozent“,104)

musste Frauenvorsitzende Seiler beim 
Frauenkongress 1987 berichten. Die 
Arbeitslosigkeit der Frauen stieg in der 
zweiten Hälfte der Achtzigerjahre stär-
ker als jene der Männer. Auch der Kon-
junkturaufschwung Ende der Achtzi-
gerjahre brachte keine Trendumkehr: 
Gleichzeitig mit einem starken Beschäf-
tigungsanstieg nahm die Arbeitslosig-
keit weiter zu. Die Arbeitslosenquote 
der Frauen stieg von 4,7 Prozent im 
Jahr 1985 auf  6,7 Prozent im Jahr 
1994,105) im selben Zeitraum nahm die 
Zahl der weiblichen Beschäftigten um 
über 180.000 zu. Die atypische Beschäf-
tigung stieg stetig an:
Waren 1983 158.000 Arbeitnehmerin-
nen teilzeitbeschäftigt, waren es im Jahr 
1994 bereits mehr als 267.000.106) Einen 
kontinuierlichen Zuwachs gab es auch 
bei den geringfügig Beschäftigten.

FLÄCHENDECKEND PRÄSENT
Beim 10. Frauenkongress 1987 konnte 
die ÖGB-Frauenabteilung berichten: 
In jedem Bundesland gibt es eine 
hauptamtlich beschäftigte ÖGB-Frau-
ensekretärin.107) Die letzten waren 1984 
in Salzburg und 1985 in Tirol installiert 
worden. Mitte der Neunzigerjahre war 
auch die institutionelle Verankerung 
der ÖGB-Frauen in allen Gewerk-
schaften erreicht: Alle – damals 14 
Gewerkschaften – hatten ein eigenes 
Frauenreferat mit einer hauptamtlichen 
Frauensekretärin. Als Letzte hatten die 
Gewerkschaft Bau-Holz und die 
Gewerkschaft Druck und Papier eine 

Frauensekretärin bestellt.108) Insgesamt 
war die Errichtung von Frauenrefera-
ten in den einzelnen Gewerkschaften 
mit großen zeitlichen Schwankungen 
erfolgt. Nicht nur Gewerkschaften mit 
hohem Männeranteil unter den Mitglie-
dern, wie die beiden oben genannten 
Gewerkschaften, waren mit der Veran-
kerung eines eigenen Frauenreferates 
spät dran. Auch manche Gewerkschaf-
ten mit sehr hohem Frauenanteil etab-
lierten erst sehr spät eigene Frauen-
strukturen. Im Protokoll des 12. Kon-
gresses der ÖGB-Frauen aus dem Jahr 
1995 heißt es dazu, die Funktionä-
rinnen hätten zu Beginn selbst davon 
Abstand genommen, ein eigenes Frau-
enreferat einzurichten.

„Und zwar mit der logischen Begrün-
dung: Wir sind ja quasi eine Frauenge-
werkschaft, wozu brauchen wir da eine 
eigene Frauenabteilung? Doch die ekla-
tante Unterrepräsentanz von Frauen in 
Entscheidungspositionen führte dazu, 
dass auch die Funktionärinnen in diesen 
Quasi-Frauengewerkschaften die Forde-
rung nach Einrichtung einer eigenen 
Frauenabteilung und nach Installierung 
einer hauptamtlichen Frauensekretärin 
erhoben haben.“ 109)

So wurde auch in der Gewerkschaft 
Hotel, Gastgewerbe, Persönlicher 
Dienst erst 1993 110) ein eigenes Frauen-
referat gegründet.

NEUE FRAUENVORSITZENDE
Irmgard Schmidleithner wurde beim 
11. Frauenkongress im Jänner 1991 zur 
neuen Vorsitzenden gewählt. Beim sel-

1986
Im September wird Jörg Haider zum FPÖ-Bundes-
parteiobmann gewählt. Bundeskanzler Franz Vra-
nitzky kündigt die Koalition mit den Freiheitlichen 
auf – es kommt zu Neuwahlen.

1987
Im Jänner bilden SPÖ und ÖVP eine große Koalition.
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1992
Im Oktober sind die Verhandlungen zum Gleichbe-
handlungspaket beendet. Das Paket bringt wichtige 
Verbesserungen für die Frauen.

ben Kongress wurde die Zahl der Stell-
vertreterinnen der Frauenvorsitzenden 
von drei auf  vier erhöht. Verände-
rungen gab es auch bei der Besetzung 
des Bundesfrauensekretariats. Gabriel-
le Traxler beendete mit Ende 1989 ihre 
Tätigkeit als Frauensekretärin. Von 
1990 bis 1992 war Brigitte Radl ÖGB-
Frauensekretärin, 1992 wurde Edel-
traud Glettler zur Frauensekretärin 
bestellt.111)

Für die ÖGB-Frauen ein Erfolg war, 
dass es in dieser Dekade auch zum 
ersten – und bislang einzigen – Mal 
eine Frau an die Spitze einer Gewerk-
schaft schaffte. Lore Hostasch, die von 
1983 bis 1991 stellvertretende Vorsit-
zende der ÖGB-Frauen war, wurde 
1989 Vorsitzende der Gewerkschaft 
der Privatangestellten. Hostasch war 
bis 1994 Vorsitzende der GPA und in 
der Folge – ebenfalls als erste Frau – 
AK-Präsidentin. Da Hostasch als 
GPA-Vorsitzende auch zur Vizepräsi-
dentin des ÖGB gewählt wurde, gab es 
in der ersten Hälfte der Neunzigerjahre 
erstmals – und bislang zum einzigen 

1991
Beim Frauenkongress im Jänner wird Irmgard  
Schmidleithner zur Vorsitzenden der ÖGB-Frauen 
gewählt. Bild links: Das ÖGB-Präsidium 1991 mit 
den beiden Vizepräsidentinnen Lore Hostasch und 
Irmgard Schmidleithner.

Mal – zwei Vizepräsidentinnen im 
ÖGB: Irmgard Schmidleithner und 
Lore Hostasch.

AKTIVE ARBEITSMARKTPOLITIK
1985/86 beschloss die kleine Koalition 
(SPÖ/FPÖ-Regierung) erstmals ein 
spezifisches arbeitsmarktpolitisches 
Programm für Frauen. 
Die „Aktion 8000“, mit der Arbeits-
plätze im gemeinnützigen und kommu-
nalen Bereich aus den Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung finanziert 
wurden, entwickelte sich daraufhin von 
einem ursprünglich fast reinen Män-
nerprogramm zu einem großteils von 
Frauen genutzten Programm.112) Mit 
dem Wechsel zur „großen Koalition“ 
zwischen SPÖ und ÖVP kam es aber 
zu drastischen Budgetkürzungen im 
Förderungsbudget der Arbeitsmarkt-
verwaltung, von denen insbesondere 
die „Aktion 8000“ betroffen war. Die 
ÖGB-Frauen kritisierten das bei ihrem 
Kongress 1987 heftig:

„Wir Frauen müssen erreichen, dass in 

verstärktem Maße geeignete Schritte 
gegen die steigende Frauenarbeitslosig-
keit gesetzt werden, bevor es zu spät ist 
und ein hoher Anteil von Frauen unwie-
derbringlich aus dem Berufsleben ausge-
gliedert ist. Die Bewältigung der wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten kann nicht 
auf Kosten der Frauen gehen. Es sollte 
daher in erster Linie nicht über die Finan-
zierung der Arbeitslosigkeit diskutiert 
werden, sondern über deren Bekämp-
fung“,

verlangte Frauenvorsitzende Hilde Sei-
ler.113)

Erst im Jahr 1989 wurde ein neues, 
weitreichenderes Bündel von Arbeits-
marktförderungen für Frauen von der 
Arbeitsmarktverwaltung als sogenann-
tes „Minimalprogramm für Frauen“ 
verabschiedet.114) Das Programm sah 
unter anderem die dreijährige Förde-
rung für Arbeitsplätze in Elterninitiati-
ven im Rahmen der „Aktion 8000“ vor, 
den offensiven Einsatz einer Kinderbe-
treuungsbeihilfe an arbeitssuchende 
Frauen sowie die Anhebung des Frau-

Die Gestaltung der Kongressunterlagen ver-
sinnbildlicht das selbstbewusste Auftreten.

Mit einer Paketaktion an die Wirtschaftskammer und in Pressekonferenzen mobilisierten 
die ÖGB-Frauen für das Gleichbehandlungspaket.
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enanteils in allen Kursen der Arbeits-
marktverwaltung.

NOTSTANDSHILFE  

FÜR VERHEIRATETE FRAUEN
Mitte 1988 trat die von den ÖGB-
Frauen seit Langem kritisierte „Voll-
verdienstklausel“ im Notstandshilfe-
recht außer Kraft.115) Frauen waren bis 
dahin grundsätzlich vom Bezug der 
Notstandshilfe ausgeschlossen, wenn 
sie einen „im Vollverdienst“ stehenden 
Ehemann hatten. Wie bei den Män-
nern ist seither auch bei Frauen eine 
„Einzelfallprüfung“ vorgesehen. Da 
dabei das Einkommen des/der Partne-
rIn angerechnet wird und bestimmte 
Einkommensgrenzen nicht überschrit-
ten werden dürfen, sind faktisch aber 
weiterhin Frauen weit öfter als Männer 
vom Bezug der Notstandshilfe ausge-
schlossen.
Gegen Ende der Achtzigerjahre, Anfang 
der Neunzigerjahre geführte „Sozial-
schmarotzerdebatte“, bei der in verein-
fachender Weise den Arbeit Suchenden 
selbst die Schuld für ihre Arbeitslosig-
keit angelastet wurde, wandten sich die 
ÖGB-Frauen mit Entschiedenheit. 
Gleich bei ihrer Antrittsrede beim Frau-
enkongress im Jänner 1991 stellte die 
neu gewählte Vorsitzende Irmgard 
Schmidleithner klar:

„Und ohne jetzt näher auf die sogenannte 
Sozialschmarotzer-Debatte einzugehen, 
möchte ich anhand von ein paar nackten 
Zahlen aufzeigen, welch menschliches 
Leid hinter dem diesen Menschen vorge-
worfenen sogenannten hohen ‚Spitzen-
verdienst’ der Arbeitslosen steckt. Das 
mittlere monatliche Arbeitslosengeld 
inklusive allfälliger Familienzuschläge 
betrug im Jahr 1989 für Frauen 5.207 
Schilling. Es ist somit um etwa 30 Prozent 
niedriger als jenes der Männer und 
erreicht gerade den Ausgleichszulagen-
richtsatz für Alleinstehende in der Pensi-
onsversicherung, der etwa 5.134 Schilling 
beträgt. [...] Der mittlere Notstandshilfe-
bezug betrug für die Frauen 4.444 Schil-
ling. [...] Hier braucht nicht gesondert 
darauf hingewiesen werden, dass mit die-
sen Beiträgen kaum das Notwendigste 
abgedeckt werden kann.“116)

GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ
In den Jahren 1985 und 1990 erfolgte 
die Ausweitung des Gleichbehand-
lungsgesetzes für die Privatwirtschaft. 
Damit wurde auf  jahrelange Forde-
rungen der ÖGB-Frauen reagiert (vgl. 
S. 23). Denn das Gesetz aus 1979 hatte 
sich nur auf  die Gleichbehandlung bei 
der Festsetzung des Entgelts bezogen. 
Andere gravierende Benachteiligungen, 

Sie ist ein „Sprachrohr für jene, die keine Lobby 
haben“. Mit diesen Worten wurde Irmgard Schmid-
leithner125) (geborene Fischill) als Vorsitzende der 
ÖGB-Frauen vielfach charakterisiert.

Sie selbst meinte in einem Interview, als Älteste von 
sieben Kindern, darunter vier Brüdern, habe sie 
früh gelernt, „dass die Männer uns nichts freiwillig 
geben. Das muss man erkämpfen.“126)

Nach der Pflichtschule begann die Oberösterreiche-
rin als Anlernkraft im Büro. Im zweiten Bildungs-
weg absolvierte sie die LohnbuchhalterInnenprü-
fung. Irmgard Schmidleithner engagierte sich jah-
relang als Betriebsrätin, bevor sie ab 1980 als 
Frauensekretärin im ÖGB Oberösterreich arbeitete. 
Nebenbei legte sie die Berufsreifeprüfung ab und 
studierte einige Semester Soziologie. 1989 über-
nahm Schmidleithner die Leitung des Bildungsrefe-
rats in der ÖGB-Zentrale in Wien. 

Beim Frauenkongress im Jänner 1991 wurde Irm-
gard Schmidleithner zur Vorsitzenden der ÖGB-
Frauen gewählt, beim ÖGB-Kongress im Oktober 
auch zur ÖGB-Vizepräsidentin. Irmgard Schmid-
leithner war maßgeblich beteiligt am Gleichbe-
handlungspaket. Dass geringfügig Beschäftigte 
1998 in die Sozialversicherung aufgenommen 
wurden, ist insbesondere auf ihren Einsatz zurück-
zuführen. Die Bekämpfung der Armut, eine gerech-
tere Verteilung der bezahlten Arbeit, internationale 
Solidarität und die Bekämpfung von Fremden-
feindlichkeit waren weitere Schwerpunkte von 
Irmgard Schmidleithner. Aus gesundheitlichen 
Gründen legte Irmgard Schmidleithner ihre Funkti-
onen im ÖGB 1999 zurück. 

ZEITZEUGIN: Irmgard Schmidleithner

FRAUENSEKRETÄRIN
Brigitte Radl war von 1990 bis 1992 Bundesfrauen-
sekretärin des ÖGB. Zu den Anliegen Radls zählte 
neben der konsequenten Verfolgung der Chancen-
gleichheit, die ÖGB-Frauenabteilung zu einem Kon-
taktzentrum für die arbeitenden Frauen zu machen.

VERNETZUNG
Edeltraud Glettler hatte von 1992 bis 1995 die Lei-
tung des ÖGB-Frauensekretariats inne. Gemeinsam 
mit der Frauenvorsitzenden Irmgard Schmidleithner 
forcierte sie die überparteiliche Bündniskoalition 
mit Frauen verschiedener Parteien und Organisati-
onen im Kampf um das Gleichbehandlungspaket.

ZEITBILDER
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mit denen Frauen häufig konfrontiert 
sind, waren ursprünglich nicht vom 
Gesetz erfasst. Die Novelle aus 1985 
legte fest, dass das Gleichbehandlungs-
gebot auch für die betriebliche Aus- 
und Weiterbildung und für die Vergabe 
von freiwilligen Sozialleistungen Gel-
tung hat. Stellenausschreibungen müs-
sen seither geschlechtsneutral verfasst 
werden. 1990 wurde das Gleichbe-
handlungsgebot auf  die Begründung 
der Arbeitsverhältnisse und auf  den 
beruflichen Aufstieg ausgeweitet. Um 
diskriminierten Frauen die Durchset-
zung ihres Rechts zu erleichtern, wurde 
die Anwaltschaft für Gleichbehand-
lungsfragen eingerichtet.

TAUZIEHEN UM DIE VÄTERKARENZ 
Bereits Anfang der Achtzigerjahre dis-
kutierten die ÖGB-Frauen über die 
Einführung der Väterkarenz. Insbe-
sondere die Vertreterinnen der GPA 
verlangten eine partnerschaftliche 
Lösung bei der Kinderbetreuung.

„Es geht hier meiner Ansicht auch nicht 
darum, dass man Kolleginnen oder 
Frauen allgemein ein Recht wegnehmen 
soll, sondern es geht darum, dem Gedan-
ken der Partnerschaft Rechnung zu tra-
gen auch in diesen Fragen und es sozusa-
gen der Partnerschaft zu überlassen, wer 

von den Partnern einen Karenzurlaub im 
Interesse des Kindes, im vollen Interesse 
des Kindes in Anspruch nimmt.“, 117)

forderte Hedwig Fuhrmann als Dele-
gierte der GPA beim Frauenkongress 
1983 die Einführung der Väterkarenz. 
Andere Gewerkschafterinnen zeigten 
sich anfänglich skeptisch. Sie fürchte-
ten, dass dadurch der Karenz-Schutz 
für Mütter verschlechtert werden 
könnte. 118)

Die ÖGB-Frauen richteten daraufhin 
zu dem Thema Arbeitskreise ein. Ab 
1985 gab es einen gemeinsamen 
Beschluss für die Einführung der 
Väterkarenz.119) Dennoch dauerte es 
bis Ende der Achtzigerjahre, bis es im 
Rahmen des Familienpakets zur 
Beschlussfassung des „Karenzurlaubs“ 
für Väter kam.120)

Nach jahrelanger Blockade durch den 
ÖVP-Wirtschaftsbund erfolgte 1989 
unter der großen Koalition die Schaf-
fung des wahlweisen einjährigen 
Karenzurlaubes für Geburten ab 1990. 
Zugleich wurde im Rahmen des „Fami-
lienpakets“ die Sondernotstandshilfe 
für verheiratete Mütter eingeführt und 
die Familienbeihilfe erhöht. Wenig spä-
ter, im Juli 1990, wurde die Karenz von 
einem auf  zwei Jahre ausgeweitet und 
die Möglichkeit geschaffen, anstelle des 

zweiten Karenzjahres bis zum dritten 
Geburtstag des Kindes in Teilkarenz zu 
gehen. Das Resümee zu diesen Maß-
nahmen aus emanzipatorischer Sicht ist 
zwiespältig: Die Verlängerung der 
Karenz führte in erster Linie zu einem 
längeren Ausstieg und damit zu 
schlechteren Beschäftigungschancen 
für die Mütter. Die Väterkarenz wurde 
dagegen – nicht zuletzt wegen feh-
lender Rahmenbedingungen – kaum 
genutzt.121)

VERBESSERUNGEN ERKÄMPFT 
Gemeinsam kämpften die Frauen aller 
Parteien – mit Ausnahme der FPÖ – 
gegen die vorzeitige Anhebung des 
Frauenpensionsalters. Auslöser dafür 
war die Erkenntnis des Verfassungsge-
richtshofs vom 6. Dezember 1990, mit 
dem das geschlechtsspezifisch unter-
schiedliche Pensionsanfallsalter als 
gleichheitswidrig aufgehoben wurde. 
Als Frist für die Reparatur erhielt der 
Gesetzgeber bis Ende November 1991 
Zeit. Schon wenige Tage nach Verlaut-
barung des Erkenntnisses im Dezem-
ber 1990 präsentierte ÖGB-Frauenvor-

ARBEITSPLÄTZCHEN
Die Zunahme der Teilzeit und der geringfügigen 
Beschäftigung machte den ÖGB-Frauen Sorgen. In 
einer österreichweiten Aktion forderten sie 1992 
Arbeitsplätze statt Arbeitsplätzchen für Frauen.

ÜBER FRAKTIONSGRENZEN HINWEG
Auch im ÖGB-Frauenpräsidium arbeiteten die 
Gewerkschafterinnen zusammen, um als Abtausch 
für die langfristige Anhebung des Frauenpensions-
alters Verbesserungen für die Frauen zu erreichen. 
Im Bild Irmgard Schmidleithner (2. v. li) mit ihren 
Stellvertreterinnen im Jahr 1991 (von links nach 
rechts): Ingrid Korosec, Irmgard Franek, Hedwig 
Fuhrmann und Eva Salomon.

INTENSIV BETEILIGT 
Lore Hostasch war als Vorsitzende der GPA und 
Sozialsprecherin der SPÖ an der Aushandlung des 
Gleichbehandlungspaketes beteiligt. 1994 wurde 
Hostasch AK-Präsidentin, von 1997 bis Februar 
2000 war sie Bundesministerin für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales.

Schaffung des Gleichbehandlungsgesetzes
 für den Bundesdienst.
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sitzende Hilde Seiler zusammen mit 15 
Spitzenfunktionärinnen den vier Klub-
obmännern der Parlamentsparteien 
einen Forderungskatalog. Bundesweit 
mobilisierten die ÖGB-Frauen gegen 
die Anhebung des Frauenpensionsal-
ters. Mit dem Ergebnis „überraschte“ 
Hilde Seiler Bundeskanzler Vranitzky 
beim Kongress der ÖGB-Frauen im 
Jänner 1991.

„Heute, sehr geehrter Herr Bundeskanzler, 
erlaube ich mir, Ihnen anlässlich unseres 
11. Frauenkongresses symbolisch eine 
vergrößerte Postkarte zu übergeben. [...] 
Das ist die Postkarte, die hier auch in 
Säcken von über 70.322 berufstätigen 
Frauen in 14 Tagen an uns eingelangt ist. 
[...]
Ich möchte dir nun nicht nur diese schöne 
Postkarte überreichen, wo, glaube ich, für 
alle ersichtlich unsere Forderungen drauf-
stehen, sondern wir haben uns vorge-
stellt, dass du dieses Aufhängeschild 
unterschreiben könntest, nämlich keine 
Schlechterstellung für die unselbststän-
dig erwerbstätigen Frauen.“122)

Johanna Dohnal war im Zuge der Bil-
dung der Regierung Vranitzky III im 
Dezember 1990 von der Staatssekretä-
rin zur Frauenministerin aufgestiegen. 
Auch sie war beim ÖGB-Frauenkon-
gress 1991 anwesend. In ihrer Rede 
zählte Johanna Dohnal eine lange Liste 
an Forderungen auf, die zur Gleichstel-
lung der Frauen erfüllt sein müsse, 
bevor es zu einer Anhebung des Pensi-
onsalters kommen könnte. Gleichzeitig 
stellte sie klar:

„Die Frauen allerdings, die heute im 
Erwerbsleben stehen, werden diesen 
wohltuenden Ausgleich, den wir da jetzt 
zu finden haben – per Gesetz laut Verfas-
sungsgerichtshof –, nicht mehr in vollem 
Umfang erleben. Es wird vermutlich noch 
ein paar Jährchen dauern, bis wir das 
erreicht haben. Deshalb muss für diese 
Frauen auch das Pensionsanfallsalter 
bleiben, wie es heute ist.“123)

Angesichts von Medienberichten im 
April 1991, die Obmänner der Regie-

rungsparteien SPÖ/ÖVP und der 
Sozialminister hätten sich auf  eine 
Anhebung des Frauenpensionsalters in 
Etappen mit Anrechnung von Kinder-
erziehungszeiten geeinigt, protestierten 
die Frauenministerin und die ÖGB-
Frauen unter Ankündigung von Akti-
onen und der Überreichung eines For-
derungspakets an den Sozialminister.124)

FRAUENFRONT
In der Folge bildete sich eine „Frauen-
Front“, die einen Aufschub der endgül-
tigen Entscheidung über das Pensions-
anfallsalter und Verhandlungen über 
ein „Gleichbehandlungspaket“ be-
wirkte. Frauenministerin Johanna 
Dohnal präsentierte mit der neuen 
Vorsitzenden der ÖGB-Frauen Irm-
gard Schmidleithner im Juni 1991 neu-
erlich einen Forderungskatalog, der 
erfüllt sein müsse, bevor es zu einer 
Anhebung des Pensionsantrittsalters 
der Frauen komme. Die ÖVP-Politike-
rin Ingrid Korosec, die seit dem Frau-
enkongress 1991 auch im Präsidium 
der ÖGB-Frauen saß, schloss sich eini-
gen der Forderungen an. An den Ver-
handlungen intensiv beteiligt war auch 
eine andere Gewerkschafterin: Lore 
Hostasch, die damals Vorsitzende der 
GPA und ab 1991 Sozialsprecherin der 

SPÖ im Nationalrat war. Anfang 1992 
folgten auf  Einladung der Frauenmini-
sterin Verhandlungen mit den ÖGB-
Frauen und den weiblichen Abgeordne-
ten aller Parteien, ausgenommen der 
FPÖ. Vehementer Widerstand gegen 
die Forderungen der Frauen kam von 
der Wirtschaftskammer – die ÖGB-
Frauen reagierten darauf  mit einer 
Paketaktion: 
Im April 1992 langten täglich bei der 
Wirtschaftskammer an die 200 Pakete 
mit dem Deckblatt des Forderungspa-
ketes der ÖGB-Frauen und der Auf-
schrift „Wir urgieren“ ein. Erst im 
Oktober 1992 waren die Verhand-
lungen zu Ende. Gemeinsam hatten die 
Frauenpolitikerinnen eine ganze Reihe 
von Maßnahmen als Abtausch gegen 
die schrittweise Anhebung des Frauen-
pensionsalters ab 2019 erreicht. Ein 
Teil der Forderungen blieb jedoch 
unerfüllt – und ist teilweise nach wie 
vor offen. Hinsichtlich des Pensionsal-
ters wurde per Verfassungsgesetz fest-
gelegt, dass die unterschiedlichen 
Altersgrenzen von Frauen und Män-
nern weiterhin zulässig sind. Die 
schrittweise Anhebung des Frühpensi-
onsalters der Frauen sollte laut dem 
Gesetz ab 2019 erfolgen, die Anhe-
bung des Regelpensionsalters der 

70.322 Frauen unterschrieben die Postkarte der ÖGB-Frauen gegen die Anhebung des Pen-
sionsalters. Hilde Seiler präsentierte dem Bundeskanzler das Ergebnis.
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Frauen von 60 auf  65 Jahre ab 2024 bis 
2033.

DAS GLEICHBEHANDLUNGSPAKET
Das Arbeitsrechtliche Begleitgesetz, 
mit dem die Forderungen aus dem 
Gleichbehandlungspaket im Jahr 1992 
umgesetzt wurden, brachte für Frauen 
eine Reihe von Verbesserungen. Im 
Gleichbehandlungsgesetz für die Pri-
vatwirtschaft ist seither verankert, 
dass sich das Gleichbehand-
lungsgebot bei der Entloh-
nung nicht nur auf  gleiche, 
sondern auch auf  gleich-
wertige Arbeit bezieht. 
Sexuelle Belästigung wurde 
als Diskriminierung auf-
grund des Geschlechts in 
das Gesetz aufgenommen, 
die Schadenersatzansprü-
che bei Verstoß gegen das 
Gesetz wurden ausgeweitet.
Für Teilzeitarbeitende wurde 
ein generelles Benachteiligungs-
verbot eingeführt: Sozialleistun-
gen wie Prämien oder Sachbezüge 
müssen in aliquotem Ausmaß auch an 
Teilzeitbeschäftigte gezahlt werden. 
Aufgrund des Widerstandes der 
Arbeitgeberverbände nicht gelungen 
ist es allerdings, für die Mehrarbeit der 
Teilzeitbeschäftigten einen Zuschlag 
zum normalen Stundenentgelt durch-
zusetzen.
Verbesserungen gab es auch bei Eltern-
schaft: Die Elternkarenz wird seither 
im Ausmaß von zehn Monaten bei 
dienstzeitabhängigen Ansprüchen wie 
Urlaub, Entgeltfortzahlung und Kün-
digungsfrist berücksichtigt. Für Eltern 
mit Kindern unter zwölf  Jahren 
erfolgte die Ausweitung der Pflegefrei-

stellung bei Krankheit des Kindes von 
einer auf  zwei Wochen pro Jahr. 
Arbeitsrechtliche Verbesserungen 
konnten auch für die Heimarbeite-
rInnen, die befristet und die geringfü-
gig Beschäftigten erreicht werden. 

derbetreuungsplätzen, Maßnahmen 
zur Mindestsicherung im Sozialsystem 
und die sozialrechtliche Absicherung 
der geringfügig Beschäftigten. Die 
ÖGB-Frauen bildeten daraufhin mit 
verschiedenen Gewerkschaften eine 
Projektgruppe, in der sie ein Modell 
zur Absicherung der geringfügig 
Beschäftigten erarbeiteten. 

An Bund und Länder richteten sie 
die Forderung, den Ausbau der 

Kinderbetreuung in Angriff  zu 
nehmen. Auch eine Prioritä-
tenliste zu den offenen 
Punkten aus dem Gleichbe-
handlungspaket erstellten 
die ÖGB-Frauen 1994. In 
den Folgejahren kam es 
allerdings nur in wenigen 
Bereichen zu Verbesse-
rungen – die Budgetkon-

solidierung stand im Vor-
dergrund.

KINDERERZIEHUNG
Vom Einsparungsgedanken 

getragen war bereits die Pensionsre-
form 1993. Gleichzeitig wurde mit der 
Reform aber das Ziel verfolgt, Versi-
cherungslücken für Frauen zu schlie-
ßen, sodass die Reform für die meisten 
Frauen positiv ausfiel: Die Reform 
brachte für Mütter die Anrechnung 
von vier Jahren Kindererziehung als 
Ersatzzeit in der Pensionsversicherung, 
und zwar erstmals additiv, also zusätz-
lich zu etwaigen Versicherungszeiten 
aus einer gleichzeitig ausgeübten 
Erwerbstätigkeit. Die von Müttern 
geleistete Versorgungsarbeit wurde 
damit honoriert, ebenso der rasche 
Wiedereinstieg und die damit verbun-
dene Doppelbelastung.

FRAUENALLTAG:  Chancengleichheit: noch lange nicht erreicht
 Einkommen von Frauen und Männern 1993 (in Schilling)

Erwerbseinkommen
21.122 

14.860

14.102

7.820 
Alterspension

9.500

7.000
Arbeitslosengeld

Männer Frauen

Daten für die unselbstständig Erwerbstätigen. Pension und Erwerbseinkommen sind jeweils Bruttowerte.  
Quellen: BMAS (1994). Bericht über die soziale Lage 1993; Statistische Nachrichten 1/1995

Eine aktive Bekämpfung der  
Arbeitslosigkeit forderten die ÖGB-Frauen.

Als direkte Folge des Gleichbehand-
lungspakets erfolgte 1993 zudem die 
längst fällige Schaffung eines Gleichbe-
handlungsgesetzes für den Bundes-
dienst. 
Zu den offenen Punkten, über die bei 
den Verhandlungen keine Verbesse-
rungen erreicht wurden, gehörten 
unter anderem die Schaffung von Kin-
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„Wenn wir jetzt den Arbeitsmarkt anse-
hen, stellen wir fest, dass dort, wo es noch 
Arbeit gibt, nämlich Vollerwerb, Vollzeit-
arbeit, die Männer die Ersten sind, die 
diese Arbeit bekommen, und dort, wo es 
Teilzeit, atypische Verhältnisse, also 
Arbeit, von deren Einkommen niemand 
leben kann, zu verteilen gibt, es die 
Frauen sind, denen dieser Arbeitsbereich 
überlassen wird.“127)

Frauenvorsitzende Irmgard Schmid-
leithner äußerte, mit diesen Worten 
beim Frauenkongress 1999 ihre 
Besorgnis über den rasanten Anstieg 
der Teilzeit und der geringfügigen 
Beschäftigung unter den Frauen. Die 
Zunahme der atypischen Beschäfti-
gung hält bis heute an – 2004 hatten 
bereits an die 42,5 Prozent der unselbst-
ständig beschäftigten Frauen einen 
Teilzeitjob oder sind nur geringfügig 
beschäftigt; bei den Männern lag der 
Anteil 2004 bei rund 5,5 Prozent.128)

FRAUEN ALS GEWINNERINNEN?
Mitte der Neunzigerjahre waren prak-
tisch alle EU-Staaten dazu übergegan-
gen, ihr Budget langfristig zu stabilisie-
ren.129)

Auch in Österreich, das seit 1995 Mit-
glied der Europäischen Union ist, 
dominierte die Konsolidierung des 
Budgets, um die sogenannten Maast-
richt-Kriterien zu erfüllen. Zusätzlich 
belastete das schwache Wirtschafts-
wachstum die Entwicklung am Arbeits-
markt, die Arbeitslosigkeit stieg. Der 
Aufschwung Ende der Neunzigerjahre 

1995
Österreich wird Mitglied der EU.

1999
Beim ÖGB-Frauenkongress wird Renate Csörgits zur 
Vorsitzenden gewählt.

IM ZEITRAFFER:

McJobs und „Wahlfreiheit“

1995–2005

führte zu Beschäftigungszuwächsen – 
die Arbeitslosigkeit sank allerdings in 
einem geringeren Ausmaß, da mehr 
Menschen in den Arbeitsmarkt ein-
strömten. Seit 2001 steigt die Arbeits-
losigkeit wieder.130) Im Durchschnitt 
des Jahres 2004 waren rund 244.000 
Personen als Arbeit suchend registriert 
– die Arbeitslosenquote lag bei 7,1 Pro-
zent. Männer sind seit 2001 etwas stär-
ker von Arbeitslosigkeit betroffen als 
Frauen. Auch bei der Beschäftigungs-
entwicklung schneiden Frauen auf  den 
ersten Blick besser ab: Werden die 
Jahre 1995 – 2005 betrachtet, gab es bei 
den Männern insgesamt einen Rück-
gang an unselbstständig Beschäftigten, 
während die Zahl der unselbstständig 
beschäftigten Frauen um rund 160.000 
gestiegen ist. Bei dem Vergleich darf   
allerdings nicht ausgeblendet werden, 
dass die Beschäftigungsquote der 
Frauen um 14 Prozent hinter jener der 
Männer liegt.131) Dazu kommt, dass der 
Zuwachs bei der Frauenbeschäftigung 
fast ausschließlich auf  den Anstieg der 
Teilzeitarbeit zurückzuführen ist.

CHANCENGLEICHHEIT IM ÖGB
Bei ihrem Kongress im Juni 1995 ver-
langten die ÖGB-Frauen ein Chancen-
gleichheitsprogramm im ÖGB. 
In einem Antrag forderten sie dazu:

„[Ein] Explizites Bekenntnis des ÖGB-Prä-
sidiums, ÖGB-Bundesvorstandes und 
ÖGB-Bundeskongresses zur Chancen-
gleichheit im ÖGB, das auch engagiert 
vertreten wird.“132)

Vom ÖGB-Bundeskongress wurde im 
Oktober desselben Jahres ein Antrag 
zur Chancengleichheit im ÖGB ein-
stimmig angenommen. Auch nach 
außen verpflichtete sich der Österrei-
chische Gewerkschaftsbund zum Ein-
satz für die Chancengleichheit. In § 3 
der Statuten, in dem die Aufgaben 
definiert sind, ist seit 1995 festgeschrie-
ben, dass der ÖGB „zum Einsatz für 
Chancengleichheit zwischen Frauen 
und Männern berufen und verpflichtet 
ist“.133) Eine weitere, ebenfalls beim 
ÖGB-Kongress 1995 beschlossene 
Statutenänderung gibt den ÖGB-
Frauen mehr Mitbestimmung auf  Lan-
des- und Bezirksebene. Im Präsidium 
der ÖGB-Landesorganisationen und 
Bezirkskonferenzen muss seither min-
destens eine Vertreterin der Frauen 
sein.

FÜHRENDE FUNKTIONEN
Zur Umsetzung der Chancengleichheit 
im ÖGB existiert seit 1999 eine 
Betriebsvereinbarung. Ziel ist insbe-
sondere die Hebung des Frauenanteils 
in den politischen und führenden 
Funktionen des Verwaltungsbereichs 
und im Sekretärsbereich. Dazu ist unter 
anderem vorgesehen, dass Frauen bei 
gleichwertiger Qualifikation und Eig-
nung verstärkt im Sekretärsbereich ein-
zustellen sind, bis ein Frauenanteil 
erreicht ist, der dem Anteil der Frauen 
an den Mitgliedern im jeweiligen Orga-
nisationsbereich entspricht. Über die 
Fortschritte seit Einführung der 
Betriebsvereinbarung zog Frauenvor-

2000
Im Februar wird die erste ÖVP/FPÖ-Regierung 
angelobt.
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2003
Nach den vorgezogenen Wahlen im Herbst 2002 
bilden ÖVP und FPÖ im März neuerlich eine Koaliti-
on. Angesichts der drohenden massiven Einschnitte 
im Pensionsrecht ruft der ÖGB im Mai und Juni zu 
landesweiten Streiks. Die „Pensionsreform” wird 
etwas „abgemildert”.

2001
An der ÖGB-Urabstimmung beteiligen sich mehr als 
807.000 Mitglieder. Sie sagen Nein zum arbeitneh-
merInnenfeindlichen Kurs der Regierung.

2005
Im September feiern die ÖGB-Frauen ihr 60-Jahr-
Jubiläum.

sitzende Renate Csörgits beim ÖGB-
Frauenkongress 2003 folgendermaßen 
Bilanz:

„Da kann ich erfreulicherweise berichten, 
dass unsere Betriebsvereinbarung zum 
Thema ‚Chancengleichheit‘, die ja [...]
dank eures Druckes beim letzten Kon-
gress beschlossen worden ist, erste 
Erfolge zeigt. Wir können in den Verwen-
dungsgruppen 6, 7 und 8 wesentlich 
mehr Frauen sowohl im ÖGB als Zentrale 
als auch in den Gewerkschaften verzeich-
nen. Das ist ein guter Erfolg, aber es reicht 
noch lange nicht. Ich glaube, wir sollten 
nicht müde werden, weiter darum zu 
kämpfen, dass wir auch mehr Frauen in 
Führungspositionen bekommen.“134)

In der jüngsten Vergangenheit haben 
einige Gewerkschafterinnen die „glä-
serne Decke“ überwunden: Mit Roswi-

tha Bachner gibt es seit 2000 erstmals 
eine Frau als Leitende Sekretärin im 
ÖGB. Sylvia Gartner wurde 2003 zur 
Vorsitzenden des ÖGB Burgenland 
gewählt – sie war damit die erste weib-
liche Vorsitzende einer ÖGB-Landes-
organisation. Die Vorarlbergerin 
Manuela Auer wurde im Jahr 2000 als 
erste Frau zur Landessekretärin des 
ÖGB bestellt, das ÖGB-Landessekre-
tariat in Salzburg wird seit 2005 von 
Heidi Hirschbichler geführt. Im ÖGB-
Bundesvorstand stieg der Frauenanteil 
an den stimmberechtigten Mitgliedern 
von 8,9 Prozent im Jahr 1993 auf  23,7 
Prozent im Jahr 2005.135) Auch in ein-
zelnen Gewerkschaften gibt es Frauen 
in Führungspositionen – der Großteil 
der leitenden Funktionen ist aber nach 
wie vor in Männerhand.
Als zusätzliche Strategie zur Herbei-
führung der Chancengleichheit hat der 

ÖGB die Umsetzung des Prinzips des 
Gender Mainstreaming beschlossen: 
„Gleichstellung geht alle an!“ lautet das 
Motto dieser Strategie. Alle Entschei-
dungsträgerInnen sollen in ihrem 
Bereich die Chancengleichheit mitver-
folgen. Im Juni 2004 hat der ÖGB-
Bundesvorstand dazu interne Pilotpro-
jekte beauftragt, die umgesetzt wurden.

WECHSEL BEI ÖGB-FRAUEN
Nachdem Irmgard Schmidleithner ihre 
Funktionen im ÖGB aus gesundheit-
lichen Gründen zurückgelegt hatte, 
wurde Renate Csörgits beim Kongress 
der ÖGB-Frauen im Juni 1999 zur 
neuen Frauenvorsitzenden gewählt.
Veränderungen gab es auch in der Lei-
tung des Bundesfrauensekretariats. Eli-
sabeth Rolzhauser, die seit 1995 Bun-
desfrauensekretärin war, beendete 1999 
ihre Tätigkeit in der Frauenabteilung. 

1995 feierten die ÖGB-Frauen ihr 50-jähriges Bestehen – und forderten energisch Chancengleichheit im ÖGB ein.
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Bis Ende 2000 leitete Bettina Agatho-
nos-Mähr das Frauensekretariat, von 
Anfang 2001 bis 2011 war Sylvia Led-
winka ÖGB-Bundesfrauensekretärin.

EINSPARUNGEN TREFFEN FRAUEN 
„Der Zwang zur Budgetkonsolidierung 
hat die sozialpolitische Entwicklung des 
Jahres 1995 nachhaltig geprägt.“ 136)

Mit diesen Worten wird im ÖGB-
Frauenbericht 1995 das Sparpaket der 
Regierung aus demselben Jahr beschrie-
ben. 1996 folgte – trotz heftiger Pro-
teste der ÖGB-Frauen – ein weiteres 
Sparpaket. Unter dem Vorwand der 
„Vermeidung des Missbrauchs“ von 
Sozialleistungen wurde 1995 das 
erhöhte Karenzgeld in einen rückzah-
lungspflichtigen Zuschuss umgewan-
delt.137) Der Grundbetrag der Familien-
beihilfe wurde gekürzt, Selbstbehalte 
für Schulbücher und bei SchülerInnen- 
und Lehrlingsfreifahrten eingeführt.138)

1996 erfolgte eine Kürzung der Bezugs-
dauer des Karenzgeldes von zwei auf  
eineinhalb Jahre, außer bei Teilung der 
Karenz zwischen den Elternteilen. Für 
Alleinerzieherinnen wurde die Bezugs-
dauer mit eineinhalb Jahren fixiert, die 
Auszahlung des Zuschusses für Allein-

erzieherinnen wurde von der Nennung 
des Vaters abhängig gemacht.
Auch der sogenannten „Kindergarten-
milliarde“, die Frauenministerin Helga 
Konrad den ÖGB-Frauen beim ÖGB-
Frauenkongress im Jahr 1995 bereits 
fix für die laufende Legislaturperiode 
zugesagt hatte,139) drohte die Strei-
chung. Gemeinsam mit der evange-
lischen und katholischen Frauenbewe-
gung und mit den Grünen riefen die 
ÖGB-Frauen deshalb zu einer Protest-
veranstaltung am 8. März 1996, dem 
Internationalen Frauentag, auf. Frauen-
vorsitzende Irmgard Schmidleithner 
erklärte dazu Anfang März in einem 
Interview:

„Frauen wehren sich gegen die konserva-
tive Wende, die die Erwerbstätigkeit den 
Männern zuweist und die Hausarbeit den 
Frauen, und sie wehren sich gegen die 
härtesten Punkte des Sparpakets.“ 140)

Anders als angedroht, kam es doch zur 
Förderung des Ausbaus der Kinderbe-
treuung durch den Bund: Frauenminis-
terin Konrad erklärte noch am Frauen-
tag, sie habe in einer „dramatischen 
Nachtsitzung der Bundesregierung 
zum Sparpaket“ die Zusage erhalten, 

Schon mit 17 Jahren begann Renate Csörgits, 
geborene Maritsch, „bei der Gewerkschaft“.

Nach einem Vorstellungsgespräch bei der GPA-
Jugend war für die Handelsschul-Absolventin klar: 
„Das will ich machen.“ So begann Renate Csörgits 
1972 als administrative Mitarbeiterin in der GPA-
Jugend. 1978/79 absolvierte sie – als eine von drei 
Frauen unter 33 Männern – die Sozialakademie 
der AK.

Von 1980 bis 1999 leitete Csörgits die GPA-Frauen-
abteilung. Beim ÖGB-Frauenkongress im Juni 1999 
wurde Renate Csörgits zur ÖGB-Frauenvorsitzen-
den gewählt, von 1999 bis 2007 war sie ÖGB-
Vizepräsidentin, von 2001 bis 2013 Abgeordnete 
zum Nationalrat. Eines der wichtigsten Themen ist 
für sie die Eigenständigkeit der Frauen. Sie übte 
deshalb heftige Kritik an der Regierung, die Mütter 
nur als „Dazuverdienerinnen“ sehe, aber nichts tue, 
um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu 
verbessern und die partnerschaftliche Teilung der 
Kinderbetreuung zu fördern. „Wir wollen, dass 
Männer bei der Geburt eines Kindes einen bezahl-
ten ‚Vaterschutzmonat‘ in Anspruch nehmen kön-
nen, damit sie gleich von Anfang an bei der Kinder-
betreuung mit dabei sind. Doch die Regierung lehnt 
das ab. Auch für den Ausbau der Kinderbetreuung 
gibt es von ihr kein Geld“, kritisierte Csörgits. Um 
etwas für die Frauen zu erreichen, suchte Csörgits 
auch Verbündete über Gewerkschaftsgrenzen hin-
weg. In der „Allianz für den freien Sonntag“ setzte 
sich die ÖGB-Frauenvorsitzende (1999-2009)
unter anderem mit VertreterInnen der christlichen 
Kirchen für den Erhalt des freien Sonntags im 
Handel ein.

ZEITZEUGIN: Renate Csörgits

FRAUENVORSITZENDE 
Beim Frauenkongress im Juni 1999 wird Renate 
Csörgits zur neuen Vorsitzenden gewählt, seit dem 
ÖGB-Bundeskongress im Oktober ist sie auch ÖGB-
Vizepräsidentin. Im Bild: Gratulationen an die neue 
Frauenvorsitzende nach der Wahl.

FLEXPOWER
Elisabeth Rolzhauser war von 1995 bis 1999 ÖGB-
Bundesfrauensekretärin. Auch nach dem Ende ihrer 
Tätigkeit in der Frauenabteilung setzte sie sich ganz 
besonders für atypisch Beschäftigte ein. Dank ihrer 
Initiative gibt es seit 2001 die FlexPower-Beratung 
im ÖGB, die freien DienstnehmerInnen und Neuen 
Selbstständigen eine kostenlose Rechtsberatung 
bietet. 

ZEITBILDER
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dass 600 Millionen Schilling für die 
Länder als „Initialzündung“ zum Aus-
bau der Kinderbildungseinrichtungen 
bereitgestellt würden.141) Sowohl 1997 
als auch 1999 stellte die Regierung 
schließlich je 600 Millionen Schilling 
bereit.
Im Pensionsrecht erfolgten 1996 und 
1997 Kürzungen bzw. eine Erschwe-
rung der Inanspruchnahme von Früh-
pensionen.142) Die ÖGB-Frauen setzten 
sich im Gegenzug für eine bessere 
Anrechnung der Kindererziehungs-
zeiten ein – die letztlich zugestandene 
Erhöhung der Bemessungsgrundlage 
kompensierte die Leistungseinschrän-
kungen aber nur teilweise.

ATYPISCHE BESCHÄFTIGUNG
Teilerfolge gab es bei der sozialrecht-
lichen Absicherung atypisch Beschäf-
tigter. 1996 erfolgte der Einbezug der 
freien DienstnehmerInnen und Neuen 
Selbstständigen in die Kranken-, Pensi-
ons- und in die Unfallversicherung. 
1997 wurde, unter Sozialministerin 
Lore Hostasch, die freiwillige Selbst-
versicherung für geringfügig Beschäf-
tigte beschlossen. Geringfügig Beschäf-
tigte können sich somit seit Anfang 
1998 freiwillig in der Pensions- und 

Krankenversicherung absichern.
Die ÖGB-Frauen sahen die Selbstver-
sicherung als ersten Schritt, wie Roswi-
tha Bachner – damals Zentralsekretärin 
der Gewerkschaft Hotel, Gastgewerbe, 
Persönlicher Dienst – beim ÖGB-
Frauenkongress 1999 erklärte:

„Wir haben aber gleich bei der Einfüh-
rung dieses ersten Schrittes darauf hinge-
wiesen: Das kann nur eine Zwischenlö-
sung sein. Mittlerweile ist doch ein biss-
chen eine Zeit vergangen, und wir mer-
ken, dass es nicht die Lösung ist. Wir 
merken, dass leider die Frauen zu wenig 
die Möglichkeit der Selbstversicherung in 
Anspruch nehmen. [...] Deshalb ist es 
enorm wichtig, dass es bei der geringfü-
gigen Beschäftigung zu einer Pflichtversi-
cherung kommt.“143)

Von den über 222.000 geringfügig 
Beschäftigten, die es 2004 gab, mach-
ten gerade 19 Prozent von der freiwilli-
gen Selbstversicherung Gebrauch144) – 
auch aus Unwissenheit verzichten viele 
Betroffene auf  den Einbezug. Die 
ÖGB-Frauen wollen einen verpflicht-
enden Einbezug der geringfügig 
Beschäftigten in die Sozialversiche-
rung, und zwar ab einer Bagatellgrenze 

von 50 Euro im Monat.

GLEICHBEHANDLUNGS  
ANWALTSCHAFT
Die Errichtung von Regionalstellen der 
Gleichbehandlungsanwaltschaft in den 
Bundesländern verlangte Frauenvorsit-
zende Irmgard Schmidleithner bereits 
1996.145)

Mit einer Änderung des Gleichbehand-
lungsgesetzes aus 1998 wurde die For-
derung erfüllt. 

KARENZGELD: DIE LETZTE REFORM
Im Karenzrecht wurden 1999 unter 
Frauenministerin Barbara Prammer 
Verbesserungen beschlossen: Eine für 
Geburten ab dem Jahr 2000 gültige 
Regelung ermöglichte es, einen Teil der 
Karenz bis zum Schuleintritt des Kin-
des aufzuschieben. Die Regelung, 
wonach Alleinerzieherinnen den 
Zuschuss zum Karenzgeld nur dann 
erhalten, wenn sie den Namen des 
Vaters bekannt geben, wurde abge-
schafft. Die partnerschaftliche Teilung 
der Karenz wurde erleichtert, Väter 
erhielten einen eigenständigen Karenz-
anspruch. „Auslöser“ dafür war die 
Elternurlaubsrichtlinie der EU – sie 
beruht auf  einer SozialpartnerInnenei-

HARTNÄCKIG SEIN 
Renate Csörgits wurde beim Frauenkongress 2003 
in ihrer Funktion bestätigt. Gemeinsam mit ihren 
Stellvertreterinnen verlangt sie eine aktive Gleich-
stellungspolitik: „Wir haben gelernt, hartnäckig zu 
sein. Frauen haben Rechte – und die fordern wir 
ein!“ Im Bild von links nach rechts: Christine Gubit-
zer, Renate Csörgits, Erika Helscher, Erika Nussgra-
ber-Schnabl, Johanna Skuk.

ELTERNTEILZEIT WIRD VERBESSERT
1999 wurden im Karenzrecht Verbesserungen 
beschlossen, wie etwa, dass Eltern die Möglichkeit 
bekommen, einen Teil der Karenz bis zum Schulein-
tritt des Kindes aufzuschieben. Weiters wurde die 
partnerschaftliche Teilung der Karenz erleichtert. 

WISSEN IST MACHT
Sylvia Ledwinka war von 2001-2011 ÖGB-Bundes-
frauensekretärin. Nach der Devise „Wissen ist 
Macht“ hat sie den Servicebereich der ÖGB-Frauen 
stark ausgebaut. Neben dem Kindergeldrechner für 
Wiedereinsteigerinnen und dem „Babypackage“ für 
(werdende) Mütter und Väter gehen die Rechtsinfos 
der ÖGB-Frauen auf ihre Initiative zurück.

Gesetz über Elternteilzeit  
tritt in Kraft.

Rechtsinfo der ÖGB-Frauen
Nr. 3 / Jänner 2008

Elternteilzeit

Frauen 
       haben Zukunft.
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nigung auf  europäischer Ebene, die  
von der damaligen Frauensekretärin  
Elisabeth Rolzhauser als Vertreterin 
des ÖGB mit ausverhandelt worden 
war.
Während die ÖGB-Frauen diese Neue-
rungen begrüßten, lehnten sie ein 
„Karenzgeld für alle“ bzw. einen „Kin-
derbetreuungsscheck“, wie er vonsei-
ten der FPÖ und ÖVP, aber auch von 
männlichen Vertretern der SPÖ bereits 
Ende der Neinzigerjahre diskutiert 
wurde, ab. Eine Abkoppelung der 
Geldleistung von der vorhergehenden 
Erwerbstätigkeit würde die traditionelle 
Rollenverteilung verstärken, warnten 
die Gewerkschafterinnen.
Als Alternative präsentierten die ÖGB-
Frauen unter ihrer neuen Vorsitzenden 
Renate Csörgits ein eigenes Modell zur 
Weiterentwicklung des Karenzgeldes, 
das „Karenzgeld Plus“. Schon beim 
ÖGB-Frauenkongress im Juni 1999 
beschlossen die ÖGB-Frauen die Eck-
punkte dieses Modells, wie die neu 
gewählte Frauenvorsitzende Renate 
Csörgits in ihrer Antrittsrede festhielt:

„Ich freue mich, dass wir mit großer Mehr-
heit den Beschluss fassen konnten, dass 
wir uns zu einem einkommensabhän-
gigen Karenzgeld mit Deckelung und 
Sockelung bekannt haben. Das ist ein 
guter Schritt, da ich glaube, dass dann 
ganz einfach auch mehr Väter ihren fami-
liären Pflichten nachkommen können.“146)

Als Mindestleistung war beim „Karenz-
geld Plus“ der Ausgleichszulagen-
Richtsatz in der Pensionsversicherung 
vorgesehen. Nach oben war es mit dem 
höchstmöglichen Arbeitslosengeld 
begrenzt. Ziel des Modells sollte es 
sein, ArbeitnehmerInnen für die Zeit 
der Karenz eine eigenständige finanzi-
elle Absicherung zu bieten. Durch die 
Koppelung der Leistungshöhe an die 
Höhe des vorhergehenden Einkom-
mens sollte die Karenz auch für Män-
ner attraktiver gemacht werden.
Die seit Februar 2000 regierende ÖVP/
FPÖ-Koalition wollte von einem der-
art emanzipatorischen Modell nichts 
wissen: Unter dem Schlagwort der 
„Wahlfreiheit“ führte sie mit Anfang 
2002 das Kindergeld ein. Geld für den 
dringend nötigen Ausbau der Kinder-
betreuungseinrichtungen für die unter 
3-Jährigen gab es von der Regierung 
nicht.

SCHLECHTERE CHANCEN
Die Erfahrungen mit der Familienlei-
stung „Kinderbetreuungsgeld“ bestä-
tigten die Bedenken der ÖGB-Frauen. 
Das „Kinderbetreuungsgeldgeld“ hat 
zu einem längeren Berufsausstieg der 
Mütter geführt, die Arbeitslosigkeit 
unter den Wiedereinsteigerinnen ist 
angestiegen. Zurückzuführen ist das 
zum einen auf  die Verlängerung der 
Bezugsdauer, denn das „Kinderbetreu-
ungsgeld“ wird um zwölf  Monate län-
ger als das Karenzgeld ausbezahlt. 

Zum anderen erschwert die Zuver-
dienstgrenze, die beim „Kinderbetreu-
ungsgeld“ gilt, den Wiedereinstieg. Mit 
dem Gerede von der „Wahlfreiheit“ 
gaukelte die Regierung den Frauen vor, 
dass längere Babypausen keine Nach-
teile bringen würden. Tatsächlich füh-
ren längere Berufsunterbrechungen zu 
massiven Problemen und oft auch Ein-
kommenseinbußen, die nicht mehr 
aufzuholen sind.

„TREFFSICHER“ UNSOZIAL
Maßnahmen zur „Erhöhung der sozia-
len Treffsicherheit“ nannte die ÖVP/ 
FPÖ-Regierung eine Reihe von Leis-
tungseinschränkungen; in Wirklichkeit 
wurden besonders die BezieherInnen 
niedriger Einkommen belastet. Von 
der Einführung der – inzwischen wie-
der beseitigten – Ambulanzgebühren 
über die Kürzung der Familienzuschlä-
ge bei Arbeitslosengeld und Notstands-
hilfe bis zur Beseitigung der beitrags-
freien Mitversicherung für kinderlose 
PartnerInnen reichten die Maßnahmen. 
Auch Studiengebühren wurden von der 
schwarz-blauen Regierung einge-
führt.147)

NACHTARBEIT:  

GESUNDHEIT NACHRANGIG 
Ignoriert hat die Regierung die Anlie-
gen der ArbeitnehmerInnen bei der 
Beseitigung des Frauennachtarbeitsver-
bots im Jahr 2002. Die ÖGB-Frauen 
wollten die Neuregelung der Nachtar-

Gegen das Sparpaket der Regierung protestierten die ÖGB-Frauen gemeinsam mit anderen Frauenorganisationen am Internationalen-
Frauentag im März 1996.
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beit zum Anlass nehmen, um für 
Frauen und Männer ausreichende 
Schutzmaßnahmen festzulegen. Die 
ÖGB-Frauen forderten zum Ausgleich 
für die besonderen Belastungen bei 
Nachtarbeit verpflichtende Zeitgutha-
ben für die Beschäftigten. Dem zustän-
digen „Arbeitsminister“ Bartenstein 
und letztendlich der gesamten Regie-
rung waren die Wünsche der Wirt-
schaftslobby, die die Nachtarbeit mög-
lichst „billig“ haben wollte, wichtiger. 
Die Definition von Nachtarbeit ist im 
Nachtarbeitsgesetz aus 2002 sehr eng 
gefasst, ein Zeitguthaben für die 
Beschäftigten gibt es in dem Gesetz 
nicht.

ABFERTIGUNG NEU
Einen Erfolg für die Frauen erzielten 
die ÖGB-Frauen bei der Schaffung der 
„Abfertigung neu“: Im „alten“ Abferti-
gungsrecht werden Präsenz- und Zivil-
dienstzeiten als Beitragszeiten für den 
Anspruch auf  Abfertigung gutge-
schrieben, Zeiten der Elternkarenz 
jedoch nicht. Bei der „Abfertigung 
neu“ müssten Zeiten der Kinderbe-
treuung den Präsenz- und Zivildienst-
zeiten gleichgestellt werden, verlangten 
die ÖGB-Frauen.
In der Sozialpartnereinigung vom 
Oktober 2001 zur „Abfertigung neu“ 
war die Forderung verwirklicht – im 
Gesetzesentwurf  der Regierung fehlte 
die Anrechnung der Kindererziehung 
aber. Die ÖGB-Frauen protestierten, 

die Regierung lenkte schließlich ein: 
Bei der im Juni 2002 beschlossenen 
„Abfertigung neu“ werden Zeiten der 
Elternkarenz nun wie Präsenz- und 
Zivildienst als Beitragszeit bei der 
Abfertigung angerechnet.

HALBHERZIGE LÖSUNGEN
Kritisch bewerteten die ÖGB-Frauen 
weitere Neuerungen, die die Regierung 
als „familienpolitische Errungenschaf-
ten“ verkaufte. Die seit 1. Juli 2002 
gültige Familienhospizkarenz ermögli-
cht eine Karenzierung vom Dienstver-
hältnis zur Betreuung schwerstkranker 
Angehöriger – ein Karenzgeld gab es 
aber nicht. Die Folge: Kaum jemand 
konnte sich die Karenzierung leisten. 
2003 nahmen nur 115 Personen die 
Familienhospizkarenz in Anspruch.
Auch das seit Juli 2004 geltende Gesetz 
über die Elternteilzeit entspricht nicht 
den Forderungen der ÖGB-Frauen 
nach einem echten Rechtsanspruch auf  
Teilzeit für Eltern. ÖGB-Frauenvorsit-
zende Renate Csörgits stellte zu dem 
Elternteilzeit-Gesetz der Regierung 
fest:

„Die Elternteilzeit ist eine halbherzige 
Lösung, denn die Regierung hat absicht-
lich eine Reihe von Hürden für die Eltern 
eingebaut.“148)

Nur wer in einem Unternehmen mit 
mindestens 21 Beschäftigten arbeitet 
und mindestens drei Jahre im selben 

Betrieb gearbeitet hat, erfüllt die 
Voraussetzungen für die Elternteilzeit. 
Die Mehrheit der ArbeitnehmerInnen 
erfüllt diese Erfordernisse nicht. Doch 
selbst wer diese beiden Hürden über-
springt, ist vom guten Willen des 
Arbeitgebers abhängig. Wenn der blo-
ckiert, folgt ein zeit- und kostenauf-
wendiges Verfahren mit ungewissem 
Ausgang.

GLEICHBEHANDLUNGSRECHT
Drei EU-Richtlinien zu den Themen 
Antirassismus, Antidiskriminierung 
und Gleichstellung wurden von der 
Regierung im Jahr 2004 durch ein 
neues Gleichbehandlungsgesetz umge-
setzt. Die Gleichbehandlungsanwalt-
schaft ist seither nicht nur Anlaufstelle 
bei Diskriminierungen aufgrund des 
Geschlechts, sondern auch bei Diskri-
minierungen wegen ethnischer Zuge-
hörigkeit, Religion, Weltanschauung, 
des Alters oder der sexuellen Orientie-
rung in der Arbeitswelt. Zusätzlich ist 
sie nun auch bei Diskriminierungen 
wegen ethnischer Zugehörigkeit außer-
halb der Arbeitswelt zuständig. Mit 
dem Gesetz wurde auch die Frist für 
die Geltendmachung von Schadener-
satz bei sexueller Belästigung von sechs 
Monate auf  zwölf  Monate ausgeweitet. 
Der Mindestschadenersatz im Falle der 
Diskriminierung beim Berufsaufstieg 
wurde erhöht. Abschreckend – so wie 
die Sanktionen nach dem Wortlaut der 
EU-Richtlinie sein sollen – sind die 

Mit einer Postkartenaktion mobilisierten die ÖGB-Frauen für die Anrechnung der Karenz 
bei der „Abfertigung neu“.

Roswitha Bachner, die erste Leitende Sekretärin im ÖGB, 
bei der Demo für Demokratie im Jahr 2001. Im Bild 
rechts neben ÖGB-Präsident Fritz Verzetnitsch.
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2004 beschlossenen „Pensionsharmoni-
sierung“ nicht ausreichend aufgewertet.
Der ÖGB hat der Regierung bei den 
Verhandlungen zur Pensionsharmoni-
sierung ein eigenes Modell präsentiert, 
das derartige Ungerechtigkeiten ver-
mieden hätte. Doch die Regierung war 
zur Umsetzung dieses Modells, das von 
den ÖGB-Frauen mit ausgearbeitet 
wurde, nicht bereit.
Schon jetzt ist die Alterssicherung der 
meisten Frauen unzureichend – Ende 
2004 betrug die durchschnittliche 
Alterspension der Frauen 726 Euro.
„Dank“ der Pensionsharmonisierung 
der ÖVP/FPÖ-Regierung werden die 
Frauenpensionen künftig noch nied-
riger sein.

EIGENSTÄNDIGKEIT 
Die Regierung fördert Frauen gezielt 
als Dazuverdienerinnen, nicht aber ihre 
Eigenständigkeit. Die Zuverdienst-
grenze beim Kindergeld und die Erhö-
hung des Alleinverdienerabsetzbe-
trages im Rahmen der Steuerreform 
2004/2005 zeigen das deutlich. Die 
ÖGB-Frauen wollen dagegen, dass 
Frauen selbstbestimmt leben können 
– und fordern dazu die nötigen Rah-
menbedingungen ein.

GANZER LOHN 
Die Einkommensunterschiede zwi-
schen Frauen und Männern sind in 
Österreich im EU-Vergleich besonders 
groß. Frauen verdienen netto rund ein 
Drittel weniger als Männer. Die ÖGB-
Frauen haben diese Ungerechtigkeit 
wiederholt thematisiert. Wie versteckte 
Diskriminierungen in Kollektivverträ-
gen aufgespürt werden können, haben 
die ÖGB-Frauen in einem Leitfaden 
aus dem Jahr 2000 aufgezeigt. Auch 
2005 haben die ÖGB-Frauen die Ein-
kommensschere im Rahmen einer 
Kampagne thematisiert. Unter dem 
Motto „Ganzer Lohn statt halber 
Sachen. Machen wir die Schere zu!“ 
forderten sie Frauenministerin Rauch-
Kallat und Arbeitsminister Bartenstein 
auf, für Chancengleichheit am Arbeits-
markt zu sorgen. Mehr Kinderbil-
dungseinrichtungen, eine Qualifizie-

Schadenersatzregelungen aber nach 
wie vor nicht. Für eine diskriminieren-
de Stellenausschreibung ist beispiels-
weise eine Höchststrafe von 360 Euro 
vorgesehen. Die von der EU verlangte 
Beweislastverlagerung bei Diskriminie-
rung wurde mit dem Gesetz nicht aus-
reichend umgesetzt. Ungenützt ließ die 
Regierung auch die Chance, mit dem 
neuen Gleichbehandlungsgesetz Maß-
nahmen zur aktiven Frauenförderung 
in den Betrieben zu verankern.

„REFORMEN“:  

NIEDRIGERE PENSIONEN
Massive Verschlechterungen gibt es 
durch die „Pensionsreformen“ der 
ÖVP/FPÖ-Regierung. Die „Pensions-
reform 2000“ sah eine Anhebung des 
Frühpensionsalters für Frauen und 
Männer um 1,5 Jahre vor. Die „Pensi-
onssicherungsreform 2003“ brachte 
noch gravierendere Einschnitte. 
Obwohl ÖGB und AK wiederholt 
darauf  hinwiesen, dass durch die 
„Reform“ vielen Frauen große Ein-
kommenseinbußen im Alter drohten, 
befürwortete Frauenministerin Rauch-
Kallat die Änderung des Pensions-
rechts. Sie erntete dafür beim Kongress 
der ÖGB-Frauen, der einige Wochen 
vor Beschlussfassung der Pensionsre-
form stattfand, heftige Kritik. Frauen-
vorsitzende Renate Csörgits kritisierte 
die fehlende Frauensolidarität der 
Ministerin:

„Seit einigen Wochen haben wir nun das 
Kabinett Schüssel II. [...] Dieses Mal haben 
wir zwar eine Frau als zuständige Fach-
ministerin, aber gerade durch ihre Aussa-
gen in der letzten Zeit mache ich mir Sor-
gen, weil ich den Eindruck habe, dass sie 
sich um die berufstätigen Frauen wenig 
kümmert, dass sie keine Ahnung hat, wel-
che Existenzsorgen Frauen haben kön-
nen. [...] Davon hat sie anscheinend keine 
Ahnung, denn sonst dürfte sie den derzeit 
vorliegenden Vorschlag zur Pensionsver-
änderung nicht so stillschweigend zur 
Kenntnis nehmen. Zum Beispiel trifft die 
Abschaffung der vorzeitigen Alterspensi-
on wegen langer Arbeitslosigkeit vorwie-
gend die Frauen. 90 Prozent der Men-
schen, die diese Pension haben, sind 
Frauen.“ 149)

Zwar erreichte der ÖGB durch landes-
weite Proteste und Streiks, zu denen 
auch die ÖGB-Frauen mobilisierten, 
einige „Zugeständnisse“. Dazu gehört 
vor allem die Deckelung der Verluste 
mit zehn Prozent. Die Frühpension 
wegen langer Arbeitslosigkeit wurde 
aber mit Ende 2003 abgeschafft, die 
Frühpension wegen langer Versiche-
rungsdauer läuft mit 2017 aus. Frauen 
mit langen Teilzeitphasen trifft vor 
allem die Umstellung bei der Berech-
nung der Pensionshöhe von den besten 
15 Jahren auf  eine „lebenslange“ 
Durchrechnung: Denn Zeiten der Kin-
dererziehung wurden auch im Zuge der 

13.783 Frauen und Männer beteiligten sich an der Einkommenskampagne. Im Bild: Die 
ÖGB-Frauen im Juni 2005 bei der Übergabe der Unterschriften an die zuständigen Ministe-
rInnen.

38



rungsoffensive für Wiedereinsteige-
rinnen und mehr Vollzeitarbeitsplätze 
für Frauen waren die Hauptforde-
rungen an die Regierung. Druck 
machen wollten die ÖGB-Frauen aber 
auch auf  die SozialpartnerInnen. Alle 
Kollektivverträge müssen nach diskri-
minierenden Kriterien der Arbeitsbe-
wertung durchleuchtet werden. Bei den 
Kollektivvertragsverhandlungen sollen 
die unteren Einkommen verstärkt 
angehoben werden und mehr Frauen 
müssen in die Verhandlungsteams.

WIEDEREINSTIEG ERLEICHTERN
Eltern sollen wählen können zwischen 
dem Kinderbetreuungsgeld in der bishe-
rigen Form und einer Geldleistung, die 
höher ist, aber für einen kürzeren Zeit-
raum ausbezahlt wird. Das würde den 
raschen Wiedereinstieg der Frauen 
erleichtern, die höhere Geldleistung 
macht es auch für Männer attraktiver, in 
Karenz zu gehen. Zusätzlich fordern die 
ÖGB-Frauen eine Reform der Zuver-
dienstgrenze, damit die Rückkehr in den 
Beruf  möglichst unkompliziert ist.

BESSERE ALTERSSICHERUNG
Nicht nachgelassen haben die ÖGB-
Frauen bei ihrer Forderung nach einer 
besseren Absicherung im Alter. Zeiten 
der Kindererziehung müssen höher 
bewertet und länger angerechnet wer-
den. Dringend nötig waren auch Ver-
besserungen für Frauen und Männer, 
die überhaupt keinen eigenen Pensi-
onsanspruch haben. 
Damals waren die Betroffenen auf  die 
je nach Bundesland unterschiedlich 
hohe Sozialhilfe angewiesen. Die 
ÖGB-Frauen forderten stattdessen die 
Schaffung einer bundeseinheitlichen 
bedarfsorientierten Mindestsicherung, 
welche mit 2011 verwirklicht werden 
konnte.

HELFEN, RECHTE EINZUFORDERN
Frauen haben Rechte. Die ÖGB-
Frauen helfen den Frauen, diese Rechte 
einzufordern. ÖGB-Bundesfrauense-
kretärin Sylvia Ledwinka beschrieb das 
Selbstverständnis der ÖGB-Frauen 
2005 folgendermaßen:

„Wir verfolgen nicht nur mit unseren poli-
tischen Forderungen das Ziel, die Eigen-
ständigkeit der Frauen zu stärken. Auch 
unsere Serviceleistungen sind darauf aus-
gerichtet, denn wir wollen, dass die 
Frauen über ihre Rechte gut informiert 
sind.“

Als das Kinderbetreuungsgeld mit sei-
ner komplizierten „Zuverdienstgren-
ze“ im Jahr 2002 in Kraft trat, haben 

die ÖGB-Frauen deshalb einen eige-
nen Online-Kindergeld-Rechner ins 
Netz gestellt. 
Seit 2003 veröffentlichen die ÖGB-
Frauen zudem eigene Rechtsinfos gab 
es zu Themen aus der Arbeitswelt, die 
für Frauen besonders wichtig sind. 
Rechtsinfos gab es unter anderem zu 
den Themen „Bin ich geringfügig 
beschäftigt?“, „Altersteilzeit“, „Hurra, 
ein Kind ist da!“ und zur „Elternteilzeit“. 

Die ÖGB-Frauen warben für „Karenzgeld Plus“ und machten auf die Fallen beim Kindergeld 
aufmerksam.
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FRAUENALLTAG: Frauen-Teilzeitarbeit 
 Unselbstständig Erwerbstätige im Jahresschnitt 2004

Teilzeit 

(bis 35-Std-Woche)

Vollzeit 

(ab 36-Std-Woche)

stark schwankend

INSGESAMT:

2.493.600

730.800

42.100

FRAUEN: MÄNNER:

1.635.900

95.500 
(5,5 %)

857.700

15.900

635.300 
(42,5 %)*

* Teilzeitquote

26.200 
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 „Österreichs ArbeitnehmerInnen brau-
chen eine starke Gewerkschaftsbewe-
gung, die sich um ihre Anliegen kümmert. 
[…] Was wir nicht brauchen, das ist eine 
kosmetische Verschönerung der Arbeits-
marktstatistik ohne echte Perspektiven 
für die Arbeitsuchenden!“150)  

Mit diesen Worten begrüßte Frauen-
vorsitzende Renate Csörgits am 15. 
ÖGB-Frauenkongress am 3. Oktober 
2006 die Delegierten. Das Motto 
„selbst.sicher.solidarisch“ unterstrich 
die Herausforderungen der damaligen 
Zeit.  
Der ÖGB-Frauenkongress fand nur 
zwei Tage nach der Nationalratswahl 
statt. Von der nächsten Bundesregie-
rung mit dem Blick auf  die vergangene 
forderte Frauenvorsitzende Renate 
Csörgits eine Reform des Kinderbe-
treuungsgeldes, den Abbau der Arbeits-
losigkeit, den Ausbau der Kinderbil-
dungseinrichtungen, das Schließen der 
Einkommensschere, Verbesserungen 
für atypisch Beschäftigte und Verände-
rungen des Pensionsrechtes, damit 
Frauen im Alter nicht in die Armut 
rutschen.  

„SCHLANKER STAAT“  
Die ab 2000 amtierende und erst 2007 
abgelöste ÖVP-FPÖ-Regierung 
bekannte sich offen zum neoliberalen 
Kurs. Privatisierungen und Einschrän-
kungen bei öffentlichen Leistungen 
wurden beschleunigt, um den Sozial-
staat „schlanker zu machen“. Auch der 
Einfluss der Interessenvertretungen 

1. OKTOBER 2006: 
Nationalratswahlen in Österreich. Die SPÖ wird 
stimmenstärkste Partei. Die ÖVP unter dem vorhe-
rigen Bundeskanzler Schüssel erleidet Verluste. Es 
wird eine Große Koalition zwischen SPÖ und ÖVP 
unter Bundeskanzler Alfred Gusenbauer gebildet.

IM ZEITRAFFER:

Sozialstaat FAIRbessern! 

2006–2015

der ArbeitnehmerInnen war Angriffs-
ziel. Es kam zu einer Reihe von 
Demonstrationen und Streiks, an 
denen sich Zehntausende Menschen 
beteiligten. Eine Urabstimmung mit 
hoher Beteiligung bestätigte die ÖGB-
Politik. Schließlich musste die Regie-
rung etliche Maßnahmen wieder zu-
rücknehmen und sich bei den Pensi-
onsverschlechterungen zumindest ein-
bremsen.  
Die folgende Große Koalition zwi-
schen SPÖ und ÖVP kehrte schließlich 
zur jahrzehntelangen Tradition der 
Einbindung der Sozialpartner 
zurück.151) Damit konnten auch wesent-
liche Verbesserungen im sozialpoli-
tischen Bereich für die Arbeitneh-
merInnen erreicht werden. 

DIE QUOTE: ÖGB NEU 
Auf  dem 15. ÖGB-Frauenkongress im 
Oktober 2006 beschlossen die Dele-
gierten die Umsetzung der Quote im 
ÖGB. Die Umsetzung der Chancen-
gleichheit war nach wie vor ein zen-
trales Thema, sowohl im ÖGB als auch 
in der Arbeitswelt. Mit dem Quotenbe-
schluss beim ÖGB-Bundeskongress 
2007 ist es schließlich gelungen, dass 
eine langjährige Forderung der ÖGB-
Frauen endlich umgesetzt werden 
konnte.152)  
In dieser Zeit entstanden für Mitglieder 
auch die Rechtsinfos – Broschüren, die 
zu den unterschiedlichen Thematiken 
über die Rechte und Pflichten von 
ArbeitnehmerInnen und Arbeitgebern 
aufklären und eine Hilfestellung im 

betrieblichen Alltag bieten sollen. So 
auch 2007 die Rechtsinfo „Gleichbe-
handlung in der Arbeitswelt“, die das 
Gleichbehandlungsgesetz erklärt und 
auch Betroffenen mögliche Hand-
lungsoptionen aufzeigt. Dies vor dem 
Hintergrund, dass seit Juli 2004 das 
neue Gleichbehandlungsgesetz neben 
der Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts (Mann/Frau), auch die 
Diskriminierung und/oder Belästigung 
aufgrund der ethnischen Zugehörig-
keit, der Religion oder des Alters ver-
bietet. Die ÖGB-Frauen machten mit 
ihrer Plakat-Kampagne „Nicht 
zuschauen! Handeln! Courage ist wich-
tig!“ darauf  aufmerksam und forderten 
dazu auf, keine sexuellen Belästigungen 
und Diskriminierungen zu dulden.153) 

CHANCENGLEICHHEIT 
Das Jahr 2007 war das Jahr der Chan-
cengleichheit. Um die Bedeutung der 
Thematik auch in den Gewerkschaften 
zu verankern, wurde aus diesem Anlass 
im Rahmen des Kongresses des Euro-
päischen Gewerkschaftsbundes (EGB) 
die Charta zu „Gender-Mainstreaming 
in Gewerkschaften“ beschlossen. In 
dieser wurde unter anderem festgehal-
ten, dass der EGB und seine Mitglied-
sorganisationen mit Aktionismus und 
neuen Strategien den Abbau der 
geschlechterspezifischen Einkom-
mensunterschiede forcieren sollen. Der 
EGB werde mit gutem Beispiel voran-
gehen und in seiner jährlichen Mittei-
lung zur Koordinierung der Tarifver-
handlungen das klare Ziel vorgeben, 

3. OKTOBER 2006:
15. Bundesfrauenkongress. Motto: „selbst.sicher.
solidarisch“.

4. SEPT. – 18. OKT. 2006
ÖGB-Mitgliederbefragung als Grundlage für den 
Reform-Prozess nach der Bawag Krise.
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3. JUNI 2009: 
16. ÖGB-Bundesfrauenkongress. Motto: „Als 
Frauen-Mit Frauen-Für Frauen“. 

AB SOMMER 2007: 
Finanz- und Wirtschaftskrise

28. SEPTEMBER 2008: 
Nationalratswahlen in Österreich. Weiterführung 
der Großen Koalition von SPÖ und ÖVP unter dem 
neuen Bundeskanzler Werner Faymann. 

11. APRIL 2013: 
17. ÖGB-Bundesfrauenkongress. Motto: „WIR for-
dern. WIR arbeiten. WIR erreichen“. 

29. SEPTEMBER 2013: 
Nationalratswahlen in Österreich. Die Große Koaliti-
on von SPÖ und ÖVP wird fortgesetzt.

die Lohndifferenz jährlich um ein Pro-
zent zu senken. Zur Erreichung dieses 
Ziels müssen auf  nationaler Ebene 
Maßnahmen, einschließlich der Neure-
gelung von Berufsklassifizierungen 
und Systemen der Arbeitsbewertung, 
ausgearbeitet werden. Die Aktivitäten 
und Fortschritte werden ständig über-
prüft.154) Auch in Österreich engagier-
ten sich der ÖGB und vor allem die 
ÖGB-Frauen für die Chancengleich-
heit. Bei einer Pressekonferenz zum 
Equal Pay Day (EPD) forderten ÖGB-
Bundesfrauensekretärin Sylvia Ledwin-
ka und ÖGB-Präsident Rudolf  Hund-
storfer, dazu jährlich einen Bericht zur 
Entwicklung der Einkommen offenzu-
legen. Anhand von Beispielen aus der 
Einstellungspraxis zeigten sie auf, dass 
bedingt durch die ungleiche Bewertung 
der von Frauen und Männern gelei-
steten Arbeit oftmals schon bei der 
Ausschreibung einer Stelle unter-
schiedliche Einkommenshöhen 
genannt werden und dass diese diskri-
minierenden Arbeitsbewertungssy-
steme in unserer Gesellschaft veran-
kert sind.155) 

1.000 EURO MINDESTENS 
Eine wichtige Maßnahme auf  dem 
Weg zur Verringerung der Einkom-
mensschere zwischen Männern und 
Frauen war die am 2. Juli 2007 von 
ÖGB und WKÖ unterzeichnete 
Grundsatzvereinbarung zum Mindest-
lohn von 1.000 Euro. Denn es waren in 
erster Linie Frauen, die in Branchen 
arbeiteten, wo trotz Vollzeitbeschäfti-
gung weniger als 1.000 Euro bezahlt 
wurden.156)  
Der durchschnittliche Einkommens-
unterschied bei Vollzeit in Österreich 

betrug 2007 26,4 Prozent. 
Der Equal Pay Day (EPD) 
ist ein internationaler 
Aktionstag, um auf  die 
Entgeltungleichheit 
zwischen Män-
nern und Frauen 
aufmerksam zu 
machen. Der 
Unterschied in 
26,4 Prozent bei 
Vollzeiterwerbstä-
tigkeit bedeutet 
somit 96 Tage, an 
denen Frauen im 
Vergleich zu den 
Gehältern ihrer 
männl ichen 

Vor allem Frauen 
arbeiteten in 
Niedriglohn-
Branchen. 2007 
wurde ein Min-
destlohn von 
1.000 Euro 
erreicht. 
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Kollegen ohne Entlohnung arbeiten. 
Der Equal Pay Day lag damit österrei-
chweit im Jahr 2007 am 27. September. 
Die allgemein schlechteren Karri-
erechancen, eine „gläserne Decke“, 
überholte Arbeitsbewertungssysteme 
sowie Babypausen und Kinderbetreu-
ungszeiten, die für Frauen oft einen 
Abstieg auf  der Karriereleiter bedeu-
ten, verschärften die Situation zusätz-
lich.157)  
Seit 2012 setzen sich die ÖGB-Frauen 
für ein Mindesteinkommen von 1.500 
Euro ein. 

FORTSCHRITTE 
Der ÖGB und die ÖGB-Frauen konn-
ten trotzdem auch Fortschritte für die 
ArbeitnehmerInnen erzielen, wie etwa 
die Novellierung der „Abfertigung 
Neu“, in die seit Jänner 2008 nun auch 
freie DienstnehmerInnen einbezogen 
sind. Das angesparte Kapital bleibt 
seitdem bei allen Arten der Beendigung 
und unabhängig von der Dauer des 
Arbeitsverhältnisses erhalten. 
Das Jahr 2008 brachte eine Reihe von 
gesetzlichen Änderungen die Frauen 
betreffend mit sich. Neben den Ände-
rungen der Bestimmungen zum Kin-
derbetreuungsgeld sind ab dem 1. Jän-

ner 2008 freie DienstnehmerInnen 
„normalen“ DienstnehmerInnen nun 
auch sozialrechtlich gleichgestellt. Sie 
werden erstmals in die Arbeitslosenver-
sicherung einbezogen, haben Anspruch 
auf  Krankengeld und einkommensab-
hängiges Wochengeld und werden 
neben der „Abfertigung Neu“ nun 
auch in den Insolvenzfonds miteinbe-
zogen. 
Mit der sozialrechtlichen Gleichstel-
lung der freien DienstnehmerInnen 
wird eine Forderung realisiert, von der 
vor allem Frauen profitieren, denn 
40.000 der insgesamt 65.000 freien 
DienstnehmerInnen waren damals 
Frauen, und seit 1. Jänner 2008 besteht 
auch für diese Personengruppe die 
Möglichkeit, alle Serviceeinrichtungen 
der Arbeiterkammer in Anspruch zu 
nehmen.158) 

MEILENSTEINE (FÜR FRAUEN) 
Nach sehr langen und schwierigen Ver-
handlungen einigten sich die Sozial-
partner auf  ein gemeinsames Arbeits-
zeitpaket, womit vor allem ein Meilen-
stein für Frauen gesetzt wurde. Dem-
nach steht seit 1. Jänner 2008159) Teil-
zeitbeschäftigten ein Zuschlag für 
Mehrarbeitsstunden von 25 Prozent 

„Es ist noch ein hartes Stück Arbeit, bis wir eine 
echte Wahlfreiheit für Frauen und Chancengleich-
heit erreicht haben. Wir müssen das Tempo erhö-
hen und Hürden abbauen“, erklärte Renate Anderl 
in ihrer Antrittsrede am 4. September 2014 nach 
ihrer Bestellung als geschäftsführende ÖGB-Bun-
desfrauenvorsitzende.

Renate Anderl wurde 1962 in Wien geboren und 
begann im Jahr 1980 ihre Tätigkeit in der dama-
ligen Gewerkschaft Metall-Bergbau-Energie bzw. 
Gewerkschaft Metall-Textil (GMT) als administra-
tive Beschäftigte. 2003 wurde Anderl Bundesfrau-
ensekretärin der Gewerkschaft Metall-Textil-Nah-
rung (GMTN) und war ab 2008 geschäftsführende 
Bundesfrauenvorsitzende der GMTN, ab 2009 
Bundesfrauenvorsitzende und stellvertretende 
Bundesfrauenvorsitzende des ÖGB. 

Renate Anderl ist auch international sehr aktiv. Als 
Mitglied des EMF (seit 2012 industriAll Europe) des 
Equal Opportunities Committee von 2007 bis 2014 
hat sie auch auf internationaler Ebene die Interes-
sen der Frauen vertreten und für Verbesserungen 
gekämpft.

Auch fraktionell setzt sie sich schon lange für frau-
enpolitische Anliegen ein und war von 2007 bis 
2011 stellvertretende Vorsitzende der FSG Landes-
gruppe Wien und ist seit 2011 FSG-Frauenspreche-
rin von Wien. Von 2013 bis zum September 2014 
war sie auch Bundesfrauenvorsitzende der FSG. 
Seit 4. September 2014 ist sie geschäftsführende 
Bundesfrauenvorsitzende des ÖGB und seit 16. 
September 2014 geschäftsführende Vizepräsiden-
tin des ÖGB.

ZEITZEUGIN: Renate Anderl

WIEDERWAHL 
Beim 15. ÖGB Frauenkongress im Jahr 2006 wurde 
Renate Csörgits, die für eine dritte Funktionsperiode 
als Vorsitzende kandidierte, wiedergewählt.

EQUAL PAY DAY 2007
Pressekonferenz am 27. September zum Equal Pay 
Day mit Bundesfrauensekretärin Sylvia Ledwinka 
und ÖGB-Präsident Rudolf Hundstorfer.

ZEITBILDER
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zu. Zentrales Regelungsinstrument ist 
auch seitdem der Kollektivvertrag. Das 
Arbeitszeitrecht wurde vereinfacht und 
für schwere Übertretungen wurden 
strengere Strafen eingeführt. 
Auch mit 1. Jänner 2008 trat die Flexi-
bilisierung des Kinderbetreuungsgeldes 
in Kraft. Es gab nun drei Bezugsvarian-
ten und die Zuverdienstgrenze wurde 
von 5.400 Euro auf  16.200 Euro ange-
hoben.  
Ebenfalls konnte die Anmeldung bei 
der Sozialversicherung vor Arbeitsbe-
ginn durchgesetzt werden, was einen 
wichtigen Schritt zum aktiven Kampf  
gegen den Sozialbetrug durch Arbeit-
geber darstellte.  

100 JAHRE FRAUENTAG 
Der Internationale Frauentag am 8. 
März 2008 stand unter dem Motto 
„100 Jahre Weltfrauentag“. Seit über 
100 Jahren kämpfen Frauen für ihre 
Rechte, für Gleichstellung in der 
Gesellschaft, für Chancengleichheit im 
Beruf  und für Einkommensgerechtig-
keit. Das 100-jährige Jubiläum nahmen 
die ÖGB-Frauen zum Anlass, um die 
aus Frauensicht noch offenen „100 
Forderungen“ zu formulieren und 
diese im Rahmen einer Pressekonfe-

renz medienwirksam zu präsentieren, 
die am 5. März 2008 von der stellver-
tretenden ÖGB-Bundesfrauenvorsit-
zenden Elisabeth Vondrasek und von 
ÖGB-Präsident Rudolf  Hundstorfer 
abgehalten wurde.  
Eine der Forderungen des ÖGB ist die 
Offenlegung von Gehältern in Unter-
nehmen. Dies ist ein notwendiges 
Instrument für mehr Chancengleich-
heit zwischen Männern und Frauen am 
Arbeitsmarkt. Neben der Transparenz 
der Gehälter forderte der ÖGB vor 
allem auch die Koppelung der Wirt-
schaftsförderung an die Frauenförde-
rung und verpflichtende Frauenquoten 
für Vorstandsgremien in Unterneh-
men, da 2008 in den höchsten Füh-
rungsgremien in Österreich gerade ein-
mal elf  Prozent Frauen vertreten waren 
und der Prozentsatz beim Frauenanteil 
in Aufsichtsräten und Vorständen noch 
geringer ausfiel.  
Auch wenn es 2008 bereits gelungen 
war, fast flächendeckend einen Min-
destlohn von 1.000 Euro abzuschlie-
ßen, betonte ÖGB-Präsident Rudolf  
Hundstorfer, dass noch viele weitere 
Maßnahmen nötig sein würden, wie 
etwa neue Formen der Arbeitsbewer-
tung, der Ausbau von Kinderbildungs-

einrichtungen, ein Bewusstseinsbil-
dungsprozess für beide Geschlechter, 
Gender-Mainstreaming in allen 
Lebensbereichen wie auch eine 
geschlechtergerechte Sprache.160)  

FRAUENARMUT 
In Österreich sind Frauen besonders 
von Armut betroffen, daher ist die 
ökonomische Absicherung von Frauen 
seit jeher ein Anliegen der ÖGB-
Frauen. Wer erwerbslos, alleinerzie-
hend oder zugewandert ist, einen 
schlecht bezahlten und unsicheren Job 
hat, ist besonders armutsgefährdet. 
Immer breitere Bevölkerungsschichten 
leben in instabilen und unsicheren Ver-
hältnissen – sie sind besonders von 
Armut betroffen. In Österreich sind 
ein Viertel aller von Armut Betrof-
fenen Kinder, Jugendliche und von den 
Eltern abhängige unter 26-Jährige. 
Dazu kommt, dass Menschen, die in 
Armut aufgewachsen sind, auch oft-
mals ihr Leben lang kaum finanziell 
aufsteigen können. Armut wird somit 
oftmals an die nächste Generation wei-
tergegeben, und das müsste in einem 
fairen Sozialstaat nicht sein.161)  
Um auf  dieses Thema aufmerksam zu 
machen, starteten die ÖGB-Frauen die 

WECHSEL AN DER SPITZE
Renate Anderl (rechts im Bild) wird im September 
2014 zur neuen ÖGB-Bundesfrauenvorsitzenden 
und ÖGB-Vizepräsidentin bestellt. Sie folgt somit 
Sabine Oberhauser, die zur Gesundheitsministerin 
angelobt wurde.

RATGEBER FÜR FRAUEN
ÖGB-Bundesfrauenvorsitzende Brigitte Ruprecht 
(2009-2013) fordert mehr Druck für Einkommens-
gerechtigkeit und präsentiert einen neuen Ratgeber 
für Frauen. (Bild von l. n. r.: Brigitte Ruprecht, Bun-

desfrauensekretärin Sylvia Ledwinka)

FRISCHER WIND
Das ÖGB-Frauenteam wird seit 2014 von der neuen 
Bundesfrauensekretärin Isabella Guzi organisiert.

Abwehr einer vorzeitigen Anhebung 
des Frauenpensionsalters. 
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Aktion „Märchen und Wahrheit über 
die aktuelle Situation der Frauen in 
Österreich“ und forderten dabei sozi-
ale Gerechtigkeit für Frauen.  

WECHSEL IM ÖGB 
Die Regierungsumbildung 2008 führte 
dazu, dass der 2007 neu gewählte 
ÖGB-Präsident Rudolf  Hundstorfer 
zum Minister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz ernannt wurde. 
Noch im November 2008 wurde Erich 
Foglar zum ÖGB-Präsidenten bestellt 
und auf  dem zeitlich vorgezogenen 
Kongress gewählt. Daher ergab sich 
auch für die ÖGB-Frauen die Notwen-
digkeit, sich für eine Vorverlegung des 
Bundesfrauenkongresses auszuspre-
chen. 
Unter dem Motto „Als Frauen – Mit 
Frauen – Für Frauen“ tagten am 3. Juni 
2009 die Delegierten beim ÖGB-Bun-
desfrauenkongress. Brigitte Ruprecht 
folgte Renate Csörgits als ÖGB-Bun-
desfrauenvorsitzende nach. In ihrer 
Antrittsrede sprach sie sich dafür aus, 
den Frauenanteil auch innerhalb der 
Gewerkschaft zu erhöhen, damit auch 
die Interessen der Arbeitnehmerinnen 
gezielt vertreten und gefördert werden 
könnten. 

„Die Einkommensschere schließen, 
Frauen in Führungspositionen stärken 
und den ÖGB für Frauen attraktiver 
machen. […] Die Wirtschaftskrise hat 
viele Frauen von ihren ohnehin schon 
schlecht bezahlten Jobs in noch prekärere 

Arbeitsverhältnisse gedrängt. Gerade 
jetzt müssen wir die Frauen stärker unter-
stützen“,  

betonte Brigitte Ruprecht in ihrer 
Antrittsrede ihre Schwerpunkte inner-
halb des ÖGB und auf  gesamtgesell-
schaftlicher Ebene. Eine höhere 
Erwerbsbeteiligung, eine bessere sozi-
ale Absicherung und eine Reform des 
Steuer- und Abgabesystems – hierauf  
sollten die Schwerpunkte der ÖGB-
Frauen liegen, um der Frauenarmut 
und der sozialen Ausgrenzung von 
Frauen entgegenzuwirken. 

GERECHTIGKEIT 
Das am Kongress beschlossene 
Arbeitsprogramm zog inhaltlich gleich. 
Im Zentrum standen die Themen Ein-
kommensgerechtigkeit, Abmilderung 
der Folgen der Krise auf  Frauen und 
starke öffentliche Dienste. Zur Beseiti-
gung von Einkommensunterschieden 
zwischen Frauen und Männern for-
derten die ÖGB-Frauen unter anderem 
die verpflichtende, systematische, 
transparente und geschlechtergerechte 
Arbeitsbewertung, um Arbeitsplätze 
von Frauen und Männern vergleichbar 
zu machen.  
Auch der Vereinbarkeit von Beruf  und 
Familie widmete das Frauenprogramm 
zahlreiche Forderungen, darunter ein 
flächendeckendes, leistbares und quali-
tativ hochwertiges Kinderbetreuung-
sangebot, die Ausweitung des Rechts-
anspruchs auf  Elternteilzeit oder die 

Einführung eines einkommensabhän-
gigen Kinderbetreuungsgeldes mit 
Wahlmöglichkeit zwischen Zuver-
dienst- und Arbeitszeitgrenze. Zur bes-
seren sozialen Absicherung von Frauen 
verlangten die ÖGB-Frauen des Weite-
ren die generelle Versicherungspflicht 
für alle Beschäftigungsverhältnisse, die 
Verbreiterung der Finanzierungsbasis 
des Sozialversicherungssystems oder 
die bessere Anrechnung von Kinderer-
ziehungszeiten in der Pensionsversi-
cherung. Auch die Erhöhung der Net-
toersatzrate beim Arbeitslosengeld 
würde dazu beitragen, das Armutsrisi-
ko vor allem von Frauen zu verringern, 
ebenso die Streichung der Anrechnung 
des Partnereinkommens bei der Not-
standshilfe.162) 

KONJUNKTURPAKET 
Dem massiven Druck der Gewerk-
schafterInnen ist es zu verdanken, dass 
die geplante Steuerreform 2009 vorge-
zogen wurde. Neben der Anhebung 
der Steuerfreibetragsgrenze auf  11.000 
Euro profitierten von der Steuerre-
form auch kleine und mittlere Einkom-
mensgruppen, indem den Beschäf-
tigten „mehr Netto vom Brutto“ übrig 
blieb. Mit dem zweiten Konjunkturpa-
ket (ab Jänner 2009) hatte die Bundes-
regierung die Forderung des ÖGB 
aufgegriffen und 75 Millionen Euro 
direkt in regionale Beschäftigungspro-
gramme investiert. Teil dieses Kon-
junkturpakets war auch das verpflicht-
ende kostenlose Kindergartenjahr – 

 Demonstration für Frauenrechte 19. März 2011 – 15.000 TeilnehmerInnen
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somit konnte eine langjährige Forde-
rung der ÖGB-Frauen zur Entlastung 
von Familien umgesetzt und die Ver-
einbarkeit von Beruf  und Familie ver-
bessert werden . 

KINDERBETREUUNGSGELD NEU 
Ebenfalls eine langjährige Forderung 
der ÖGB-Frauen konnte in diesem 
Zeitraum durchgesetzt werden. Die 
Novellierung des Kinderbetreuungs-
geldes trat mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 
Die ÖGB-Frauen hatten schon lange 
eine Bezugsvariante gefordert, die sich 
an dem letzten Einkommensbezug ori-
entiert und Frauen somit nicht mehr in 
ökonomische Abhängigkeit eines even-
tuell vorhandenen Partners drängt. 
Die Umsetzung des einkommensab-
hängigen Kinderbetreuungsgeldes war 
somit ein lang geforderter frauen- und 
familienpolitischer Meilenstein, der 
umgesetzt werden konnte. 
Diese Variante bietet dabei die Mög-
lichkeit, dass ein Elternteil bis zum 12. 
Lebensmonat des Kindes 80 Prozent 
des letzten Nettoeinkommens bezieht 
bzw. maximal 66 Euro täglich. Bei der 
Teilung des Bezugs kann das einkom-
mensabhängige Kinderbetreuungsgeld 
bis zum 14. Lebensmonat des Kindes 
bezogen werden und auch dann beträgt 
die Höhe ebenfalls 80 Prozent des letz-
ten Nettobezuges. Zeitgleich wurde 
auch eine vierte Pauschalvariante ein-

geführt, mit derselben zeitlichen Maxi-
malbezugsdauer, in der Höhe von 
1.000 Euro pro Monat, um Eltern, die 
wieder schnell in ihren Beruf  zurück-
kehren möchten, hierbei zu unterstüt-
zen. 

FAIR TEILEN  
Im EU-weiten Fokus stand 2010 die 
Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung. Als Motto der ÖGB-
Frauen wurde dabei „FAIR TEILEN“ 
eingebracht und widmete sich im Spe-
ziellen dem Thema Erwerbsarbeit. Es 
folgte eine groß angelegte Kampagne 
und in weiterer Folge wurde dabei die 
zentrale Figur „Marie Los“ präsentiert. 
Maries Lebenssituation, dargestellt in 
einer Comic-Serie, sollte symbolisch 
für viele ArbeitnehmerInnen Österrei-
chs stehen, die trotz Beschäftigung 
„marielos“ waren. Zur damaligen Zeit, 
so wie heute auch noch, gab es viele 
Menschen, die oftmals trotz Vollzeiter-
werbstätigkeit über so wenig Einkom-
men verfügten, dass sie vom Armutsri-
siko betroffen waren. 
Somit stand im Mittelpunkt der Kam-
pagne das Phänomen, das leider bis 
heute anhält und unter der Bezeich-
nung „Working Poor“ bekannt ist. 
Neben Informationen und Sensibilisie-
rung für das Thema Erwerbsarbeit ging 
es vor allem darum, Fairness für die 
Betroffenen zu erzielen. 

MINDESTSICHERUNG 
Mit 1. Jänner 2011 wurde in Österreich 
die bedarfsorientierte Mindestsiche-
rung eingeführt und die unterschied-
lichen Sozialhilferichtsätze auf  eine 
Mindestgrenze angehoben. Damit wird 
eine langjährige Forderung der ÖGB-
Frauen teilweise erfüllt. Frauen sind 
stärker als Männer von Armut betrof-
fen, ob als Alleinerziehende oder im 
Alter. Arbeitslosengeld oder Not-
standshilfe liegt für Frauen weit unter 
der Armutsgefährdungsschwelle. Die 
Mindestsicherung gewährleistet seit 
2011, dass je nach Haushaltsgröße ein 
entsprechender Mindestbedarf  und 
Wohnkostenanteil zur Verfügung 
gestellt wird. Zudem ermöglicht die 
Anbindung an das AMS eine raschere 
Integration in den Arbeitsmarkt. Auch 
die Sozialhilfekrankenscheine haben 
ausgedient und wurden durch E-Cards 
für alle ersetzt, so konnte damit auch 
die optische Stigmatisierung von 
Betroffenen beendet werden. 

FRAUENTAG  
Auch 2011 gab es ein Jubiläum: Es 
jährte sich zum 100. Mal der Frauentag 
in Österreich. Zu diesem Anlass rief  
ein großes Bündnis aus zahlreichen 
Frauenorganisationen und -initiativen, 
unterstützt von den ÖGB-Frauen, zu 
einer Demonstration für die Rechte 

„Wir wollen Brot und Rosen“: Unter diesem Motto begangen die ÖGB-Frauen den internationalen Frauentag 2014. Das Motto ist in der 

Frauenbewegung sehr bekannt und wurde bereits 1911 bei einem erfolgreichen Textilarbeiterinnenstreik verwendet. 
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Aus dem damaligen Leitantrag konnten 
innerhalb von zwei Jahren schon einige 
Forderungen umgesetzt werden. So 
gibt es seit 2013 zum Beispiel auch die 
lang geforderte Reform der Pendler-
pauschale, seitdem auch Teilzeitbe-
schäftigte anspruchsberechtigt sind – 
eine deutliche Verbesserung der Situa-
tion vor allem für Frauen. Auch die 
Pflegefreistellung für „Patchwork-
Familien“ konnte erreicht werden und 
im Bereich der Pflegekarenz und Pfle-
geteilzeit gibt es seit Jänner 2014 die 
Möglichkeit, diese bis zu drei Monate 
lang in Anspruch zu nehmen, wobei es 
auch ein einkommensabhängiges 
Karenzgeld in der Höhe des Arbeitslo-
sengeldes – jedoch max. 1.400 Euro – 
bei Zustimmung des Arbeitgebers gibt.  
Die Anrechnung von Karenzzeiten bei 
Gehaltsvorrückungen, Urlaubsan-
spruch etc. konnte in vielen Kollektiv-
verträgen erreicht werden, auch wenn 
es teilweise unterschiedliche Rege-
lungen hierzu gibt. Hier wird auf  jeden 
Fall weiterverhandelt.  
Neu war 2014 auch die Einführung des 
Pensionskontos als transparentes 
Konto mit Einsichtsmöglichkeit. Die 
Kontoerstgutschrift wurde allen Per-
sonen automatisch geschickt, die bis 
zum 31. Dezember 2004 mindestens 
einen Versicherungsmonat erworben 
hatten. Die bis Ende 2013 erworbenen 
Versicherungsmonate werden zusam-
mengeführt und als Kontoerstgut-
schrift ins neue Pensionskonto übertra-
gen. Mit dem neuen Konto ist nun für 
alle Beschäftigten transparent nachvoll-
ziehbar, welche Versicherungszeiten sie 
wo in welcher Höhe sammeln konnten 
und wie der derzeitige Stand ihres Pen-
sionskontos aussieht.  

LOHNSTEUER RUNTER! 

Die größte Steuerreform seit 40 Jahren 
bringt eine spürbare Entlastung von 
fünf  Milliarden Euro, die vor allem den 
kleineren und mittleren Einkommen 
zugutekommt. Vor allem für die Frauen 
konnte ein deutlich niedrigerer Ein-
gangssteuersatz (von 36,5 auf  25 Pro-
zent) erreicht werden sowie die auto-
matische Auszahlung der Negativsteu-

von Frauen am 19. März 2011 in Wien 
auf, und die Plattform 20.000 Frauen 
gründete sich. Der Name stammt dabei 
aus 1911, als am 19. März die erste 
große Demonstration für Frauenrechte 
in Wien mit 20.000 TeilnehmerInnen 
stattfand. Ihre Anliegen waren damals 
das Frauenwahlrecht, ArbeiterInnen-
schutzgesetze und gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit. Letztere Forderung war 
auch 100 Jahre später und ist auch 
noch heute aktuell, und so nahmen an 
der Großdemonstration 2011 allein in 
Wien ca. 15.000 Menschen teil, unter 
anderem auch ÖGB-Präsident Erich 
Foglar und AK-Präsident Herbert 
Tumpel.163)  

EINKOMMENSGERECHTIGKEIT 
2011 konnte ein weiterer wichtiger 
Meilenstein für die Frauen erreicht 
werden. Die Novellierung des Gleich-
behandlungsgesetzes war eine langjäh-
rige Forderung der ÖGB-Frauen. Die 
Neuerungen bezogen sich dabei vor 
allem auf  den Bereich der Einkom-
menstransparenz. Nachdem Frauen 
Vollzeit auch 2010 noch immer rund 
24 Prozent weniger als ihre männlichen 
Kollegen verdienten, war dies ein wich-
tiger und vor allem längst überfälliger 
Schritt in Richtung Einkommensge-
rechtigkeit.  
In der Novelle wurden neben Rege-
lungen für Stelleninserate auch Ein-
kommensberichte niedergeschrieben. 
Stelleninserate müssen seitdem 
geschlechtsneutral und diskriminie-
rungsfrei ausgeschrieben werden und 

müssen das Mindestentgelt angeben 
wie auch auf  eine eventuelle Bereit-
schaft zur Überbezahlung hinweisen. 
Weiter wurden Einkommensberichte in 
das Gleichbehandlungsgesetz aufge-
nommen. So wurde stufenweise je nach 
Unternehmensgröße die Verpflichtung 
zur Legung eines Einkommensbe-
richtes alle zwei Jahre eingeführt, aus 
dem ersichtlich ist, wie viel Frauen und 
Männer, aufgeschlüsselt in den ver-
schiedenen Verwendungsgruppen im 
Durchschnitt oder Median, verdienen. 
2014 wurde die letzte Etappe umge-
setzt und seitdem gilt diese Regelung 
für alle Unternehmen mit mehr als 150 
Beschäftigten.164) 

17. ÖGB-BUNDESFRAUENKONGRESS 

„Im Zentrum meiner Aufgabe wird kein 
einzelnes Thema stehen, sondern die Frau 
in der Arbeitswelt, wo uns täglich Neues 
serviert wird.“  

Mit diesen Worten sprach die am 17. 
ÖGB-Bundesfrauenkongress neu 
gewählte ÖGB-Bundesfrauenvorsit-
zende Sabine Oberhauser die Heraus-
forderungen des immer schnelleren 
Wandels des Verständnisses der Schlag-
wörter Flexibilität und Verfügbarkeit 
von ArbeitnehmerInnen in der Arbeits-
welt von heute an. Beinahe täglich 
kamen neue Forderungen seitens der 
Arbeitgeber, was ArbeitnehmerInnen 
noch mehr und noch besser leisten 
könnten – meist verbunden mit dem 
Schlagwort „Wirtschaftskrise“.  

Gleiche Bezahlung 
für gleichwertige Arbeit.

ÖGB-Frauen werden nicht müde, mehr Einkommensgerechtigkeit zu fordern. 

* Foto 17. ÖGB-Frauenkongress 11. April 2013 
(Oberhauser)
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er, die auch deutlich von bisher 110 
Euro auf  maximal 400 Euro erhöht 
werden konnte. Statt drei wird es ab 1. 
Jänner 2016 nun sechs Steuerstufen 
geben und somit die gesamte Lohn-
steuer flacher ansteigen als bisher.  

ÖGB-BUNDESFRAUENVORSITZENDE 
Während der „Lohnsteuer runter!“-
Kampagne kam es innenpolitisch auf-
grund des Todes von Nationalratsprä-
sidentin Barbara Prammer zu einigen 
Neuerungen bei der innenpolitischen 
Spitze. Der ÖGB-Bundesfrauenvor-
stand hat am 4. September Renate 
Anderl zur geschäftsführenden ÖGB-
Bundesfrauenvorsitzenden bestellt. Sie 
folgt damit Sabine Oberhauser, die mit 
der Angelobung zur Gesundheitsmini-
sterin ihre Funktionen im ÖGB 
zurücklegte. 

NEUERUNGEN 

Im Jahr 2015 konnten auch neben der 
großen von ÖGB und AK initiierten 
Lohnsteuerreform einige andere Ver-
besserungen für Frauen erreicht wer-
den. So konnte eine langjährige Forde-
rung der ÖGB-Frauen, die Einbezie-
hung der Auszubildenden in der über-
betrieblichen Ausbildung in die zentra-
len Schutzbestimmungen des Mutter-
schutzgesetzes, erreicht werden. Auch 
im öffentlichen Dienst wurde der 
„Papa-Monat“ zum „Baby-Monat“ und 
damit ein Rechtsanspruch auch für 
Eltern adoptierter Kinder und Kinder, 
die in unentgeltliche Pflege genommen 
werden, erreicht. Eine besonders wich-
tige Neuerung ist auch die Modernisie-
rung des Strafgesetzbuches, welches 
Ende Juli die letzte parlamentarische 
Hürde nehmen konnte. Nun sind ein 
weiterer Begriff  von sexueller Belästi-
gung, der familiäre bzw. soziale Nahbe-
reich als Erschwernisgrund bei Gewalt-
verbrechen, das Delikt „Zwangsheirat“, 
„Cybermobbing“ und die Strafbarkeit 
von allen Fällen von nicht einvernehm-
lichem Geschlechtsverkehr darin veran-
kert – langjährige Forderungen der 
ÖGB-Frauen von und vielen anderen 
frauenpolitischen Organisationen konn-
ten damit verwirklicht werden. 

Entlastung für ArbeitnehmerInnen und PensionistInnen: Die ÖGB/AK-Kampagne „Lohn-
steuer runter!“ unterstützten 882.184 Menschen. Im November 2014 wurden die 
gesammelten Unterschriften der Regierung übergeben. 

Plakat zum Equal Pay Day 2015

Die Rechtsinfos sind 
für alle ÖGB-Mitglieder 
kostenlos. 
Zu finden sind sie auf 
der Homepage der 
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1945 – 1954
AUFBAU UND FRAUENARBEIT
„Es ist ein alter gewerkschaftlicher Grundsatz, dass der Mensch 
das Recht auf Arbeit haben muss, und wir wollen heute hier 
aussprechen, dass dieses Recht auch der Frau zugebilligt werden 
muss.“
Wilhelmine Moik am 1. ÖGB-Kongress 1948

1945: Gründung des ÖGB im April, im September Konsti-
tuierung der Frauensektion des ÖGB
1947: Bundesgesetz über die Arbeitsinspektion – Auch der 
Aufsicht über die Einhaltung der Schutzvorschriften für 
Jugendliche, Frauen und Kinder wird besonderes Augen-
merk gelegt.
1948: Herabsetzung der Altersgrenze für weibliche Versi-
cherte und Witwen in der Rentenversicherung
1949: Arbeitslosenversicherungsgesetz – auch verheiratete 
Frauen bekamen nun Arbeitslosengeld
Kinderbeihilfengesetz (statt Ernährungsbeihilfe)
Ende der Vierzigerjahre wurden die Urlaubsbestimmungen 
nach dem Arbeiterurlaubsgesetz auf  Hausgehilfinnen ausge-
weitet 
1950: Novelle Kinderbeihilfengesetz: Bedürftige Mütter 
können die Kinderbeihilfe behalten, wenn sie nach ihren 
Einkommens- und Vermögensverhältnissen als bedürftig 
anzusehen sind und der ansonsten anspruchsberechtigte 
Kindesvater keine oder nur geringfügige Unterhaltsbeiträge 
leistet. 
1951: Mindestlohnschutzgesetz – Regelung auch für Haus-
gehilfinnen gültig
1953: Das von der Internationalen Arbeitsorganisation 1951 
in Genf  beschlossene Übereinkommen „Gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit“ wird vom österreichischen Parlament 
ratifiziert
1954: Heimarbeitsgesetz – Mit diesem Gesetz werden 
Heimarbeiterinnen vor Willkür und Ausbeutung geschützt 
und hinsichtlich der Entlohnung und der sozialen Rechte 
den „BetriebsarbeiterInnen“ gleichgestellt

1955 – 1964
WIRTSCHAFTS- UND BABYBOOM
„Die Wirtschaft umwirbt auch die Frauen, und diese Werbung 
treibt oft ganz seltsame Blüten. […] Da lesen wir Annoncen, in 
denen es heißt: ‚Komm auf einen Arbeitsplatz, der dir Freude 
macht, wo du Schönheit vorfindest, denn die Schönheit über-
trägt sich auf dich, und welche Frau will nicht schön sein?’ Und 
wenn Sie mich fragen, was das für ein Arbeitsplatz ist: Es wird ein 
Stubenmädchen oder eine Zofe für einen gepflegten Haushalt 
gesucht.“ 
Rosa Weber am 4. ÖGB-Frauenkongress 1963 

1955: Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG) – 
Witwen und Waisen bekommen einen Hilflosenzuschuss. 
Witwen, welche sich wieder verheiraten, bekamen eine 
Abfertigung. Die Kürzung der Witwenrente, welche zur 
Anwendung kam, wenn eine eigene Rente bezogen wurde, 
konnte aufgehoben werden. Das Pensionsrecht war jedoch 
auf  Männer ausgelegt.
1957: Mutterschutzgesetz – Verbesserungen beim Kündi-
gungsschutz für schwangere Arbeitnehmerinnen sowie die 
Ausweitung der Schutzbestimmungen auf  Hausgehilfinnen, 
Heimarbeiterinnen und Migrantinnen und Bereitstellung 
eines anschließenden Karenzurlaubes für Dienstnehmerin-
nen (sechs Monate unbezahlt).
1958: Verhandlungen über die von den ÖGB-Frauen schon 
in den Vierzigern geforderte Arbeitszeitverkürzung begin-
nen
1959: Generalkollektivvertrag zur Einführung der 45-Stun-
den-Woche tritt in Kraft – Die ÖGB-Frauen forderten 
damals schon die 40-Stunden-Woche.
1960: Familienlastenausgleichgesetz und Kinderbeihilfenge-
setz werden neuerlich verbessert – Einführung einer Mütter- 
und Säuglingsbeihilfe sowie einer 14. Kinder- und Familien-
beihilfe (in vollem Umfang ab 1961).
1960: Verbesserung des Mutterschutzgesetzes – Karenzur-
laub der berufstätigen Frau wird auf  das Ausmaß von insge-
samt einem Jahr nach der Entbindung erhöht. Der Arbeits-
platz bleibt der Mutter bis nach Ablauf  von vier Wochen 
nach Ende des Karenzurlaubes gesichert. 
1962: Verabschiedung des Hausgehilfen- und Hausange-
stelltengesetzes – Das aus dem Jahr 1920 stammende Dienst-
recht wird nach langer Forderung der ArbeitnehmerInnen-
vertretungen dem Stand der sozialen Gesetzgebung ange-
passt. Die Arbeitszeit wird festgelegt und die Einhaltung 
durch Strafbestimmungen gesichert. An Stelle des bisher an 
jedem zweiten Sonntag zu gewährenden freien Nachmittags 
tritt ein freies Wochenende, welches von Arbeitsschluss am 
Samstag bis zum Arbeitsbeginn am Montag zu dauern hat. 

Streichung der Frauenlohngruppen aus dem Kollektivvertrag 
der Metall erzeugenden und verarbeitenden Industrie – 
Kampf  zur Abschaffung der Frauenlohngruppen auch in 
anderen Branchen geht weiter

Errungenschaften
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1963: Die ÖGB-Frauen fordern am Kongress die Auswei-
tung des Mindesturlaubs
1964: Verlängerung des Mindesturlaubes durch Generalkol-
lektivvertrag auf  drei Wochen

1965 – 1974 
PARTNERSCHAFT IST DAS ZIEL
„Wir hoffen nach und nach auf eine echte Partnerschaft bei 
der Versorgung der Familie. Wir haben das wiederholt gesagt, 
aber man muss es immer wieder erwähnen, weil es noch zu 
wenig in das gesellschaftliche Denken eingedrungen ist. 
Wenn Mann und Frau in gleicher Weise einen Beruf ausüben, 
so erscheint es uns nur allzu selbstverständlich, dass Mann 
und Frau auch die Verpflichtungen innerhalb der Familie tei-
len.“
Maria Metzker am 6. ÖGB-Frauenkongress 1971 

1965: Anrechnung der Zeiten des Mutterschutzes als Ersatz-
zeiten in der Pensionsversicherung
1966: Erste Erhöhung des Karenzgeldes (Mindestbezug und 
Partnereinkommen)
1966/67: Verlängerung der Schulpflicht auf  insgesamt neun 
Jahre  
1967: Verbesserungen und Erhöhungen bei Kinder- und 
Familienbeihilfen
1969: 
● Streichung des „Ausstattungsbeitrages“ – Frauen, die min-
destens fünf  Versicherungsjahre angesammelt hatte, konnten 
innerhalb von zwei Jahren nach der Heirat Anspruch auf  
einen Ausstattungsbeitrag erheben. Im Gegenzug verloren 
sie die Zeiten für die Pension. 
● Seit Mitte der 50er Jahre gefordert und nun erreicht: Etap-
penweise Herabsetzung der Arbeitszeit auf  40 Stunden bis 
1975  
1970/71:   
● Anrechnung der Zeiten der Karenz für die Pension
● Erhöhung der Witwenpension um 10 Prozent
● Alleinerzieherinnen durften selbst Vormund ihrer Kinder 
sein und müssen nicht mehr einen männlichen Vormund 
bestimmen
1972: Arbeitnehmerschutzgesetz – Bereits besondere 
Bestimmungen für weibliche, jugendliche und besonders 
schutzbedürftige ArbeitnehmerInnen.
1973: Erhöhung der Richtsätze für die Ausgleichszulage 
(Mindestpension) – Abhängigkeit vom Partnereinkommen 
trotz jahrelangem Kampf  bis heute gültig
1974:  
●  Die Individualbesteuerung tritt in Kraft
● Abschaffung der Einkommensanrechnung des Partners 
beim Karenzgeld und erhöhtes Karenzgeld für Alleinerzie-
herinnen wie auch für niedrige Haushaltseinkommen

● Verbesserung Mutterschutzgesetz – Schutzfrist wurde auf  
8 Wochen verlängert und der Mutter-Kind-Pass eingeführt 

1975 - 1984
DAS ENDE DER „FRAUENLÖHNE“
„Diese Forderung – gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit – ist 
eigentlich ein jahrzehntelanger Schrei der Frauen, ein Schrei 
nach mehr beruflicher Gerechtigkeit bei der Lohnarbeit bezie-
hungsweise bei der Entlohnung der Frauen.“
Maria Metzker am 7. ÖGB-Frauenkongress 1975

1975-78: 
Langjährige Forderungen der ÖGB-Frauen finden sich in 
der Familienrechtsreform:
● Berufstätigkeit von verheirateten Frauen nicht mehr von 
der Zustimmung des Mannes abhängig
● Änderungen im ehelichen Güter- und Erbschaftsrecht
● Änderungen im Kindschaftsrecht – „väterliche“ Gewalt 
über die Kinder beseitigt 
● Änderungen im Scheidungsrecht – Teilung des in der Ehe 
erworbenen Vermögens 
1977: Pflegefreistellung von einer Woche pro Arbeitsjahr
Verlängerung des Mindesturlaubs auf  vier Wochen
1979: Gleichbehandlungsgesetz für die Privatwirtschaft – 
Pflicht zur Gleichbehandlung von Männern und Frauen bei 
der Festsetzung des Entgelts, Einrichtung der Gleichbehand-
lungskommission, Abschaffung der Frauenlohngruppen
1979-1984: Etappenweise Einführung des Arbeiter-Abfer-
tigungsgesetzes bringt bis 1984 die Gleichstellung und somit 
die volle Angleichung der Abfertigung von ArbeiterInnen 
und Angestellten mit sich – Fast 300.000 Arbeiterinnen sind 
davon betroffen
Initiativen zur Förderung weiblicher Lehrlinge in nicht-tradi-
tionellen Berufen starten 
1983:  Etappenweise Verlängerung des Urlaubes bis 1986 
auf  5 Wochen 
Pensionsreform – Die ÖGB-Frauen hatten erreicht, dass 
Einschnitte bei den Pensionen nicht zu Lasten der berufstä-
tigen Frauen gehen und konnten auch die Beibehaltung der 
Witwenpension in gleicher Höhe durchsetzen. Auch wurde 
die „ewige Anwartschaft“ eingeführt, womit lange zurücklie-
gende Versicherungszeiten für die Pension bei einer Berufs-
unterbrechung nicht länger verloren gingen. 
1984: Arbeitsruhegesetz – Sicherung des Anspruches auf  
eine 36-stündige Ruhezeit pro Woche und Vereinheitlichung 
des Rechts der Sonn- und Feiertagsruhe 
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1985 – 1994 
AUF ZUR CHANCENGLEICHHEIT
„Die Bewältigung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten kann 
nicht auf Kosten der Frauen gehen. Es sollte daher in erster 
Linie nicht über die Finanzierung der Arbeitslosigkeit disku-
tiert werden, sondern über deren Bekämpfung.“
Hilde Seiler am 10. ÖGB-Frauenkongress 1987

1985: Novelle Gleichbehandlungsgesetz – Zulagen, Zuschlä-
ge, freiwillige Sozialleistungen sowie die Aus- und Weiterbil-
dung und die Verfassung von geschlechtsneutralen Stellen-
ausschreibungen fallen nun auch unter das Gleichbehand-
lungsgesetz. 
1988: Die „Vollverdienstklausel“ tritt außer Kraft – Frauen 
waren bis dahin grundsätzlich vom Bezug der Notstandshilfe 
ausgeschlossen, wenn sie einen „im Vollverdienst“ stehenden 
Ehemann hatten – seitdem gilt die Einzelfallprüfung
1989/90: „Familienpaket“ – Elternkarenzurlaubsgesetz, 
Karenzurlaubs-Erweiterungsgesetz bringen tiefgreifende 
Änderungen zugunsten der berufstätigen Eltern. Wahlweise 
Inanspruchnahme von Karenzurlaub und  Karenzurlaubs-
geld durch Mütter und Väter bis zum zweiten Lebensjahr des 
Kindes ausgedehnt.
1990: Das Gleichbehandlungsgebot wird auf  die Begrün-
dung der Arbeitsverhältnisse und den beruflichen Aufstieg 
ausgeweitet und die Gleichbehandlungsanwaltschaft einge-
richtet. 
1992: Gleichbehandlungspaket:
● Verankerung des Gleichbehandlungsgebots hinsichtlich 
Entlohnung bezieht sich nun auch auf  gleichwertige Arbeit
● Sexuelle Belästigung wurde als Diskriminierung auf  Grund 
des Geschlechts aufgenommen
● Schadensersatzansprüche bei Verstoß gegen das Gleichbe-
handlungsgesetz ausgeweitet
● Für Teilzeitarbeitende wurde ein generelles Benachteili-
gungsverbot eingeführt (Sozialleistungen, Prämien, Sachbe-
züge müssen aliquot ausbezahlt werden)
● Elternkarenz wird im Ausmaß von zehn Monaten bei 
dienstzeitabhängigen Ansprüchen (Urlaub, Entgeltfortzah-
lung, Kündigungsfrist) berücksichtig. 
● Ausweitung der Pflegefreistellung von einer auf  zwei 
Wochen pro Jahr für Eltern mit Kindern unter 12 Jahren
1993:  
● Schaffung des Gleichbehandlungsgesetzes für den Bundes-
dienst
● Pensionsreform – Anrechnung von vier Jahren Kinderer-
ziehung als Ersatzzeit in der Pensionsversicherung
● Einführung des Pflegegelds 

1995 – 2005 
MCJOBS UND „WAHLFREIHEIT“
„Wenn wir jetzt den Arbeitsmarkt ansehen, stellen wir fest, 
dass dort, wo es noch Arbeit gibt, nämlich Vollerwerb, Voll-
zeitarbeit die Männer die Ersten sind, die diese Arbeit bekom-
men, und dort, wo es Teilzeit, atypische Verhältnisse, also 
Arbeit von deren Einkommen niemand leben kann, zu vertei-
len gibt, es die Frauen sind, denen dieser Arbeitsbereich über-
lassen wird.“ 
Irmgard Schmidleithner am 13. ÖGB-Frauenkongress 1999

1996: Absicherung von atypisch Beschäftigten gelungen – 
Einbeziehung der freien DienstnehmerInnen und Neuen 
Selbstständigen in die Kranken-, Pensions-, und in die 
Unfallversicherung konnte erreicht werden
1997: Freiwillige Selbstversicherung für Geringfügig 
Beschäftigte beschlossen
1998: Änderung des Gleichbehandlungsgesetzes – Errich-
tung von Regionalstellen der Gleichbehandlungsanwaltschaft 
in den Bundesländern
1999:  Verbesserungen im Karenzrecht:
● Zuschuss zum Karenzgeld für Alleinerzieherinnen auch 
ohne Nennung des Vaters möglich
● Erleichterung der partnerschaftlichen Teilung – Väter 
erhielten eigenen Karenzanspruch
2000:  Steuerreform bringt Entlastung für Arbeitneh-
merInnen
2002: 
● „Abfertigung neu“ beschlossen – Zeiten der Elternkarenz 
werden wie Präsenz- und Zivildienst als Beitragszeit bei der 
Abfertigung angerechnet, Abfertigungen fallen bei Selbst-
kündigung nicht mehr weg
● Familienhospizkarenz 
2004: 
● Gesetz über Elternteilzeit tritt mit Juli in Kraft
● Neuerungen im Gleichbehandlungsrecht: Neben Diskrimi-
nierung auf  Grund des Geschlechts kommen ethnische 
Zugehörigkeit, Religion, Weltanschauung, Alter und sexuelle 
Orientierung hinzu.
Zusätzlich ist die Gleichbehandlungsanwaltschaft nun auch 
Anlaufstelle bei ethnischer Diskriminierung außerhalb der 
Arbeitswelt.
● Sozialpartnereinigung über Entgeltschutz für Arbeitslose
2005:
● Erhöhung der Bemessungsgrundlage für Zeiten der Kin-
dererziehung (bis 2004: EUR 747.– monatl., 2005 EUR 
1.157.– monatl.

Errungenschaften
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2006 – 2015 
SOZIALSTAAT FAIRBESSERN!
„Österreichs ArbeitnehmerInnen brauchen eine starke 
Gewerkschaftsbewegung, die sich um ihre Anliegen küm-
mert. […] Was wir nicht brauchen, das ist eine kosmetische 
Verschönerung der Arbeitsmarktstatistik ohne echte Perspek-
tiven für die Arbeitsuchenden!“
Renate Csörgits am 15. ÖGB-Frauenkongress am 3. Oktober 2006

2006:
● ÖGB-Frauen setzen intern die Quote durch – Mehr Mitbe-
stimmung von Frauen für Frauen
2007:
● Verbesserung für Teilzeitbeschäftigten – Zuschlag für 
Mehrarbeitsstunden von 25 Prozent erreicht
2008:
● Verbesserungen für freie DienstnehmerInnen (von 65.000 
insgesamt, 40.000 Frauen davon betroffen)
● Kinderbetreuungsgeld
● Sozialrechtliche Gleichstellung mit „normalen“ Dienstneh-
merInnen – Einbezug in die Arbeitslosenversicherung, 
Anspruch auf  Krankengeld und einkommensabhängiges 
Wochengeld
2009:
● Steuerreform durch massiven Druck der Gewerkschafte-
rInnen erreicht 
● Anhebung Steuerfreibetragsgrenze auf  11.000 Euro
2010:
● Kinderbetreuungsgeld NEU: Vier Pauschalvarianten und 
langjährige Forderung einkommensabhängiges Kinderbe-
treuungsgeld erreicht! 
● Kostenloses verpflichtendes Kindergartenjahr als Teil des 
Konjunkturpakets umgesetzt
2011:
● Novellierung Gleichbehandlungsgesetz
● Stelleninserate und Einkommensberichte wurden einge-
führt
● Einführung der bedarfsorientierten Mindestsicherung
● Papa-Monat im Öffentlichen Dienst
● Abwehr einer vorzeitigen Anhebung des Frauenpensions-
alters – die alte Regelung zur Anpassung kann aufrecht erhal-
ten werden
2012: 
● Fehlende Gehaltsangaben bei Stellenausschreibungen wer-
den geahndet – Sprung von fünf  Prozent im Vorjahr auf  80 
Prozent, in denen das Gehalt nun angegeben ist
● Anrechnung von Karenzzeiten für Gehaltsvorrückungen 
und Urlaubsansprüche in vielen Kollektivverträgen verankert
2013:
● Pflegefreistellung für Patchwork-Familien
● Pflegekarenz / Pflegeteilzeit beschlossen – ab Jänner 2014 
die Möglichkeit einkommensabhängiges Karenzgeld in der 
Höhe des Arbeitslosengeldes beziehen, wenn die Arbeitge-
berIn zustimmt

2014:
● ÖGB-Kampagne Lohnsteuer runter! – Am 18. November 
werden der Regierung 882.184 Unterschriften übergeben
● Normierung der Sprache (ÖNORM 1080) bei der die 
Generalklausel festgelegt werden sollte –  erfolgreich verhin-
dert! 
2015:
● Lohnsteuersenkung kommt! Eingangssteuersatz von 36,5 
auf  25 Prozent verringert, sechs statt 3 Steuerstufen und 
höhere Negativsteuer (statt 110 Euro, max. 400 Euro pro 
Jahr), die in Zukunft automatisch ausbezahlt wird
● Einbeziehung der Auszubildenden in der überbetrieblichen 
Ausbildung in die zentralen Schutzbestimmungen des Mut-
terschutzgesetzes
● Öffentlicher Dienst: „Papa-Monat“ wird zum „Baby-
Monat“
● Modernisierung Strafgesetzbuch 
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Wenn sich die Einkommensschere um nur ein Prozentpunkt pro Jahr verringert, müssen 
Frauen noch über 30 Jahre auf Lohngleichheit warten. Daher fordern wir Gewerkschafte-
rinnen jetzt: 

GLEICHES GELD FÜR GLEICHWERTIGE ARBEIT!

Würden Sie Ihrer 
Tochter weniger 
Taschengeld 
geben als 
Ihrem Sohn?

    Wir fordern ge
rechtigkeit:

  Equal Pay DaY am
 31.12.!   

FRAUEN
www.oegb.at/frauen


